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Zusammenfassung
Ein-Eltern-Familien sind seit den 1970er-Jahren auf
dem Vormarsch und haben im Verhältnis zur„Nor-
malfamilie“eine größere gesellschaftliche Akzeptanz
erreicht. Jüngere soziologische Befunde sprechen
daher von der Individualisierung und Pluralisierung
der Lebensformen. Ein-Eltern-Familien stehen nicht
gleichwertig neben der tradierten bürgerlichen Fa-
milie. Vielmehr setzt diese die Ein-Eltern-Familie un-
ter einen gewissen Normalisierungsdruck. Die hohe
Akzeptanz, die allein Erziehende genießen, ist er-
kauft durch ihre Anstrengung, möglichst nicht auf-
zufallen und genauso gut zu funktionieren wie die
„Normalfamilie“. Die Individualisierung der Familien-
formen ist für die Betroffenen oft mehr Last als Zu-
gewinn an Freiheit und die Pluralisierung der Fami-
lienformen ist bislang nur in recht formeller Hinsicht
realisiert.
Abstract
Since the 1970ies, single parent families have been
gaining ground and, in comparison to so-called nor-
mal families, they have gained a broader social ac-
ceptance. Therefore, recent sociological findings talk
about an individualisation and pluralisation of the
forms of living. Single parent families are not con-
sidered equal to the traditional bourgeois family.
Rather it is this one who exercises a certain pres-
sure on single parent families to become normal.
The high acceptance single parents enjoy is some-
thing bought with their efforts to remain as incon-
spicuous as possible and to function as good as a
so-called normal family. For those concerned, the
individualisation of family forms is often a burden
rather than gained freedom, and the pluralisation
of family forms has so far been realised in a quite
formal way only.
Schlüsselwörter
allein erziehender Elternteil - Lebensbedingungen -
Lebensqualität - Alltag - Beruf - Belastung - Selbst-
beurteilung - Befragung - NBL

1.Familienformen im Wandel:
Individualisierung und Pluralisierung
Die westlichen Industriegesellschaften haben im Be-
reich Ehe, Familie und Partnerschaft in den letzten
30 Jahren einen massiven Wandel erlebt. So etablie-
ren sich seit den1970er-Jahren neben der klassischen
Lebensform der„Vater-Mutter-Kind-Familie“ zuneh-

mend andere private Lebensformen wie kinderlose
Ehen, nicht eheliche Lebensgemeinschaften mit Kin-
dern, gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften
sowie allein Erziehende und relativieren damit das
Muster der Normalfamilie. Jüngere soziologische Be-
funde sprechen von der Pluralisierung und Individua-
lisierung der privaten Lebensformen und sinnvoller-
weise spricht man nicht mehr von der Familie, son-
dern von Familien.

Allein Erziehende oder Ein-Eltern-Familien,1 von de-
nen im Folgenden die Rede sein wird, sind auf dem
Vormarsch. Rein zahlenmäßig stellen sie in den letz-
ten Jahren in Deutschland einen immer größeren An-
teil an den Familien mit Kindern. Er ist nach Angaben
des Statistischen Bundesamtes in dem Zeitraum von
1991 bis 2003 von 18,6 Prozent auf 25,7 Prozent ge-
wachsen.2 Die Lebensform der Ein-Eltern-Familie gilt
zugleich als ein Indiz für das Aufbrechen der klassi-
schen Frauenrolle. In den Ein-Eltern-Familien stellen
Mütter heute den überwiegenden Anteil – im Jahr
2003 waren 80,5 Prozent Frauen und 19,5 Prozent
Männer allein erziehend.War es für Frauen lange Zeit
gesetzte Norm, dass sie ihre Rolle als vom männlichen
Ernährer abhängige Hausfrau und Mutter spielten,
so leben heute immer häufiger Frauen und Mütter
mehr oder weniger unabhängig vom Geld verdie-
nenden Ehemann beziehungsweise Partner. Seltener
geht die Ein-Eltern-Familie auf Verwitwung, immer
öfter auf eine Ehescheidung sowie auf die nichtehe-
liche Geburt eines Kindes zurück. Im Jahr 2003 war
nur noch ein Fünftel (19 Prozent) der allein erziehen-
den Frauen verwitwet,1970 dagegen waren es noch
drei Fünftel. Wenn auch zunächst die Situation als
allein Erziehende oft nicht bewusst gewählt wurde,
so lernen viele Frauen, diese Lebensweise zu genie-
ßen und sehen sie als Befreiung von männlicher Be-
vormundung an (Haux o.J., S. 3).

Mit der Zunahme der Zahl allein erziehender Frauen
hat sich auch die gesellschaftliche Wahrnehmung
gewandelt. In den 1950er-Jahren wurden allein er-
ziehende Frauen noch als soziales Problem angese-
hen. Sie galten als Frauen, die sich der Versorgung
durch einen Ehemann entzogen hatten und nun der
Gemeinschaft zur Last fielen. Diese radikale Ableh-
nung gegenüber„sozialen Kostgängern“wurde in
den Folgejahren etwas relativiert und der Blick auf
die angeblichen Erziehungsprobleme von allein Er-
ziehenden gerichtet. Allerdings ging man damit im-
mer noch von einem gewissen Ausnahme- und Man-
gelzustand aus. So brachten Begriffe wie „Rumpf-
familie“oder„unvollständige Familie“zum Ausdruck,
dass Lebensformen, die nicht der Norm entsprachen,
notwendig problematisch und mangelhaft sein
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müssten. Inzwischen setzt sich in der Gesellschaft
das Bewusstsein durch, dass die Ein-Eltern-Familie
als eine mit der Normalfamilie gleichwertige und
damit akzeptierte Lebensform anzusehen ist. Auf
der Fachebene belegt die Wortschöpfung der Ein-
Eltern-Familie am besten das Bedürfnis, allein Erzie-
hende der Normalfamilie gleichzustellen.

2.Forschungsinteresse: Wie erleben Ein-Eltern-
Familien ihren Lebensentwurf?
Wenn man einerseits festhalten kann, dass sich mit
der Individualisierung und Pluralisierung der Fami-
lienformen ein Mehr an freier Lebensgestaltung und
für Frauen ein Stück Befreiung aus männlicher Be-
vormundung durchgesetzt hat, so wissen wir jedoch
auch, dass dieser Prozess kein widerspruchsfreier
ist. Immerhin klärt uns eine Reihe von Untersuchun-
gen zur Lebenslage von allein erziehenden Frauen
darüber auf, dass diese vermehrt in Armut leben und
große Schwierigkeiten haben, ihren Alltag zu gestal-
ten – die Rede ist hier vor allem von dem Kunststück,
verschiedene Rollen – die Mutterrolle und die Er-
nährerrolle – in Einklang zu bringen. Individualisie-
rung hat demnach eine positive und eine negative
Betonung: die Betonung von Befreiung aus tradier-
ten Abhängigkeiten, aber auch von Belastung und
Alleingelassensein.3

Das Interesse der vorliegenden Untersuchung geht
dahin, die Lebenslage der Ein-Eltern-Familie durch
Frauen bewerten zu lassen, die diese Lebensform
leben. Welche Lesart von Individualisierung haben
sie – Befreiung oder Belastung? Welche praktischen
Alltagserfahrungen machen sie in ihrem näheren
und weiteren sozialen Umfeld? Wie managen sie
ihren Alltag, den Gelderwerb, die Kindererziehung?
Wie sehr erfahren sie Anerkennung für ihre Lebens-
form durch Freunde, Nachbarn und Bekannte? Brin-
gen diese ihrer Lebensform die Wertschätzung als
alternativer und gleichwertiger Lebensform entge-
gen? Inwieweit können allein Erziehende für sich
selbst die Einschätzung von der Gleichwertigkeit
dieser Lebensform mit der Normalfamilie teilen? In-
wieweit begreifen sie ihre Lebenslage als Chance
oder als Schicksal?4

Die Untersuchung konzentriert sich auf die Lage in
den neuen Ländern. Während für die alten Bundes-
länder umfangreiche Untersuchungen zur Lebens-
lage„allein Erziehend“vorliegen, sind Befunde für
die neuen Länder noch nicht sehr zahlreich. Hierbei
ist im Ausgangspunkt die Besonderheit festzuhalten,
dass zu DDR-Zeiten die Lebensform „allein erzie-
hend“ bereits weiter verbreitet war als in den alten
Ländern.5 Allein erziehende Frauen erhielten in der
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Die jüngste Sendung „Wetten,dass ...?”des ZDF lie-
ferte eine Umfrage zum Entwicklungsstand unserer
Gesellschaft frei Haus, die selbst den ärgsten Kultur-
pessimisten bekehren müsste. Beim Zuschauervotum
über den „Wettkönig“des Abends siegte nicht die
20-köpfige Blaskapelle, die sich – auf einer Schub-
karre sitzend – durch das Studio schieben ließ. Nein,
die Nase weit vorn hatte ein junger Mann, der dank
seines absoluten Gehörs die Einzeltöne von fünf ver-
schiedenen, auf einem Klavier angeschlagenen Vier-
klängen fehlerfrei benennen konnte. Wer könnte da
noch behaupten, die Deutschen hätten nur Sinn für
Big Brother und andere vermeintliche Superstars?!

Allerdings ist dies – wie könnte es anders sein – nur
die halbe Wahrheit. Ganz real ist auf der anderen
Seite die skandalöse Vernachlässigung des Musik-
unterrichts an den deutschen Schulen. Ganz real ist
auch die schlechte Finanzausstattung der öffentlichen
Musikschulen, die inzwischen für viele Kinder uner-
reichbar sind, deren Eltern nur durchschnittlich ver-
dienen. Wie es anders geht? 

Dazu zwei Beispiele: In Venezuela gibt es durch die
Initiative eines einzelnen Paters seit 30 Jahren lan-
desweit kostenlosen, klassischen Musikunterricht.
Heute musizieren in über 1000 Orchestern Kinder
und Jugendliche aller Bevölkerungsschichten. Die
200 Besten gastierten jetzt mit einem umjubelten
Konzert in der ausverkauften Berliner Philharmonie.
Zum Zweiten: Vor drei Jahren produzierten die Ber-
liner Philharmoniker mit 250 jungen Menschen eine
Tanzperformance zu Strawinskys„Feuervogel“. Der
inzwischen auch als DVD erhältliche, preisgekrönte
Kinofilm „Rhythm is it“ zeigt auf atemberaubende
Weise, wie der englische Choreograph Royston
Maldoom die Kinder und Jugendlichen mit meist
schwierigem sozialem Hintergrund aufrüttelt, auf-
richtet und sie Begeisterungsfähigkeit lehrt.

Es müssen ja nicht die Berliner Philharmoniker sein:
Überall in Deutschland gibt es engagierte Musik-
und Tanzpädagogen, die nur die nötige Unterstüt-
zung brauchen, um in ähnlicher Weise Begeisterung
zu schaffen.

Burkhard Wilke
wilke@dzi.de

DZI-Kolumne
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https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 17.01.2026, 17:08:30. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2


DDR eine besondere staatliche Unterstützung, die
vornehmlich dem Ziel diente, auch diese Frauen voll
in das Erwerbsleben zu integrieren. Dadurch wurden
sie im öffentlichen Bewusstsein auch nicht mit typi-
schen Belastungen und Vorurteilen in Verbindung ge-
bracht.Noch heute ist diese Lebensform in den neuen
Ländern stärker verbreitet als in den alten. Sie stellt
hier ein knappes Drittel aller Familien im Vergleich
zu einem Fünftel in den alten Ländern (Bach 2001,S.
175). Inzwischen sind in Ostdeutschland die besonde-
ren staatlichen Unterstützungsnetze weggebrochen.
Vor diesem Hintergrund stellt sich speziell die Frage,
wie ostdeutsche Frauen heute ihre Lösung aus tra-
dierten Rollenzuweisungen erleben und bewerten.

Zur Beantwortung der Forschungsfragen werteten
wir vorhandene Literatur aus und führten Gespräche
mit allein erziehenden Müttern durch. Die genann-
ten Fragenkomplexe wurden anhand eines Interview-
leitfadens in einem offenen Gespräch thematisiert.
Die Hauptfrageblöcke handelten auf der„objektiven
Seite“von Erfahrungen am Arbeitsplatz und auf dem
Arbeitsmarkt, von der Organisation des Alltags so-
wie von Unterstützungsnetzen; auf der„subjektiven
Seite“ von Selbst- und Fremdeinschätzungen. An der
Befragung waren 21 Frauen im Raum Sachsen-An-
halt beteiligt. Unter ihnen befanden sich unbeschäf-
tigte sowie berufstätige Frauen, die in einer Spann-
breite von Berufen mit und ohne Hochschulabschluss
arbeiten (Apothekerin als höchste und Reinigungs-
kraft auf ABM-Basis als unterste Hierarchiestufe).6
Die Gespräche fanden im Sommer 2003 und 2004
statt .7 Die Interviews wurden transkribiert und mit-
tels einer qualitativ reduktiven Inhaltsanalyse nach
Mayring (2002) analysiert. Diese folgte dem Prinzip
der Fokussierung von Meinungen und Wahrnehmun-
gen. Die zitierten Aussagen der Befragten sind ex-
emplarisch zu verstehen; die quantitative Verteilung
der Meinungen war dabei zweitrangig.

3. Die Ergebnisse
3.1 Arbeitsmarkt: Vom Kunststück, die beson-
dere Lebenslage unsichtbar zu machen
Im ersten Themenblock sprachen wir mit unseren
Interviewpartnerinnen über ihre Erfahrungen als
Berufstätige und auf dem Arbeitsmarkt. Wie sehr
können sie mit Verständnis und Unterstützung für
ihre Situation als allein Erziehende rechnen? Die
oben erwähnte größere Selbstverständlichkeit zu
DDR-Zeiten, als allein Erziehende auch berufstätig
zu sein, könnte sich hier positiv bemerkbar machen
– so unsere Vermutung. Von den 21Frauen arbeite-
ten zum Zeitpunkt der Befragung 14, sieben in einer
Vollzeit-, sieben in Teilzeitbeschäftigung. Danach
befragt, ob sie am Arbeitsplatz mit Unterstützung

rechnen können, wenn Probleme mit der Kinderbe-
treuung auftreten (Krankheit des Kindes als klassi-
scher Fall), hatte man zunächst den Eindruck, dass
hier für Frauen kaum Schwierigkeiten entstehen.
Berichte von unerfreulichen Erlebnissen waren eher
selten. Nur drei der Befragten äußerten, dass sie mit
Unverständnis und Ärger rechnen müssen, wenn die
Verpflichtungen dem Kind gegenüber mit den Pflich-
ten am Arbeitsplatz nicht in Einklang gebracht wer-
den können. So formulierte Frau A., die zum Zeit-
punkt der Befragung zur Altenpflegerin ausgebildet
wurde und vollzeitig beschäftigt war:„Na viele kön-
nen das nicht begreifen oder einsehen.Wie gesagt,
grade jetzt, wenn ich zu viele Fehlzeiten habe, dann
kann’s passieren, dass ich nicht zur Prüfung zuge-
lassen werde.“ Diese Stelle überhaupt zu bekommen,
war für sie schwer, weil „... immer nur das Kind ge-
sehen wird, das kleine Kind“.

Alle anderen berufstätigen Frauen berichteten hin-
gegen, dass sie am Arbeitsplatz kaum Schwierigkei-
ten hatten. Arbeitgeber, aber vor allem Kolleginnen
und Kollegen, hätten Verständnis für besonderen
Regelungsbedarf, der manchmal mit dem Kind an-
fällt. Dass die Regelung jedoch hauptsächlich die
Leistung der Betroffenen ist und weniger mit wirk-
lichem Entgegenkommen und Entlastung der Frau-
en zu tun hat, wird auf den zweiten Blick deutlich.
Die Frauen hatten unterschiedliche Strategien ent-
wickelt, ihre Sonderprobleme mit der Kinderbetreu-
ung möglichst unsichtbar zu machen. Die nötige
Kinderbetreuungszeit sicherten sich einige Frauen
durch Stellenwechsel, der mit Nachteilen verbunden
war. Zwei Frauen wechselten auf eine Teilzeitstelle
mit einer Einbuße an nötigem Verdienst. Andere er-
kauften den Stellenwechsel mit deutlich längeren
Fahrzeiten oder tauschten eine für sie interessante
Tätigkeit gegen eine uninteressante ein. Weitere
Strategien, möglichst unauffällig ihre Kinderbetreu-
ungsprobleme zu regeln, sind eine flexible Handha-
bung der Arbeitszeit per Diensttausch, das Nachar-
beiten von ausgefallener Zeit oder Wochenendarbeit.

Stellvertretend hierfür erzählt Frau G., Erzieherin:
„Also ich hab damit (bei Krankheit des Kindes, An-
merkung der Autorin) kein Problem gehabt, weil ich
das vermieden habe, wenn J. krank war, meinen
Dienst getauscht oder so...es ist aber schon sehr
unangenehm, also wenn du weißt, jetzt ist das Kind
krank...also das ist jetzt nicht so ein Problem, son-
dern ich hab’s halt vermieden.“ Andere lassen das
kranke Kind mit schlechtem Gewissen allein zu Hau-
se und wollen es sich zudem nicht leisten, selbst
krank zu werden: „Da ja nun Kinder öfter mal krank
werden und F. schon viele Kinderkrankheiten hatte,
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habe ich da auch schon eine ziemlich anstrengende
Zeit hinter mir ... Ich selbst geh ja schon gar nicht
mehr zum Arzt, das könnte ich mir neben F.s Krank-
heitstagen nicht auch noch leisten“(Frau J., Verkäu-
ferin). Und Frau E., Finanzkauffrau, äußerte:„...war
ich immer bemüht, dass, wenn meine Kinder krank
waren, hab ich sie meistens allein zu Hause gelas-
sen. Damit ich so wenig wie möglich wegen den
Kindern krank geschrieben war.“ Dabei haben viele
die Furcht, dass ihre speziellen Strategien und Ar-
rangements irgendwann zusammenbrechen könn-
ten. So formulierte Frau U.,Betriebswirtin:„Ich fürch-
te mich richtig davor, wenn er (das Kind,Anmerkung
der Autorin) mal in die Schule kommt ...“

Als erste Schlussfolgerung kann man daher formu-
lieren, dass das Bild der wenig problembelasteten
Situation am Arbeitsplatz deshalb entsteht, weil
Frauen ihre speziellen Probleme „unsichtbar“ma-
chen und versuchen, die Normalitätsvorstellung von
Arbeitgebern und Kollegen und Kolleginnen nicht
übermäßig zu strapazieren. Ihre Strategien bedeuten
dann, dass sie die ganze Last ihrer individuellen und
etwas„abweichenden“ Lebensweise selbst schul-
tern, ohne wesentliche Unterstützung im beruflichen
Umfeld zu bekommen.Die marktwirtschaftliche Les-
art von Individualisierung, Belastungen privat und
ohne gesellschaftliche Unterstützung zu meistern,
macht sich demnach voll geltend. Diese These soll
in zwei weiteren Punkten beleuchtet werden: der
materiellen Lage und der Alltagsgestaltung von al-
lein Erziehenden.

3.2 Materielle Lage: Vom Anspruch,
für das Kind Normalität herzustellen
Befragt nach der finanziellen Situation, gaben die
Frauen mit zwei Ausnahmen an, dass sie finanzielle
Einschränkungen hinnehmen müssen.Dies äußerten
erwerbslose und erwerbstätige Frauen, Vollzeit so-
wie Teilzeit Arbeitende als auch Frauen in höheren
oder niedrigeren Berufspositionen. Die beengte
finanzielle Lage bedeutet für sie, dass sie Abstriche
vor allem bezüglich des Urlaubs, der Freizeitvergnü-
gen und Kleidung machen müssen.Dabei fällt auf,
dass viele der Frauen den Versuch unternehmen, die
Einschränkungen auf keinen Fall ihre Kinder spüren
zu lassen. Immerhin acht von 21 Befragten formu-
lierten dies explizit. Stellvertretend hierfür stehen
Frau D. und Frau G:„Nur Sachen kann ich mir selbst
nicht so kaufen, weil ich eben alles, was ich habe,
ins Kind stecke“(Frau D, Lehrling als Industriekauf-
frau).Gespart wird „... hauptsächlich bei mir, nicht
beim Kind. Beim Kind eigentlich gar nicht. Bei mir
also bei Kleidung, großen Urlaubsreisen“(Frau G.,
Erzieherin).

Geklagt wird nicht über den eigenen Verzicht, son-
dern darüber, dass das Bemühen, die Kinder mög-
lichst am gesellschaftlichen Durchschnittsmaß an
Kleidung, Nahrung, Freizeitvergnügen partizipieren
zu lassen, nicht immer gelingt.„Mir würde es eigent-
lich reichen, wenn ich für das Kind ...Unterstützung
kriegen würde. Damit ich ihr eben mal was zukom-
men lassen kann und nicht immer sagen muss, bei
einem lumpigen Kinobesuch beispielsweise: Nein,
das geht nicht, weil das Kino zu teuer ist“sagte Frau
X, arbeitslos. Sie äußerte, dass allein Erziehende
längere Zeit Unterstützung für das Kind bekommen
sollten – im Fall von Unterhaltsvorschuss nicht nur
zwölf Jahre; ein höheres Kindergeld und/ oder billi-
gere Kinderbetreuungsmöglichkeiten seien nötig.

Das Kind wird bei allein erziehenden Müttern zum
Dreh- und Angelpunkt all ihrer Bemühungen und
Besorgnisse. Sich selbst erlegen sie Konsumverzicht
auf, den sie ihren Kindern ersparen wollen. Wenn
schon für sie selbst die Befriedigung von Bedürfnis-
sen, die über den alltäglichen Lebensbedarf hinaus-
gehen, nicht möglich ist, so soll wenigstens für das
Kind Normalität herrschen.

3.3 Alltagsgestaltung: Vom chronischen
Zeitmangel und von Erschöpfung
Die alleinige Verantwortung für das Kind wird für
allein erziehende Frauen zum prägenden Merkmal
ihres Tagesablaufs.„Ja, alles sehr eingeschränkt,al-
les ein bisschen stressig.Zeitig aufstehen, Kind fertig
machen, in den Kindergarten bringen, Nachmittag
dann auch 16 Uhr Feierabend, dann zum Kindergar-
ten flitzen, nach Hause, Essen kochen, Kind ins Bett
bringen. Da bleibt für sich selber halt nichts mehr
übrig“(Frau V., Sekretärin). Eine Hilfe wäre es da
schon, wenn„Arbeitsplatz und Kinderbetreuung
mehr gekoppelt“wären, wenn „Arbeitszeiten und
Kinderbetreuungszeiten flexibler gestaltet“wären
(Frau F., Studentin und Museumsführerin). Dabei trifft
die Wahrnehmung, kaum Zeit für sich zu haben, nicht
nur auf berufstätige Frauen zu. Auch nicht erwerbs-
tätige Frauen berichten, in ihrem Tagesablauf ganz
vom Kind bestimmt zu sein. Straff und diszipliniert
müssen sie ihren Tag durchorganisieren.

Der chronische Zeitmangel wird subjektiv als Stress
erlebt, der zur Erschöpfung führt. Exemplarisch Frau
W., Apothekerin: Sie fühlt sich „... ausgepowert. Das
ist eigentlich ein großes Problem – der chronische
Zeitmangel bei mir. Wenig Zeit für mich. Man muss
sich eigentlich alles abknapsen. Irgendwann schafft
man es mal, wenn die Kinder im Ferienlager sind
oder so. Aber ansonsten opfere ich meine ganze Frei-
zeit den Kindern in irgendeiner Form.“ Für viele ist
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die „Zeit für sich“auf die Phasen am Tag beschränkt,
in der das Kind im Bett ist – oft nur ein paar Stunden
spät abends.

Freizeit ist dem Umfang und Inhalt nach auf das Kind
abgestellt. Exemplarisch hierzu Frau J. und Frau W.:
„Es ist mir schon ziemlich wichtig, viel Zeit zusam-
men zu verbringen, da ich nicht will, dass er denkt,
ich hätte keine Zeit oder Lust, Zeit mit ihm zu ver-
bringen“(Frau J.,Verkäuferin).„Und selbst im Urlaub.
Man hat ja immer die Kinder, man muss mit denen
immer was unternehmen, ja. Es ist nie so, dass ich
sagen kann, jetzt lass ich alle Fünfe grade sein“(Frau
W.,Apothekerin). Eigene Interessen und Hobbys blei-
ben auf der Strecke.„Ich kann auch nicht das machen,
was ich gerne machen möchte. Zum Beispiel Sport
treiben oder mal ins Kino gehen. Ist wirklich ganz
selten. Ich muss mein Kind immer mitnehmen“(Frau
A., Altenpflegerin). Der Anspruch, mal was allein und
für sich zu machen, kann dann leicht in Stress aus-
arten, den man sich lieber erspart. Das empfindet
zumindest Frau F., Studentin und Museumsführerin,
so:„...dass ich dann viel mehr geschafft bin, als wenn
ich es gleich lasse, also abends in der Woche weg-
gehen.“ Kein Wunder, dass der Wunsch aufkommt,
sich auch mal eine„Auszeit“gönnen zu können.
„Frauen sollte öfter mal eine Auszeit gegönnt wer-
den. Also wirklich eine Kur, ohne dass man haufen-
weise Schreibkram ausfüllen muss und Rennereien
hat. Weil irgendwann ist die Kraft dann zu Ende und
man kann nicht mehr“(Frau E., Finanzkauffrau).

Die gesellschaftliche Norm der„guten Mutter“be-
stimmt das Leben der allein Erziehenden. Die Inter-
viewpartnerinnen wollen alle die Mutterrolle als
Erzieherin und Fürsorgerin für das Kind perfekt aus-
füllen. Die nahezu alleinige Verantwortung für das
Kind sorgt dafür, dass dieser Anspruch wieder nur
auf Kosten der Frauen erfüllt wird. Die Härte dieses
Maßstabes formuliert Frau J.,Verkäuferin, so:„Mehr-
fachbelastung: Mutter, Arbeitnehmer, Hausfrau,Or-
ganisator, Freundin und und und ... dann ist das echt
ziemlich hart.“ Dass dieser hohe Anspruch nicht
schon im Ansatz scheitert, liegt an privaten Unter-
stützungsnetzen, auf die allein erziehende Mütter
zurückgreifen können und die es ihnen ermöglichen,
die oben beschriebenen Belastungen auszuhalten.

3.4 Unterstützung, Beratung: Ohne die
Herkunftsfamilie geht es nicht
Auf die Frage nach der Unterstützung im Alltag wur-
den in erster Linie und fast ausnahmslos die Eltern
und Großeltern genannt. Diese sind eine wichtige
Hilfe bei der Kinderbetreuung, aber auch, wenn
Dinge in Haus und Wohnung zu regeln sind sowie

in finanzieller Hinsicht. Bei den nicht Berufstätigen
helfen sie vor allem finanziell, bei den Berufstätigen
insbesondere bei der Kinderbetreuung. Selbst die
Unterbringung des Kindes im Kindergarten funktio-
niert nur, weil Eltern und Großeltern mit eingreifen.
So sagte Frau U., Betriebswirtin:„Also ich bin voll
auf die Omas angewiesen, das ist klar. Ich bringe
ihn früh in den Kindergarten, also ich arbeite von
neun bis 17 Uhr, von Montag bis Donnerstag, Freitag
dann bloß bis halb drei. Also freitags schaff ich’s
dann selber. Montags und donnerstags bring ich 
ihn halt und zwei Tage in der Woche holt ihn meine
Mama und zwei Tage die Woche holt ihn meine Ex-
schwiegermama, denn ich will auch nicht, dass er
bis um fünf das letzte Kind ist, aber selbst das würde
ich nicht schaffen.“ 

Freunde wurden als Unterstützende in zweiter Linie
genannt, insgesamt achtmal. Hier jedoch wurden
stärkere Vorbehalte formuliert: Eher mit schlechtem
Gewissen nehme man die Hilfe von Freunden und Be-
kannten in Anspruch, unter anderem auch deshalb,
weil man nicht auf volles Verständnis rechnen könne:
„Man hat ja auch immer ein schlechtes Gewissen,
weil man andere Leute für seine Kinder einspannt“
(Frau W., Apothekerin).Und Frau L.,Beamtin, meinte:
„Eigentlich sind alle sehr solidarisch. Aber so richtig
Verständnis kann man auch nicht erwarten, weil sie
die Erfahrung einfach nicht haben.“ Nur von einer
Befragten wurden Nachbarn und Freunde als das
wichtigste Unterstützernetzwerk benannt. Auch der
Kindsvater scheint eine recht untergeordnete Rolle
als Unterstützer zu spielen. Er wird nur in vier Fällen
als solcher erwähnt.

Wir wollten auch wissen, welche Erfahrungen allein
Erziehende mit Ämtern und Behörden machen. Zwei
von 16, die sich hierzu äußerten, sprachen explizit
von sehr guten Erfahrungen. Genannt wurde das
Jugendamt, bei dem„immer die Mutter im Vorder-
grund steht mit dem Kind“ (Frau A., Altenpflegerin)
und das gute Beratung in Fragen des Unterhaltsvor-
schusses geleistet habe (Frau S., arbeitslos). Drei der
Befragten äußerten verhalten positiv, dass Hilfe und
Unterstützung schon in Ordnung waren. Die Übrigen
hatten eher negative Einschätzungen. Sie reichten
von Äußerungen, wonach man zwar keine schlech-
ten Erfahrungen gemacht, jedoch auch keine wirk-
liche Hilfe erhalten habe, bis hin zu Berichten über
explizit schlechte Erfahrungen. Als Gründe wurden
genannt, dass mit Kindern ungünstige Öffnungszei-
ten und lange Wartezeiten auf dem Amt unzumutbar
sind, dass lange Bearbeitungszeiten die Mütter finan-
ziell in Schwierigkeiten bringen, dass die Beratung
unzulänglich sei.

46 Soziale Arbeit 2.2006
https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 17.01.2026, 17:08:30. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte

Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2


„Das Sozialamt hat sich unheimlich angestellt. Die
waren extrem unfreundlich und...erstmal die langen
Wartezeiten. Das mit kleinen Kindern ist fast nicht
machbar. Es gab keine Toiletten, keine Wickelräume,
kein gar nichts...auch keine Beratung“ (Frau F.). Und
Frau J. äußerte:„Also mit den Ämtern, das ist eine
ganz schöne Lauferei. Unmöglich, denn dir will kei-
ner helfen. Du musst ganz schön hinterher sein und
musst wissen, was dir zusteht. Gesagt wird dir nichts.
Aber wenn du weißt, was dir zusteht, bekommst du
das auch.“ Und Frau E. meinte:„Auf den Ämtern ist
es immer schwierig, ob man da jetzt allein Erziehend
ist oder nicht, ist egal, glaub ich. Das spielt nicht die
Rolle, man wird dadurch nicht benachteiligt. Aber
man muss eben unheimlich kämpfen, man muss um
seine Rechte kämpfen.“Ein Problem besteht gerade
in der Gleichbehandlung mit anderen Hilfebedürfti-
gen. Ihre besondere Lebenslage sollte stärker berück-
sichtigt werden.

3.5 Fremdwahrnehmung: Zwischen
Bewunderung und Misstrauen
Nach erlebten Einschätzungen durch Freunde, Nach-
barn und Bekannte gefragt, sprach gut die Hälfte
der Frauen davon, keine Gefühle von Ausgrenzung
durch die nähere soziale Umgebung zu kennen. Ein
Teil der Interviewten berichtete sogar von ausgespro-
chen positiven Erfahrungen. Sie erleben Anerken-
nung und Bewunderung für ihre Lebensweise. Frau
F. erzählte:„Also, ich hab schon das Gefühl, dass ich
voll anerkannt werde. Also, ich bekomme sehr viel
Lob von Freunden und Bekannten, wie ich meine
Situation so meister – und auch Respekt. Dass man
das allein so schafft.“ Freilich ist mit der Bewunde-
rung, dass „man es schafft“, auch schon der Maß-
stab angegeben, den allein Erziehende zu erfüllen
haben, was Frau F. so erläuterte:„Das ist jetzt mitt-
lerweile so, seit ich halt ‘ne ganze Weile allein Erzie-
hende bin, seit meine Umgebung auch mitbekommt,
dass das klappt. Das war am Anfang eher nicht so.
Da haben mir sehr viele kritisch gegenübergestan-
den und auch gesagt, das wirst du nie packen und
es war ein Fehler, sich zu trennen. Aber mittlerweile
bekomme ich dafür Anerkennung.“ 

Wenn man es aber„nicht packt“ beziehungsweise
wenn die anderen denken, dass man es nicht schaf-
fen könnte, dann ist die erste Reaktion nicht etwa
das Angebot von Unterstützung, sondern Misstrauen
bis hin zur Missachtung. So äußerten einige, dass
ihre Umgebung – Nachbarn, Bekannte – sie beäu-
gen, ob sie mit dem Kind alles geregelt kriegen –
schließlich fehlt ja der Vater:„Ja, die denken, dass
ich mit dem Kind zum Beispiel nicht klar komme oder
keine Erfahrung habe“(Frau P., arbeitslos). Oder Frau

H.erzählte: „Ja, sie haben mir unterstellt, dass ich
nicht verantwortungsbewusst mit meinem Kind um-
gehe. Das war, als die Familie noch bestand, so nicht
der Fall.“ Die Nachbarn hätten dann „... mehr auf
mich und mein Kind ein Auge geworfen, um zu gu-
cken, ob es dem Kind auch gut geht und in vielen
meiner Aktivitäten, auch wenn es mal um Männer
ging, sich rein gehangen und meinten, es sei nicht
mein Recht, also meine eigenen Bedürfnisse auch
noch selbst wahrzunehmen“ (Frau H., Studentin).
Einige Befragte störte, dass allein erziehend in ei-
nem Atemzug mit „sozial schwach“genannt wird
und fühlen sich dadurch im Verhältnis zur Normal-
familie, in der oft auch „ganz viele Probleme herr-
schen... und an die würde keiner rühren“, herabge-
setzt (Frau G., Erzieherin). Dieses Gefühl der Diskri-
minierung führt laut Frau W. dazu, dass sich viele
allein Erziehende nicht als solche„outen“wollen.
„Dieses sich outen, weil es ja immer noch als Man-
gel angesehen wird. Und das ist ganz schwierig, an
die Leute heranzukommen“(Frau W.,Apothekerin).

Dass Frauen ihren Platz besser in einer Vater-Mutter-
Kind-Familie hätten, macht auch das Urteil„arme
verlassene Frau“deutlich – ganz unabhängig davon,
ob Frauen tatsächlich verlassen wurden oder selbst
die Beziehung beendet hatten:„Bei Bekannten oder
neuen Bekannten immer dieses, dass ich ganz schön
arm dran bin, weil ich eben mit meinem Kind allein
lebe – und ich klarstellen muss, dass ich diejenige
war, die sich eigentlich bewusst in diese Situation
begeben hat. Und das finde ich nicht in Ordnung,
dass sich wirklich keiner vorstellen kann, dass eine
Frau mit Kind diesen Schritt gehen kann, aus wel-
chen Gründen auch immer“(Frau M., Physiothera-
peutin). Die Vorstellung, dass eine Frau unmöglich
aus freien Stücken ein Leben ohne Partner leben
könne, schlägt sich auch in Bezichtigungen nieder,
an der eigenen Lage selbst „schuld“ zu sein und der
Gesellschaft zur Last zu fallen. Exemplarisch hierfür
Frau A:„Na, viele Leute können sich da nicht richtig
reinversetzen, was es heisst, allein Erziehende zu
sein. Sie kommen mit dummen Sprüchen, so nach
dem Motto‚ ich hab es ja nicht anders gewollt...“
Ganz handfest wird der geltend gemachte Maß-
stab Vater-Mutter-Kind-Familie dann so erlebt:„Im
Schwimmbad wollte ich eine Familienkarte haben,
für meine Kinder und mich...Mir wurde die Familien-
karte erst nicht gegeben, weil ich keine vollwertige
Familie bin, weil da eben kein Mann dabei war. Das
ist Diskriminierung. Ich bin eine Familie, wir sind doch
eine Familie“(Frau E., Finanzkauffrau). Aus Sicht der
Interviewpartnerinnen wird ihre Lebensform nur be-
dingt von ihrer näheren Umgebung anerkannt. Der
Maßstab und damit Bedingung der Anerkennung ist

47 Soziale Arbeit 2.2006
https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 17.01.2026, 17:08:30. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte

Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2


eben immer wieder und immer noch die Normalfa-
milie, an dem sich die allein Erziehenden bewähren
müssen. Ob und inwieweit dies aus Sicht der sozia-
len Umwelt gelingt, entscheidet, mit wieviel Wohl-
wollen man auf die Frauen mit ihrer alternativen
Lebensweise blickt. Diese sehen sich daher in einem
dauernden Abwehrkampf gegen Misstrauen und
Ablehnung.

3.6 Eigenwahrnehmung: Normalfamilie
wünschenswert
Wie sehr solche Normalitätsvorstellungen selbst bei
den befragten allein Erziehenden vorherrschen,zeigt
Frau E. – eben noch selbstbewusste Verteidigerin
ihrer Familienform – wenn sie zugibt: „Man sieht
sich ja selber als halbwertig an, einfach in dem Mo-
ment und das ganze Jahr eigentlich. Man ist ja sel-
ber deprimiert, wenn man zum Beispiel ein Ehepaar
sieht. Die sind zusammen und erziehen die Kinder
zusammen. Man weiß ja selber, dass man mit allem
allein dasteht. Das ist schon sehr schwer“ (Frau E.,
Finanzkauffrau). Diese Unsicherheit äußert sich auch
als ängstlicher Versuch, das Bild „alles im Lot“auf-
recht zu erhalten:„… ja und auch so diese Angst,
schlecht angeguckt zu werden, also die allein Erzie-
henden, die ich kenne, die sind halt sehr darauf be-
dacht, ihrer Umwelt zu beweisen, dass es als allein
Erziehende genauso gut geht. Also, sie sind sehr
streng, teilweise unheimlich sparsam und unsicher
…“(Frau F., Studentin und Museumsführerin).Oder:
„Sie lassen sich nicht helfen, lassen niemanden an
sich ran, wollen das nicht nach außen tragen“(Frau
D., Industriekauffrau).

So sind denn auch die Befragten ganz überwiegend
der Meinung, dass die Normalfamilie doch wün-
schenswert sei. Nur zwei äußerten dezidiert, dass
sie sich weder aus ihrer noch aus der Perspektive
des Kindes einen Partner wünschen. Frau C. sagte,
dass sie auch so glücklich sei und Frau D. äußerte,
dass, selbst wenn sie auf Dauer mit dem Kind allei-
ne bliebe, dies bedeutungslos sei,„...weil ich dem
so viel Liebe gebe, dass es eigentlich reicht.“ Die
anderen Frauen halten jedoch die Vater-Mutter-Kind-
Familie für die eigentlich wünschenswerte Lebens-
form. Hierbei teilt sich das Feld auf in diejenigen,
die diese Lebensform unbedingt für wichtig halten,
und diejenigen, die daran die Bedingung knüpfen,
dass es sich um eine gut funktionierende Beziehung
handeln müsse. So sagte Frau W., Apothekerin:„Ich
sage, es ist schön für die Kinder, wenn beide da sind,
wenn die Beziehung zwischen Mann und Frau funk-
tioniert. Dann ist es wunderbar. Dann hat man sicher-
lich einige Probleme weniger und einige mehr könn-
te ich mir vorstellen. Aber es ist nicht unbedingt die

Form, die ich anderen auf Teufel komm raus empfeh-
len würde.“ Und Frau M., Physiotherapeutin, meinte,
„...dass eine männliche Person dem Kind schon sehr
gut getan hätte, also einfach als Ausgleich, aber wie
gesagt ... ich würde nie mit einem Mann zusammen-
bleiben, um einfach diese Wunschvorstellung auf-
recht zu erhalten, damit das Kind den Vater bei sich
hat, obwohl ich gar nicht mit diesem Mann zusam-
menleben kann.“

Bedingungslos hingegen formulieren die anderen
Frauen, dass sie wegen des Kindes den Vater für un-
verzichtbar halten: „Schön wäre es schon fürs Kind,
auf jeden Fall. Ein Kind braucht beide Elternteile,
schon um eine Beziehung zu Vater und Mutter auf-
zubauen“ (Frau K., Zahnarzthelferin). Und Frau F.
denkt, dass sie die männliche Bezugsperson „nicht
ersetzen“ kann. Einige wenige der Befragten sehen
die Normalfamilie quasi als die natürliche Lebens-
form und befürchten gar, dass ihr Kind später die
Lebensform allein erziehend kopieren könnte: „Für
S.wünsch ich mir schon, dass sie sieht, wie der
Mensch geschaffen ist. Und es ist halt so, die Natur
hat’s vorher bestimmt, dass zwei zusammen sind
und dann mit Nachwuchs…Und, wenn sie das gan-
ze Leben jetzt sehen würden, meine Mama wohnt
mit mir ohne Vater, ich weiß nicht, ob die dann noch
klar kommt mit einer Beziehung. Das sind meine
Bedenken, dass sie sagt, lasst mich in Ruhe, ich kom-
me alleine klar. Das wär das Schlimmste eigentlich,
weil das nicht so ist, ja. Der Mensch ist nicht zum
Alleinsein geschaffen“(Frau L., Beamtin).

Die Normalfamilie ist nach Meinung der Befragten
als Vor- und Leitbild vor allem gefragt, wenn an die
Erziehungsaufgabe gedacht wird. Weniger eindeu-
tig stellt sich allerdings das Bild dar, wenn allein er-
ziehende Frauen ein zusammenfassendes, bilanzie-
rendes Urteil über ihre Lage fällen und dabei auch
an ihre eigene Persönlichkeitsentwicklung denken.
Aus den Antworten auf die Frage „Was haben Sie
als allein Erziehende gewonnen, was haben sie ver-
loren?“ergibt sich der folgende Befund: Trotz der
Härten, denen allein Erziehende – berufstätige wie
nicht berufstätige – unterliegen, listen nur wenige
ausschließlich Negatives auf. Nur zwei von ihnen
sprachen davon, dass sie durch ihre Lebenslage nur
verloren hätten. Genannt wurden der Verlust von
Freizeit, Hobbys und die fehlende Arbeitsteilung in
Alltags- und Erziehungsfragen. Acht der Befragten
sprachen hingegen ausschließlich von Gewinn. Da-
durch, dass sie ihr Leben alleine managen, hätten
sie eine größere Selbstständigkeit entwickelt, ein
stärkeres Selbstbewusstsein gewonnen, wären sich
ihrer eigenen Stärken bewusst geworden. Sie ordnen
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sich Eigenschaften wie Kampfgeist, Mut, Organisa-
tionstalent, Pragmatismus und Rationalität zu. Nie-
mandem Rechenschaft schuldig zu sein, die alleini-
ge Entscheidungsbefugnis in Sachen Erziehung und
Alltagsgestaltung werden als Unabhängigkeit und
Freiheit gesehen. Das Vertrauensverhältnis zum Kind
wird von einigen besser bewertet als in einer Part-
nerschaft.„Jetzt fühle ich mich stark, selbstbewusst,
frei“sagte Frau D. (Lehrling als Industriekauffrau).

Dieses Selbstbewusstsein paart sich jedoch bei an-
deren mit einem Verlustgefühl. Für acht der Befrag-
ten hat die Freiheit eine Doppelbedeutung, ist posi-
tiv und negativ zugleich. Frau M., Physiotherapeutin,
formulierte dieses widersprüchliche Verhältnis so:
„Also, ich denke, ein Ja (gemeint ist Gewinn, Anmer-
kung der Autorin), dass ich viele Situationen gemeis-
tert habe, ohne dass jemand da war, der mir den Rü-
cken gestärkt hat...und ein Nein, weil ich mich in
vielen Situationen allein gelassen gefühlt habe. Ich
musste eben allein Entscheidungen treffen,ohne je-
manden fragen zu können, ob diese Entscheidung
auch richtig war, also wo ich mir gewünscht hätte,
dass jemand da wäre, der mit mir entscheidet.“Frau
F. äußerte in diesem Sinne:„Der Vorteil ist einfach,
dass ich allein entscheiden kann, dass ich den Weg
gehen kann, den ich gehen möchte, ohne jemandem
Rechenschaft abzulegen. Der Nachteil ist, dass man
ganz auf sich gestellt ist, dass man 24 Stunden für
das Kind da ist und dass man selber keine Zeit hat,
mal an sich zu denken.“Ähnlich argumentierte Frau
U.:„Ein Trennungsgrund war bei uns ja, dass wir
uns in Erziehungsfragen nicht einig waren. Das ist
schon schön, wenn man allein ist. Es redet nicht im-
mer jemand rein. Andererseits bekomme ich heute
immer noch Schweißausbrüche wenn er krank wird
und ich stehe alleine da. Ist noch jemand da, trifft
man die Entscheidung gemeinsam.“ Und Frau H.:
„...weil mir dadurch sehr viel bewusst geworden
ist. Im Grunde genommen hat’s für mich, für meine
weitere Entwicklung sehr, sehr viel gebracht, weil
ich mich durch dieses Allein-erziehend-sein viel mehr
gespürt habe und mir meiner Stärken viel mehr be-
wusst geworden bin. Negativ aufgefallen ist, dass
man sich oft allein gelassen und einsam fühlt.“

So erwiesen sich die Attribute der Stärke als erzwun-
gene Attribute, die diejenigen brauchen, die in vie-
len Belangen allein gelassen sind, um sich durchzu-
setzen. Die viel gepriesene Emanzipation aus männ-
licher Vorherrschaft, das Lob der Individualisierung
der Lebensformen ist demnach mit Vorsicht zu genie-
ßen. Interessant ist in diesem Zusammenhang, wie
Frau E., Finanzkauffrau, Stärke und Selbstbewusst-
sein einschätzte: „Sie haben alle Probleme, entwe-

der, weil sie kein Geld kriegen, Unterhalt nicht kommt
oder was auch immer. Sie sind alle stärker geworden,
sicherlich, aber ob sie jetzt unbedingt mehr Selbst-
bewusstsein haben? Das weiß ich nicht. Und wenn,
dann ist es nur notgedrungen. Sie verhalten sich wie
alle anderen auch. Was ich nur merke ist, sie fahren
eher Auto, sie haben mehr Mut, was zu unternehmen.
Weil sie einfach müssen, es geht nicht anders.“

4. Fazit
In der unmittelbaren Nachkriegszeit waren Ein-El-
tern-Familien eine gesellschaftlich nicht erwünschte
Lebensform. Heute sind sie im Verhältnis zur Normal-
familie auf dem Vormarsch und haben inzwischen
eine größere Akzeptanz erreicht. In diesem histori-
schen Vergleich ist der These von der Individualisie-
rung und Pluralisierung der privaten Lebensformen
sicher nicht zu widersprechen. Allerdings muss sie
differenziert betrachtet werden. Die Ein-Eltern-Fa-
milie steht nicht einfach gleichwertig neben der bür-
gerlichen Normalfamilie und in keinem bloßen Er-
gänzungsverhältnis zu ihr. Vielmehr reibt sie sich in
vielerlei Hinsichten an der tradierten Vater-Mutter-
Kind-Familie. Dies in der Weise, dass diese die Ein-
Eltern-Familie unter einen gewissen Normalisie-
rungsdruck setzt. Dies belegen unsere Ergebnisse 
in verschiedenen Bereichen.

Bei der Betrachtung der Frauen als Arbeitnehmerin-
nen stellte sich heraus, dass sie ihre Akzeptanz als
allein Erziehende dadurch erkaufen, dass sie den
Konflikt Kind und Beruf durch geschicktes Handling
der Kinderbetreuung ganz allein lösen, womit sie
ihre besonderen Probleme so gut wie unsichtbar
machen. Wo dies nicht gelingt, schlägt die Verant-
wortlichkeit für das Kind gegen die Frauen aus. Dies
betrifft dann besonders Arbeit suchende Frauen, die
meist Auskunft geben müssen, ob die Kinderbetreu-
ung geregelt ist, und dies oft nicht glaubhaft nach-
weisen können. Man kann daraus schlussfolgern,
dass sich allein erziehende Frauen ihre Akzeptanz
als Arbeitende oder Arbeit suchende Mütter dadurch
erkaufen, dass sie möglichst„normal“funktionieren
und ihre Probleme mit der Kinderbetreuung kaschie-
ren. Frauen dürfen keine„Last“für ihren Arbeitge-
ber sein.

Die Betrachtung der Alltagsgestaltung von allein
Erziehenden erhärtet die These, wonach die geprie-
sene Individualisierung für allein erziehende Frauen
eher eine Last denn wirkliche Befreiung bedeutet.
Vor dem Hintergrund der in der Regel knappen finan-
ziellen Mittel und meist nur kleiner verlässlicher
sozialer Unterstützungsnetze gerät der Alltag bei
vielen zum Stress. Wo eben die in der tradierten Fa-
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milie gegebene Arbeitsteilung durch partnerschaft-
liche Rollenteilung fehlt, müssen Frauen alle in der
bürgerlichen Familie vorgesehenen Rollen überneh-
men. Eine Überlastung ist die logische Folge.

Dass Frauen am Arbeitsplatz und in ihrer Familie
funktionieren können, liegt vor allem daran, dass
sie in der Regel auf ihre Herkunftsfamilie als wich-
tigste Unterstützung zurückgreifen können. In Be-
zug auf staatliche Hilfe durch Behörden sind die
Erfahrungen gemischt: Sie bewegen sich zwischen
der Wahrnehmung von wirklicher Hilfe und der Ver-
hinderung oder Verweigerung von Unterstützung.
Insgesamt scheint die Erwartungshaltung gegenüber
einer gesellschaftlichen Unterstützung, die über die
Familie hinausgeht, eher gering. Die oft diskutierte
These, wonach vor allem in Ostdeutschland eine
„Versorgungsmentalität“vorherrsche, die sich als
Anspruchshaltung gegenüber dem Staat äußere,
trifft auf allein Erziehende nicht zu. Eher scheint es
so zu sein, dass ostdeutsche Frauen schnell gelernt
haben, dass sie die von der Gesellschaft erwünsch-
ten Funktionen individuell bewältigen müssen.

Von ihrer Umgebung (Fremdwahrnehmung) sehen
sich allein Erziehende ihrer eigenen Einschätzung
nach sowohl bewundert als auch misstrauisch be-
äugt: bewundert, weil sie mehrfach belastet sind;
misstrauisch, weil sie das „falsche Familienmodell“
leben und daher Gefahr laufen, der Gemeinschaft
zur Last zu fallen. Gemäß ihrer Selbstwahrnehmung
sehen sich die meisten Frauen selbstbewusst als
starke Kämpferinnen, die ihre Unabhängigkeit von
einem Partner als Gewinn für sich verbuchen. Frei-
lich wird diese Unabhängigkeit und Freiheit zugleich
auch mit Belastungen und Verlust assoziiert, wes-
halb der Wunsch nach einer Partnerschaft und die
positive Bewertung der Normalfamilie Hand in Hand
gehen mit der Wertschätzung ihrer Unabhängigkeit.

Alles in allem ist aus den Erfahrungsberichten eher
zu schließen, dass die Individualisierung der Fami-
lienformen für die Betroffenen mehr Last als ein
wirklicher Zugewinn an Freiheit bedeutet. Die hohe
Akzeptanz, die allein Erziehende inzwischen in der
Gesellschaft genießen, ist erkauft durch ihre persön-
liche Anstrengung, möglichst nicht aufzufallen und
genauso gut zu funktionieren wie die Normalfami-
lie. Da der Maßstab des tradierten Familienmodells
allgegenwärtig ist, kann von einer Pluralisierung der
Familienformen eigentlich nur in einer recht formel-
len Hinsicht gesprochen werden.

Anmerkungen
1 Im Folgenden werden die Begriffe Ein-Eltern-Familie und
allein Erziehende synomym gebraucht. Dies geschieht, um
eine gewisse sprachliche Holprigkeit des neueren Begriffs Ein-
Eltern-Familie zu umgehen. Der Autorin ist bewusst, dass es
gute Gründe dafür gibt, die Bezeichnung„allein erziehend“zu
ersetzen, verkürzt sie doch diese Lebenslage auf Erziehungs-
probleme und legt durch die Bezeichnung einen angeblichen
Mangel dieser Familienform nahe.
2 Eigene Berechnungen nach Zahlen des Statistischen Jahr-
buches (Statistisches Bundesamt 1990 und 2004). Diesen Zah-
len liegt eine Definition von Nave-Herz (1994) zu Grunde, wo-
nach Ein-Eltern-Familien Mütter oder Väter sind, die die täg-
liche Verantwortung für die Erziehung sowie den Lebensunter-
halt der Kinder überwiegend allein wahrnehmen. Die Sorge-
rechtsregelung ist dabei nebensächlich. In die Betrachtung
werden Mütter oder Väter mit minderjährigen und erwachse-
nen Kindern einbezogen. In vielen Publikationen werden nur
allein Erziehende mit minderjährigen Kindern betrachtet, da
dies die Lebenssituation von allein Erziehenden am besten
wiederspiegele. Angesichts der um sich greifenden Jugend-
arbeitslosigkeit, die immer mehr auch erwachsene Kinder an
ihre Familien bindet, scheint mir die Erweiterung auf Eltern
mit minder- und volljährigen Kindern zulässig zu sein. Die hier
referierten Zahlen des Statistischen Bundesamtes zählen zur
Gruppe der allein Erziehenden auch unverheiratete Eltern, die
in Partnerschaft oder nicht ehelicher Lebensgemeinschaft le-
ben – auch dann, wenn die Kinder gemeinsame Kinder sind.
Dies erklärt die geringfügige Abweichung von in anderen
Publikationen genannten Zahlen.
3 Allein erziehende Frauen stellen einen überproportionalen
Anteil von Sozialhilfebezieherinnen (Statistisches Bundesamt
2003, S.11). Meier fasst dies in dem Urteil zusammen, dass
allein Erziehende im Vergleich zu nichtehelichen Lebensge-
meinschaften und noch mehr im Vergleich zu verheirateten
Paaren trotz verbesserter sozialer Leistung immer noch be-
nachteiligt werden (Meier 1999, S.1).
4 Es sei hier angemerkt, dass die Untersuchung nicht bean-
sprucht, die Lebensform Ein-Eltern-Familie systematisch mit
anderen Familienformen zu vergleichen. Was als Merkmal der
Ein-Eltern-Familie festgehalten wird, mag in dem einen oder
anderen Fall auch für andere Familienformen zutreffen.
5 Anfang der 1970-Jahre lag in der DDR der Anteil der allein
Erziehenden bereits bei 18%, in Westdeutschland bei gut 12%
(Bach 2001, S.175).
6 Die Befragten waren Frau A., Altenpflegerin; Frau B., Köchin;
Frau C.,Altenpflegerin; Frau D., Lehrling als Industriekauffrau;
Frau E., Finanzkauffrau; Frau F., Studentin und Museumsführe-
rin; Frau G.,Erzieherin; Frau H., Studentin; Frau J., Verkäuferin;
Frau K., Zahnarzthelferin; Frau L.,Beamtin; Frau M.,Physiothe-
rapeutin; Frau P., arbeitslos; Frau R., Erzieherin; Frau S., arbeits-
los; Frau W., Apothekerin; Frau U., Betriebswirtin; Frau V.,Se-
kretärin; Frau X., arbeitslos; Frau Y., arbeitslos; Frau Z., Reini-
gungskraft.
7 Die Interviews wurden mit Studierenden am Fachbereich
„Soziale Arbeit, Medien, Kultur“ der Hochschule Merseburg
im Rahmen eines Empiriekurses „Qualitative Methoden der
Sozialforschung“ konzipiert und durchgeführt.
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Zusammenfassung
Die britische Arbeitsmarktreform besitzt für die in-
stitutionelle Umsetzung des Sozialgesetzbuch II
(SGB II) Vorbildfunktion, was sich zum Beispiel auch
in der Übernahme zentraler Begriffe zeigt („Job-Cen-
ter”,„persönlicher Ansprechpartner”). Aus diesem
Grund wird die Bedeutung persönlicher Beratung 
in der britischen Arbeitsvermittlung untersucht, um
hieraus Anregungen für die deutsche Diskussion ge-
winnen zu können.
Abstract
The British labour market reform serves as a model
for the institutional implementation of SGB II (Social
Security Code) which, for instance, becomes obvious
with the application of central terms like„job centre“
or„personal contact partner“. This is why, we exa-
mine the importance of personal advice in British
job placement services in order to gain suggestions
for the German discussion.
Schlüsselwörter
Arbeitsmarkt - Reform - Arbeitsvermittlung -
Beratung - Großbritannien

Einleitung
Großbritannien hat bereits 1997 damit begonnen,
die Grundstrukturen der Arbeitsmarktpolitik zu ver-
ändern. Am Anfang standen zielgruppenbezogene
Programme („New Deals“), die die Leistungserbrin-
gung in den Arbeitsämtern („employment service“)
ergänzten. Nachdem sich das Programm bewährt
hatte, wurde in den nächsten Schritten der grund-
legende Prozess der Gewährung von Geld-, Sach-
und Dienstleistungen an Nichterwerbstätige verän-
dert: Resultat war das„Job CentrePlus“, das nicht
nur für Arbeitslose zuständig ist, sondern für alle
nicht erwerbstätigen Personen im erwerbsfähigen
Alter (Knuth u.a. 2004). Eingebettet ist die Arbeits-
marktreform in ein flankierendes Maßnahmenpa-
ket, insbesondere das Programm„making work pay“
(„Arbeit bezahlt machen“), ein Programm zur Been-
digung von Kinderarmut und das Programm„tack-
ling social exclusion“(„Sozialen Ausschluss bekämp-
fen“), ein Sonderprogramm für bestimmte Regionen
mit hoher Arbeitslosigkeit. Ziel dieses Maßnahmen-
pakets war es insbesondere, die Armut von Kindern
und Jugendlichen zu bekämpfen. Die Arbeitsmarkt-
reformen in Großbritannien sind somit nur in einem
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weiteren konzeptionellen Rahmen zu verstehen und
die im Folgenden dargestellten Reformen müssen
als Elemente einer umfassenden Strategie begriffen
werden:„Es steht fest, dass Großbritanniens ,Wel-
fare to Work‘ oder die Aktivierungspolitik vor allem
Elemente einer viel größeren und immer enger ver-
knüpften Modernisierungstrategie sind“ (Walker;
Wiseman 2001,S. 6).1

Die Arbeitsmarktreform in Deutschland bezog von
Beginn an wichtige Impulse aus Großbritannien. Die
jugendspezifischen Programme („Jump“und„Jump
Plus“) waren vom„New Deal for Young Persons“
inspiriert, die organisatorische Umsetzung des SGB
II in„Job-Centern“vom britischen„Job CentrePlus“
(hierzu Kohlrausch 2004). Und nicht zuletzt verdankt
die Figur des„Persönlichen Ansprechpartners“2 (vgl.
§ 14,2 SGB II) nicht nur sprachlich, sondern auch
inhaltlich einiges der Konzeption der„Personal Ad-
viser“, denen in der britischen Reform eine Schlüs-
selstellung zukommt. Aus diesem Grunde sollen im
Folgenden die Erfahrungen präsentiert werden, die
in Großbritannien in verschiedenen Programmen
mit der persönlichen Beratung durch die„Personal
Adviser“gemacht werden konnten.

Die New Deals
Kurz nach dem Wahlsieg der Labour Party 1997 ver-
kündete Tony Blair einen Kurswechsel der Arbeits-
marktpolitik. Dieser Wechsel bestand im Wesentli-
chen darin, Elemente der US-Reform aufzugreifen,
die zu implementieren die Konservativen vorher stets
gezögert hatten (Peck 2001): verstärkte persönliche
Hilfe, verbunden mit verbindlichen arbeitsmarktzen-
trierten Beschäftigungs- und Qualifizierungsmodu-
len. Dabei wurde an die bereits von den Konserva-
tiven betriebene Politik eines verbindlicheren Wohl-
fahrtsregimes angeknüpft – diese wurde aber um
Elemente intensiverer persönlicher Hilfe ergänzt
(Finn 2003a).

Zunächst erstreckte sich die Reform auf die Einfüh-
rung von zielgruppenorientierten Programmen, den
New Deals. Deren Ziel ist es, Arbeitslose durch die
Kombination von persönlicher Ansprache und Be-
schäftigungs- wie Qualifizierungsangeboten zu
aktivieren. Die Besonderheit der wichtigsten Pro-
gramme für traditionelle Zielgruppen der Arbeits-
marktpolitik ist es dabei, dass sie zwar überwiegend
verpflichtend sind, aber erst nach einer gewissen
Wartezeit in Gang gesetzt werden: nach sechs Mo-
naten Arbeitslosigkeit für unter 25-Jährige (New
Deal for Young Persons, NDYP),nach 18 (beziehungs-
weise zwölf) Monaten Arbeitslosigkeit für über 25-
jährige Langzeitarbeitslose (New Deal for Long Term

Unemployed, NDLTU). Finanziert wurden die New
Deals durch die Abschöpfung der„windfall profits“,
die durch die Privatisierung ehemaliger Staatsbe-
triebe erzielt worden waren – wobei der Löwenan-
teil auf die NDYP und NDLTU entfiel (Finn 2003a).

Der zentrale Erfolgsfaktor in allen New Deals sind
die„Personal Adviser“, die die Balance zwischen
Hilfe und Sanktion halten müssen, was von ihnen
selbst als Problem angesehen wird:„Die Personal
Adviser glauben typischerweise, dass Sanktionen
den Grad des Vertrauens untergraben, den sie zu
ihren Klienten herstellen können. Währenddessen
denken die Träger von Beschäftigungsmaßnahmen
oft, dass zwangsverpflichtete Klienten störend sind
und die Effektivität für alle Teilnehmer untergraben
… Umfassender Arbeitszwang könnte sich ultima-
tiv als extrem teuer erweisen, nicht nur wegen der
zunehmenden Größenordnung der erforderlichen
Maßnahmen, sondern auch weil zusätzliche kaum
arbeitsfähige Klienten eine intensivere Vorbereitung
und Nachsorge fordern würden. Hinzu kommen die
Konsequenzen einer sozialen Ausgrenzung der sank-
tionierten Klienten“(Walker; Wiseman 2001,S.16).

Mit den New Deals lebte die„Unemployment Indus-
try“(Finn 2003b) wieder auf, die unter der konserva-
tiven Regierung einen starken Konkurrenzdruck er-
lebt und sich fast aufgelöst hatte. Als die Regierung
die Ausgaben für Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen beschnitten hatte, gerieten viele
Träger in finanzielle Schwierigkeiten. In der Konkur-
renzsituation behaupteten sich nur flexible Träger,
die häufig auch von den Kommunalbehörden unter-
stützt wurden:„ Das Jonglieren von Organisationen,
die sich um Frauen und allein erziehende Eltern, um
Flüchtlinge, ethnische Minderheiten, Obdachlose,
um junge oder dauerhaft Arbeitslose kümmern, mit
komplexen Finanzierungsmodalitäten und oftmals
unflexiblen Unterstützungsregeln hat neue Bera-
tungsformen, Informationen und neue Trainingsan-
gebote hervorgebracht“(Finn 2003b,S.5).

Einen erneuten Aufschwung erlebte diese„Industrie“
unter Labour und dessen New Deal: Im Jahr 2002
hatten die Job-Center über 1000 Kontrakte mit Drit-
ten abgeschlossen, und zwar hinsichtlich der Erbrin-
gung sekundärer (operativer) wie primärer (koordi-
nativer) Dienstleistungen – bis hin zum kompletten
Betrieb eines lokalen New-Deal-Programms. Dabei
setzt Labour explizit auf die Einbeziehung von„For-
Profit“-Unternehmen, die früher im Bereich öffentli-
cher Beschäftigungspolitik kaum eine Rolle gespielt
hatten (Finn 2003b) – insbesondere im Zusammen-
hang der„Employment Zones“).
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Die New Deals wurden umfangreich offiziell evalu-
iert. In diesem Rahmen wurden mehrere quantita-
tive und qualitative Studien vorgelegt (Millar 2000a,
2000b), deren wichtigste Ergebnisse lauten:
▲ Die Effektivität der New Deals hängt von den lo-
kalen ökonomischen Bedingungen ab. Dort wo diese
schlecht sind, waren die Programme nicht sehr er-
folgreich.
▲ Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer waren oft
motiviert, die meisten wiesen jedoch spezifische
Vermittlungshemmnisse auf, wie fehlende Qualifi-
kation und Arbeitserfahrung (NDYP), Qualifikations-
mismatch und Transportprobleme (NDLTU), fehlen-
de Kinderbetreuung („New Deal for Lone Persons“,
NDLP, ein Programm für allein Erziehende) und Be-
hinderungen („New Deal for disabled Persons“,
NDDP). In allen Programmen gab es Gruppen mit
mehreren Problemlagen.
▲ Insgesamt wurden die Programme von den Ar-
beitslosen positiv bewertet, sie steigerten das Selbst-
vertrauen und verbesserten die Jobsuche und die
Qualifikationen. Wenn die Programme an den Be-
dürfnissen vorbei liefen, wurden sie jedoch kritischer
betrachtet.
▲ Bei den freiwilligen Programmen gab es nur einen
begrenzten Zugang zu Qualifikationsmaßnahmen –
sie waren strukturell „work-first“-orientiert, im Ge-
gensatz zu den verpflichtenden Programmen, die
auch auf die Erhöhung der„Beschäftigungsfähig-
keit“durch Qualifikationserwerb zielten.
▲Von der persönlichen Unterstützung profitieren
am meisten diejenigen Arbeitslosen, die„arbeits-
marktnah“sind.
▲ Die Heterogenität der Zielgruppen und der Pro-
blemlagen ist sehr hoch.

Angesichts des letztgenannten Punktes wird häufig
die mangelnde Flexibilität der New-Deal-Programme
kritisiert. Sie sind im Hinblick auf Zugangsvorausset-
zungen und Verlauf hochgradig standardisiert, auch
wenn sie intensive persönliche Ansprache vorsehen:
Sie werden„von Dienstleistern durchgeführt, deren
Leistungen durch Ausschreibungen der Regionaldi-
rektionen eingekauft werden. Die Verträge haben
vergleichsweise lange Laufzeiten von drei Jahren.
Die New-Deal-Berater müssen für ihre Klienten aus
einem standardisierten und von ihnen nicht zu be-
einflussenden Angebot wählen. Auch ist ihr Entschei-
dungsspielraum für Sonderleistungen (zum Beispiel
Dienstkleidung oder Spezialkurse für Berechtigungs-
scheine) mit 300 Pfund sehr gering“(Knuth u.a.2004,
S.22). Diese inhärente Spannung kann sich negativ
auswirken, wenn die Fallzahlen erhöht werden und
somit die für einzelne Klientinnen und Klienten ver-
fügbare Zeit abnimmt (Finn 2003a). Als sich im Jahre

2003 zeigte, dass bei nachlassender Konjunktur die
anfänglichen Erfolge der New Deals nachließen,
wurden die Programme stärker flexibilisiert (Finn
2003a, Griffiths; Jones 2005). Geboten waren ziel-
gruppenbezogene zusätzliche Programme für die
schwer Vermittelbaren („hard-to-employ“), die viel-
leicht nicht kurzfristig, aber langfristig wirksam sind.

Employment Zones 
Die dritte Säule der britischen Arbeitsmarktreform
neben den New Deals und dem Job CentrePlus 3

stellen Sonderprogramme für Regionen dar, insbe-
sondere die„Employment Zones“(EZ) (zum Folgen-
den Saunders 2002, Finn 2003b, Hales u.a. 2003,
Bruttel 2005). Als EZ wurden im April 2000 15 Ge-
biete mit hoher Arbeitslosigkeit definiert. Ursprüng-
lich stand im Kern der Aktivitäten, den Beratungs-
und Aktivierungsansatz für die Zielgruppe der über
25-jährigen Arbeitslosen zu flexibilisieren. Hierzu
wurde in acht der 15 Zielgebiete die Anwartschafts-
zeit für NDLTU auf zwölf Monate heruntergesetzt.

An die Stelle einer öffentlichen Behörde tritt in den
EZ entweder ein Non- oder For-Profit-Unternehmen
oder eine „public-private-partnership“als Akteur der
Eingliederungshilfe. Ziel ist die effektive Integration
in den Arbeitsmarkt, deshalb liegt der Fokus aller
Aktivitäten auf Arbeit und nicht auf Qualifizierung.
Letztere stellt ein Hilfsmittel, kein eigenständiges
Ziel dar. Verfolgt werden ein stark klientenzentrier-
ter Ansatz (im Unterschied zu den New Deals ist das
Case Management „client-driven“statt „process-
driven“, das heißt, es existieren keine standardisier-
ten Vorgaben, vgl.Griffiths; Jones 2005) und der
flexible Einsatz von Angeboten (von der Einschal-
tung spezialisierter Beratung über das Angebot von
Trainingsmaßnahmen bis hin zur Gewährung indi-
vidueller Hilfen wie zum Beispiel das Entfernen von
Tattoos). Das Job Centre schließt mit den Trägern in
der EZ Kontrakte auf Erfolgsbasis. Erste Evaluatio-
nen zeigen, dass die Eingliederungsergebnisse bes-
ser sind als im NDLTU, insbesondere in Hinblick auf
die Arbeit mit Migrantinnen und Migranten (Hales
u.a.2003). Als Gründe hierfür werden genannt:
▲ die„Belohnungsstruktur“für nachhaltige Plat-
zierung: Der Träger erhält das kapitalisierte Arbeits-
losengeld der vermittelten Arbeitslosen für einen
bestimmten Zeitraum;
▲ die Flexibilität einer tatsächlich„maßgeschnei-
derten Hilfe“(„tailored support“): Die Personal Ad-
viser sind für alle Probleme der Arbeitslosen zustän-
dig, die einer Arbeitsaufnahme entgegenstehen,
und verfügen über ein Budget, um diese Probleme
anzugehen;
▲ Verständnis für die Anliegen der Arbeitgeber.
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Der„Personal Job Account“(PJA, das persönliche
Budget) ist höher als der Adviser Discretionary Fund
(ADF) der New Deals; dieser Fond kann für alles be-
nutzt werden, was der Eingliederung in den Arbeits-
markt dient. Der Betrag kann zum Bestreiten des
Lebensunterhaltes, aber auch für flankierende Maß-
nahmen und Trainingsangebote verwendet werden.
Personal Adviser und Arbeitslose entwickeln und be-
schließen einvernehmlich einen „Action Plan“und
entscheiden in dessen Rahmen über die Verwendung
des PJA.

Die Personal Adviser haben somit große Entschei-
dungsspielräume:„Grund für die unterschiedlichen
Ergebnisse ist die Fähigkeit der persönlichen An-
sprechpartner in den EZ, auf die individuellen
Bedürfnisse der Klienten einzugehen...Persönliche
Ansprechpartner in EZ haben die Autonomie, die
Ressourcen durch die PJA und die Zeit (dank einer
niedrigen Nachfrage nach ausgefüllten Formularen),
die es ihnen erlauben, den Anforderungen ihrer
Klientel zu entsprechen“(Finn 2003b, S.7).

Allerdings tritt auch hier das Problem des„cream-
ing“4 auf, gesetzt durch die Prämie auf Erfolg:„Die-
jenigen, die man für arbeitsunfähig hielt, wurden
oftmals einfach in Ruhe gelassen. Sie bekamen alle
vierzehn Tage Beratungen mit minimaler zusätzlicher
Hilfe und/oder sie wurden an andere Wohlfahrtsver-
bände oder freiwillige Organisationen verwiesen, die
für ihre Dienste keine Gebühren verlangen“(Finn
2003b, S. 8) Insbesondere teure Trainingsmaßnah-
men oder intensive Beratung werden wegen der
Kosten kaum angeboten. Neuerdings werden die
Zielgruppen ausgeweitet, indem nicht nur Langzeit-
arbeitslose, sondern auch allein Erziehende, Behin-
derte oder unter 25-Jährige, die durch Verlust oder
Abbruch der Arbeit in den NDYP zurückkehren müss-
ten, im Rahmen der EZ betreut werden. Erste Eva-
luationen zeigen deutliche Unterschiede zwischen
dem Arbeitsansatz der New Deals und der EZ: Letz-
tere sind tatsächlich flexibler und berücksichtigen
stärker die individuelle Situation des Arbeitslosen
(Griffiths; Jones 2005, Joyce; Pettigrew 2001). Durch
den Einsatz von EZ wurde allerdings die Bandbreite
der Jobangebote nicht erweitert, diese ist vielmehr
von den lokalen Arbeitsmarktstrukturen abhängig.

Der Erfolg der EZ liegt deshalb insbesondere in ihrer
Vernetzungsfunktion:„Die Zonen agieren als sich
zusammenschließende Organisationen, die dabei
behilflich sind, die von den Langzeitarbeitslosen 
beanspruchten Unterstützungsdienste zu rekonfigu-
rieren. Das wurde zum Teil durch organisierte Ver-
knüpfungen mit anderen Programmen vollzogen.

Wichtiger ist, dass die Fallmanager im Auftrag der
Klienten verschiedene Dienste aus einer Reihe von
Quellen heranziehen, die die Klienten zurück in eine
nachhaltige Beschäftigung führen sollen“(Finn
2003b, S. 9).

Von April 2000 bis Ende Dezember 2002 hatten 
74 600 Personen am Programm teilgenommen, 20
Prozent mit gesundheitlichen Problemen oder Be-
hinderungen. Davon hatten 32 100 eine Beschäfti-
gung gefunden, drei Viertel von über 123 Wochen.
Eine Kohortenbetrachtung aus dem Jahr 2001, die
noch nicht veröffentlicht ist, zeigt leichte Vorteile
für die EZ im Gegensatz zum„Standardprogramm“
des NDLTU im Hinblick auf Beschäftigung nach neun
Monaten (33 Prozent gegenüber 27 Prozent). Als
zentrales Problem bleibt jedoch: „Der finanzielle
Druck legt den Anbietern nahe, mit den am meisten
arbeitsfähigen Arbeitslosen zu arbeiten und sie zei-
gen Widerstände, in teure Angebote zu investieren,
die die Beschäftigungsfähigkeit auf lange Sicht ver-
bessern,aber kurzfristig nicht profitabel sind“(ebd.).

Die Bedeutung der Personal Adviser
Zentrales Merkmal des Leistungssystems für Perso-
nen ohne Erwerbstätigkeit ist die Betonung von per-
sönlicher Beratung durch die Personal Adviser. In
allen hier beschriebenen Programmen spielen die
Personal Adviser eine zentrale Rolle, doch sind die
Arbeitsbedingungen und Gestaltungsmöglichkeiten
in den einzelnen Programmen sehr unterschiedlich.
Die höchsten Fallrelationen und den höchsten Ar-
beitsdruck haben die Personal Adviser im Standard-
programm des Job CentrePlus. Sie zeigen sich kaum
in der Lage, mit„schwieriger“ Klientel adäquat um-
zugehen und konzentrieren sich auf„arbeitsmarkt-
nahe“ Arbeitslose. Dies ist angesichts hohen Zeit-
drucks und geringer Qualifikation für„Spezialpro-
bleme“nicht überraschend. Das Standardprogramm
scheint eher darauf zu setzen, dass die Kontinuität
persönlicher Ansprache die Kontrolldichte erhöht,
als dass es um die Erkennung und Beseitigung von
Vermittlungshemmnissen zu gehen scheint. Dies
wird in folgender Aussage eines Klienten deutlich:
„Ich habe vom Job Centre keinerlei Hilfe bekommen
...Ich bin alle vierzehn Tage dorthin gegangen, habe
mich eingeschrieben und es gab noch immer diesel-
ben Stellenangebote wie das letzte Mal... Ich sollte
einfach irgendeine Arbeit annehmen... ganz egal,
welche. Es gab enormen Druck, eine Stelle anzuneh-
men, die man gar nicht wollte ... (Beim EZ) haben
wir darüber gesprochen, ...welche Art von Arbeit ich
tun wollte, mehr, als dass sie mir erzählt haben, nach
was ich suchen sollte – es ist ein sehr großer Unter-
schied“(Griffiths; Jones 2005, S. 37).
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Demgegenüber haben die Personal Adviser in den
einzelnen New-Deal-Programmen eine bessere Fall-
relation, auch wenn diese regional stark zu schwan-
ken scheint. Auch ist ihre Qualifikation besser und
den Problemstellungen der Klientel angemessener
als im Standardprogramm. Gleichwohl sind die New-
Deal-Programme wenig flexibel, haben starre Zu-
gangsregeln, die sich im Wesentlichen an der Dauer
der Arbeitslosigkeit ausrichten, und feste Programm-
teile („Options“). Es wird abzuwarten sein, ob die
jüngsten Experimente mit Flexibilisierungen (Neu-
ausrichtung des NDYP) in die Regelpraxis übernom-
men werden (Griffiths u.a. 2003).

Während das Personal für die Standardprogramme
und die New Deals im Wesentlichen beim Staat be-
schäftigt ist (beim Department for Work and Pen-
sions, DWP), wird ein Großteil der EZ von Non-Profit-
und For-Profit-Unternehmen getragen. Zwar ähneln
die Fallrelationen denen der New Deals (1 zu 55 bis
1zu 80 gegenüber 1 zu 45 bis 1 zu 60, zum Beispiel
im NDLTU), aber die Handlungsbedingungen sind
ebenso unterschiedlich wie die Intensität der Be-
schäftigung mit den Arbeitslosen (Griffiths; Jones
2005, Joyce; Pettigrew 2001). Die Arbeitsprinzipien
der Personal Adviser in den EZ werden von Griffiths

und Jones folgendermaßen skizziert (2005, S.21):
▲Es gibt eine starke Fokussierung auf Arbeit.
▲ Individuelle Ambitionen und Ziele steuern die
Arbeitssuche, entsprechende Aktivitäten und Unter-
stützungsangebote.
▲Die Unterstützungsangebote werden eher an die
jeweiligen individuellen Einstellungshemmnisse an-
gepasst als an vorab definierte Zugangsvorausset-
zungen oder die Charakteristika einer Zielgruppe.
▲ Interventionen werden individuell auf einer klien-
tenbezogenen Basis festgelegt.
▲Es existiert ein ganzheitlicher Ansatz von Arbeits-
vermittlung, der sich an den sozialen, persönlichen
und finanziellen Barrieren der Arbeitslosen ausrich-
tet.
▲Die Personal Adviser besitzen absolute Entschei-
dungskompetenz und Flexibilität beim Einsatz von
Zeit und finanziellen Mitteln.
▲Die Unterstützung wird hauptsächlich vom Perso-
nal Adviser selbst angeboten.
▲Extern eingekaufte Unterstützungsangebote inklu-
sive der Qualifizierungsmaßnahmen werden selektiv
und überlegt gebraucht.
▲Unterstützung und Versorgung enden nicht mit
dem Wiedereintritt in die Arbeitswelt, es gibt Nach-
betreuung.
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Die Entscheidung, welche Klienten und Klientinnen
intensivere Unterstützung benötigen, liegt beim Per-
sonal Adviser und erfolgt nicht zielgruppenbezogen
(Griffiths; Jones 2005, S. 25). Vorgeschrieben ist ein
Hilfeplan (Action plan):„Die Hilfepläne sind nützli-
che Case Management Werkzeuge, die dabei helfen,
die Hindernisse der Kunden zu überwinden, und
eine chronologische Übersicht über Gesprächskon-
takte, aufeinander abgestimmte Handlungen, Ziele
und finanzielle Ausgaben aufstellen“(Griffiths; Jones
2005, S. 24). Neben der Arbeit mit den Erwerbslosen
pflegen die Personal Adviser den direkten Kontakt
zu Arbeitgebern: „Hier agieren sie als Anwälte der
individuellen Klienten, die Kontakte zu potenziellen
Arbeitgebenden herstellen, Feedbackgespräche
durchführen und einen kontinuierlichen Service an-
bieten, indem sie die neu Eingestellten während
ihrer Erwerbstätigkeit unterstützen“(ebd., S.28).
Besonders bemerkenswert ist die gegenüber der
Praxis im Standardprogramm veränderte Haltung
zur Jobsuche: Es geht weniger um die schnelle Ver-
mittlung als um die Vermittlung in den richtigen Job:
„Statt ihnen möglichst schnell eine Arbeit ohne Per-
spektiven anzubieten, steuerten manche Personal
Adviser – im Bemühen längerfristiger zu denken –
die jungen Leute in Richtung eines Arbeitsverhält-
nisses, das bessere Bedingungen und Perspektiven
bietet“ (ebd., S. 34).

Cattell (2000) fasst mehrere qualitative und quan-
titative Studien zur Funktion und Bedeutung der
Personal Adviser in New Deals zusammen (umfasst
NDYP, NDPU, NDLTU) und bestätigt die Befunde der
Meta-Evaluation von Millar (2000a, 2000b). Die zen-
tralen Ergebnisse werden im Folgenden skizziert.Die
Einführung der Personal Adviser war ein Kernelement
der New Deals. Die Programme führten eine Reihe
von maßgeschneiderten Angeboten ein und bein-
halten die Abkehr vom standardisierten Programm
des (alten)5 Job-Centers.„Die Rolle des Personal Ad-
viser wurde entwickelt, um auf individuelle Bedürf-
nisse mit Flexibilität zu reagieren. Durch alle Pro-
gramme hindurch wird allgemein von ihm erwartet,
den Menschen zu helfen, eine Arbeitsstelle zu finden,
durch das Angebot von Hilfe und Ermutigung die
momentanen Arbeitsperspektiven zu verbessern,
Individuen auf eine der Optionen des New Deals6

vorzubereiten, Bedürfnisse herauszufinden und die
Kunden an spezielle Dienste zu verweisen (um auf
Probleme wie Obdachlosigkeit, Schulden oder Dro-
gen beziehungsweise Alkoholabhängigkeit zu rea-
gieren)“(Cattell 2000, S. 39). Die Bedeutung der
Personal Adviser verschränkt sich mit strukturellen
Gegebenheiten der Programme und ihrer Organisa-
tion, im Resultat werden die Programme von der

Klientel über ihre Beziehung zum Personal Adviser
wahrgenommen. Hierzu schreibt Millar:„Die Bezie-
hung zum Personal Adviser war sehr wichtig und
deren Stil und Verhalten entscheidend. Sie konnten
neue Ideen und Informationen anbieten, dabei hel-
fen, das Selbstbewusstsein aufzubauen, die Men-
schen auf die Hilfen hinweisen, die sie brauchten
und sie während desTraining und auch während des
Arbeitsverhältnisses unterstützen“(Millar 2000b,
S.28).

Wichtig für die Beziehung zwischen Personal Adviser
und Klientel sind (Cattell 2000, S. 40):
▲der ganzheitliche Blick: „Sie interessieren sich für
das, was ich tue, nicht für das, von dem sie denken,
dass ich es tun sollte“;
▲die Möglichkeit für die Jugendlichen, als Gleiche
aufzutreten und wahrgenommen zu werden;
▲Arbeit als ein zentrales Thema, aber nur ein Ele-
ment eines Unterstützungspaketes: insbesondere
Jugendliche zeigen sich zögerlich bei der Bespre-
chung anderer Themen, wenn die Personal Adviser
(zu) stark auf Arbeit fokussieren;
▲gegenseitiger Respekt: Insbesondere von Jugend-
lichen wird es als problematisch wahrgenommen,
wenn die Personal Adviser es an Respekt mangeln
lassen und als Autoritätspersonen auftreten;
▲die Kontinuität der Beziehung während des
gesamten Programmes.

Insgesamt wurde in den vorliegenden Evaluations-
studien die Qualität des Assessments hoch einge-
schätzt, vorhandene Probleme wurden erkannt, was
insbesondere im Hinblick auf die Wahrnehmung der
richtigen Option (im Rahmen der New Deals) wich-
tig ist (ebd., S. 41). Entscheidend ist, gerade bei be-
nachteiligten Gruppen, das frühzeitige Erkennen von
Problemen (ebd., S. 42). Allerdings erwies sich die
Weiterleitung an Spezialdienste, obwohl grundsätz-
lich zum Aufgabenprofil der Personal Adviser gehö-
rig, als unzureichend, außer im Hinblick auf Berufs-
beratung oder Trainingsmaßnahmen. Der Erfolg der
New Deals hängt insgesamt von der Rolle der Per-
sonal Adviser ab. Die Zufriedenheit der Arbeitslosen
mit allen Etappen des New-Deal-Programms ist mit
der Beziehung zum Personal Adviser verknüpft (ebd.,
S. 43) und der Erfolg der eigenen Jobsuche wird mit
der Person und dem Auftreten des Personal Adviser
in Verbindung gebracht: „Wo sich Klienten – beson-
ders benachteiligte Klienten – bei NDYP und NDLTU
wohl fühlten, war die Wahrscheinlichkeit höher, dass
sie sich öffneten und über ihre Probleme und die Hin-
dernisse auf dem Weg zur Arbeit sprachen. In allen
Programmen berichteten die Interviewten über grö-
ßere Motivation und gesteigertes Selbstbewusstsein

56 Soziale Arbeit 2.2006
https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 17.01.2026, 17:08:30. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte

Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2


als eine Konsequenz aus dem Interesse, das der Per-
sonal Adviser an ihnen zeigte. Bei manchen war auch
ein größeres Bemühen bei der Suche nach Arbeit
und eine Änderung in der Einstellung festzustellen“
(ebd., S.44).

Als zentrale Spannungen in der Rolle der Personal
Adviser werden herausgearbeitet:
▲Das Verhängen von Sanktionen beschädigt die
Beziehung.
▲Es existiert ein schmaler Grad zwischen der akti-
ven, individuellen Unterstützung von Klienten und
Klientinnen und dem Arbeiten nach einer vorgege-
benen Erfolgsmarge.
▲Die Personal Adviser müssen alle Seiten zusam-
menbringen, dies ist konfliktreich.
▲Eine hohe Fallzahl lässt weniger Zeit für indivi-
duelle Bedürfnisse, hieraus resultiert ungenaues
„Matching“und zu wenig Zeit für zusätzliche Ange-
bote.
▲Bei (zu) hohen Fallzahlen geht es um das Ausba-
lancieren der für den Einzelfall möglichen Betreu-
ungsintensität (ebd., S. 45).

Die Personal Adviser entscheiden über den Weg 
der Arbeitslosen durch den New Deal:„Der Schwer-
punkt liegt bei der Überwindung von Barrieren.
Damit ist die Grundlage gelegt, auf der der Rest 
des Programmes basiert“(ebd., S. 45). So sind die
Personal Adviser auch verantwortlich für die Motiva-
tion, für die Information, für das Geleiten der Klien-
tel durch das Programm – und sind„der Schlüssel
zu ihrer erfolgreichen Vermittlung“(ebd.).

Fazit
Die britische Arbeitsmarktreform stand von Beginn
an im Kontext eines breiter angelegten Reformpro-
jektes der Labour-Regierung, das unter anderem da-
rauf zielt, die Kinderarmut abzuschaffen. Um dieses
Ziel zu realisieren, wurden nicht nur Sonderpro-
gramme für bestimmte Zielgruppen aufgelegt, son-
dern die bislang getrennten Leistungsbereiche für
erwerbsfähige und nicht erwerbsfähige Arbeitslose
zusammengeführt. Das Resultat ist das Job Centre-
Plus – ein Vorbild für das deutsche Job-Center. Aus
diesem Grund lohnt sich eine eingehende Betrach-
tung der bislang vorliegenden Ergebnisse, insbe-
sondere im Hinblick auf ein Kernstück der Reform:
die Neugestaltung der Arbeitsvermittlung. Mit der
Einführung der Personal Adviser wurde gezielt auf
die positive Wirkung persönlicher Hilfe und Unter-
stützung gesetzt – mit Erfolg, wie die dargestellten
Evaluationsergebnisse zeigen. Es ist wohl kaum zu-
fällig, dass die Effektivität der einzelnen Programme
umso höher ist, je intensiver und autonomer die Per-

sonal Adviser agieren können: vom Job Centre zu
den New Deals und den Employment Zones. Auch
wenn die Skepsis im Hinblick auf selektive Wirkun-
gen (das heißt „Creaming-Effekte“) nicht unterschla-
gen werden darf, zeigt sich in letzteren, dass gestei-
gerte Individualität und Flexibilität der Betreuung
von Arbeitslosen, kombiniert mit der Existenz eines
koordinierten Angebots an Spezialdiensten, sich auch
in verbesserten Vermittlungsergebnissen nieder-
schlagen.

Hieraus kann für die deutsche Situation gelernt wer-
den. Es wurden – trotz erheblicher organisatorischer
Umstellungen – vielerorts bestehende Personalstruk-
turen fortgeschrieben.„Persönliche Ansprechpart-
ner“sind überwiegend ehemalige Sachbearbeiterin-
nen und Sachbearbeiter aus den Sozialämtern sowie
Personal aus der Arbeitsvermittlung. Nur zögerlich
werden Fachkräfte aus dem Sozialbereich, insbeson-
dere der Sozialarbeit und der Sozialpädagogik, ein-
gesetzt. Betrachtet man die Schlüsselstellung der
Personal Adviser in der britischen Arbeitsmarktre-
form, so zeigt sich, dass eine solche Implementa-
tionsstrategie zu kurz greift. Verbesserte individuel-
le Beratung und Unterstützung zeigen Auswirkun-
gen auf die Vermittlung in Arbeit, haben aber ihre
Voraussetzungen: niedrige Betreuungsrelationen,
finanzielle und konzeptionelle Handlungsspielräume
und – nicht zuletzt – Kompetenzen und Qualifikatio-
nen (unter anderem Gesprächsführung, aber auch
Management).

Hier zeigen sich dann auch Defizite im Modell der
„Personal Adviser“. Deren Qualifikation entspricht
nämlich – wie deutsche Experten konstatieren –
nicht der Verantwortung und Bedeutung, die sie für
den Gesamtprozess haben (Thiel o.J., Franck 2003).
Insbesondere bleibt die tradierte Trennung zwischen
der Entwicklung der Sozialarbeit in den„Social Ser-
vices“und dem Bereich der arbeitsmarktorientier-
ten Dienstleistungen aufrecht erhalten: Obwohl die
Personal Adviser faktisch nach dem Konzept des
Case Management arbeiten, gelten für sie nicht die
Leitlinien, die bereits in den 1990er-Jahren vom zu-
ständigen Ministerium (Department of Health) für
die Social Services herausgegeben wurden.

Deshalb kann es nicht darum gehen, für die deut-
sche Reform ausländische Vorbilder zu kopieren.
Vielmehr muss zukünftig nach einem Reformpfad
gesucht werden, der die positiven Erfahrungen auf-
nimmt und mit den spezifischen professionellen 
Traditionen der deutschen Sozialen Arbeit verbindet.
Damit würde ein praktischer Diskurs in die Wege ge-
leitet, dessen Ziel es sein sollte, den Professionskern
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des Handlungskonzepts„Persönlicher Ansprechpart-
ner“zu bestimmen.

Anmerkungen
1 Die englischen Zitate wurden von Klaus und Laura Reis
übersetzt.
2 In diesem Aufsatz wird nicht auf die Unterscheidung zwi-
schen„persönlichem Ansprechpartner“und„Fallmanager“
eingegangen, der die deutsche Diskussion zurzeit noch be-
stimmt.
3 Das Job CentrePlus stellt ein wichtiges Resultat der Ver-
schmelzung von Arbeits- und Fürsorgegewalt in Großbritan-
nien dar. Es hat Vorbildfunktion für das deutsche Job-Center –
dem institutionellen Ort der Leistungserbringung nach dem
SGB II (zu Einzelheiten Czommer u.a. 2005).
4 Creaming bedeutet, dass aus einer Gruppe von Arbeitslosen
bevorzugt diejenigen Hilfeangebote erhalten, die besonders
„arbeitsmarktnah“sind, das heißt, den geringsten Unterstüt-
zungsbedarf haben, aber die größten Vermittlungserfolge er-
warten lassen. Creaming ist immer dann ineffektiv, wenn es
Ziel eines Programms ist, entweder allen Arbeitslosen oder
sogar denjenigen mit dem größten Hilfebedarf Angebote zu
unterbreiten.
5 Dieses Job Centre richtet sich nur an Personen, die Arbeits-
losengeld (Job Seekers Allowance) bezogen, nicht jedoch an
aktuell erwerbsunfähige Personen.
6 Nach einer sechsmonatigen Orientierungsphase, die bereits
der Vermittlung dient, können die Jugendlichen eine von vier
Optionen wählen: subventionierte Beschäftigung im ersten
Arbeitsmarkt, Qualifizierung oder Arbeitsgelegenheiten in
zwei Varianten.
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Zusammenfassung
Die berufliche Tätigkeit von Sozialarbeiterinnen und
Sozialarbeitern zeichnet sich durch ein komplexes
Anforderungsprofil aus, das je nach Arbeitsfeld er-
heblich variieren kann. Entsprechend groß sind die
Herausforderungen für ihre wissenschaftliche Aus-
bildung. In dem Artikel werden Entwicklungsetappen
der Ausbildung nachgezeichnet und die Ergebnisse
einer Untersuchung vorgestellt. Diese gibt Aufschluss
darüber, wie gut sich die befragten Fachleute der
Sozialarbeit und Sozialpädagogik durch die Ausbil-
dung auf ihre berufliche Praxis vorbereitet fühlen.
Abstract
The professional activity of social workers is marked
by a complex job specification which may consider-
ably vary depending on the field of activity. Accor-
dingly, the challenges for their academic education
are great. This article shows development stages of
education and presents the findings of a survey
which gives information on the extent interviewed
experts of social work and social education felt be-
ing prepared for their professional practice by their
own education.
Schlüsselwörter
Soziale Arbeit - Ausbildung - Wissenschaft - Qualität
Bewertung - Theorie-Praxis - Methode - Prüfungs-
ordnung - Bachelor - Master

Einleitung
Die ersten Ausbildungsstätten, in denen Frauen in
Deutschland für Soziale Arbeit qualifiziert wurden,
entstanden aus dem Bedürfnis der bis dahin ehren-
amtlich tätigen Praxis heraus. Alice Salomon (1872-
1948), die in Deutschland als Pionierin der Sozialen
Arbeit gilt (Schilling 1997,S. 41), beschrieb die dama-
lige Ausgangssituation in der Zeitschrift „Die Frau“
1917 folgendermaßen:„Es ist charakteristisch für die
Stellung der sozialen Ausbildungsanstalten innerhalb
des beruflichen Bildungswesens, daß ihre Entste-
hung nicht von pädagogischen oder wissenschaftli-
chen Kreisen ausging, daß die Anregung nicht von
den Universitäten oder anderen Anstalten mit sozial-
wissenschaftlichen Bildungszielen kam, sondern von
Männern und Frauen der sozialen Praxis aus dem
von ihnen beobachteten und vorausgeschauten Be-
dürfnis“(Salomon 1917, S. 263-276). Die Bedürfnisse

der Praxis der Sozialen Arbeit waren und sind viel-
fältig. Sie reflektieren gesellschaftliche Realitäten
und befinden sich deshalb in einem kontinuierlichen
Veränderungsprozess. Dies gilt auch für den Beruf
Soziale Arbeit. Er kann in einer fast unüberschauba-
ren Fülle von unterschiedlichen und oft neu entste-
henden Arbeitsfeldern ausgeübt werden, die jeweils
spezifische Tätigkeitsmerkmale aufweisen (Bundes-
agentur für Arbeit 2005a). Während die Vielfalt 
der Arbeitsfelder für Studierende und Fachleute der
Sozialen Arbeit auf Grund der damit verbundenen
Wahlmöglichkeiten zwischen unterschiedlichsten
beruflichen Einsatzbereichen ein Qualitätsmerkmal
dieser Profession ist, stellt sie für die wissenschaft-
liche Ausbildung von künftigen Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeitern eine Herausforderung dar.

1.Die Ausbildung nach 1945
Die Situation der Sozialen Arbeit nach Beendigung
des Zweiten Weltkrieges kennzeichnet Pfaffenber-
ger folgendermaßen: „... im sozialen Bereich war
durch Emigration, innere Emigration, politisch und
rassisch begründete Ausschaltung von Fachleuten
und Wissenschaftlern, politische ‚Gleichschaltung’
von sozialen Organisationen und Ausbildungsstät-
ten, Bücherverbrennungen und die Ideologie des
‚lebensunwerten Lebens’ ein Vakuum geistiger und
materieller Art entstanden“ (Pfaffenberger 1996, S.
31). Der Wiederaufbau des sozialen Ausbildungswe-
sens entwickelte sich mit der Teilung Deutschlands
auf höchst unterschiedliche Weise.

1.1 Ausbildung in der DDR
In der sowjetischen Besatzungszone und in der spä-
teren DDR entwickelte sich ein sozialpolitisches Ver-
ständnis, dessen Hauptmerkmal die Verantwortung
des Staates für die Lösung sozialer Probleme war
(Seidenstücker 2001, S.232). Sozialpolitik wurde als
gesamtgesellschaftliche Aufgabe angesehen. Deshalb
war die Ausübung Sozialer Arbeit nicht ausschließ-
lich auf Fachkräfte der Sozialen Arbeit beschränkt.
Es wurden auch Betriebe, Genossenschaften sowie
die örtlichen Verwaltungen in den Städten und Ge-
meinden sowie gesellschaftliche Organisationen und
Parteien dafür in die Verantwortung genommen
(ebd.).Dennoch gab es ein staatliches Fürsorgewe-
sen, vor allem im Gesundheits- und Sozialwesen und
in der Jugendhilfe (ebd., S. 242). Roswitha Foerster
zählt einige der Zuständigkeitsbereiche auf: alte
Menschen, Rehabilitanden, Menschen mit psychi-
schen und physischen Schädigungen, chronisch
Kranke, Suchtkranke, prophylaktische Arbeit mit
Schwangeren, Müttern, Säuglingen und Kindern
aller Altersstufen in ihren familiären Einbindungen.
In diesen Tätigkeitsfeldern arbeiteten neben Fach-
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leuten der Medizin und Psychologie Fürsorgerinnen
und Fürsorger je nach Einsatzbereich als Sozial-, Ge-
sundheits- oder Jugendfürsorgerinnen beziehungs-
weise -fürsorger (Foerster 1991, S.19). Die Qualifi-
kation für den Beruf Fürsorgerin/Fürsorger konnte
an Fachschulen erworben werden. Zugangsvoraus-
setzung für ein Studium war entweder das Abitur
oder der Abschluss der zehnten Klasse und eine ab-
geschlossene Berufsausbildung. Außerdem mussten
die Bewerberinnen und Bewerber eine mindestens
sechsmonatige Tätigkeit in einer Gesundheits- oder
Sozialeinrichtung nachweisen (ebd.). Die staatlichen
Ausbildungskapazitäten für die Fürsorgeberufe wa-
ren begrenzt. Noch mehr limitiert waren die Zulas-
sungskapazitäten der evangelischen und katholi-
schen Kirche, deren Absolvierende Einsatzfelder in
den Bereichen Alkohol- und Suchtvorbeugung, So-
zialpsychiatrischer Dienst, Behindertenarbeit, sozial-
diakonische Jugendarbeit und Arbeit mit älteren
Bürgern und Bürgerinnen, zumeist im Rahmen der
Caritas beziehungsweise der Diakonie, fanden (Sei-
denstücker 2001, S.241).

Das Studium an den staatlichen Ausbildungsstätten
wurde in sechs Semestern absolviert: vier Theorie-
semester und ein von theoretischen Lehrveranstal-
tungen begleitetes Praxissemester. Das Berufsprak-
tikum im sechsten Semester fand in der Regel im
künftigen Betrieb statt und galt als Einarbeitungs-
phase, die zur Berufsfähigkeit führen sollte (Foerster
1991, S.20). Diese Ausbildung wurde mit der Vereini-
gung der beiden deutschen Staaten abgeschafft.Für-
sorgerinnen und Fürsorger, die ihre Ausbildung in der
DDR abgeschlossen hatten, mussten nach der Wen-
de – um in ihrem Beruf als diplomierte Sozialarbei-
terinnen/Sozialpädagogen anerkannt zu werden –
so genannte Brückenkurse zur Anpassung an das
Ausbildungssystem der Bundesrepublik Deutsch-
land absolvieren.

1.2 Ausbildung in der Bundesrepublik
Deutschland
In der Bundesrepublik Deutschland wurden nach
Kriegsende die Diskussionen über struktur- und in-
haltsorientierte Reformen, die bereits in den 1920er-
Jahren geführt wurden, wieder aufgenommen. Diese
führten im Jahre 1958 zu dem Beschluss einer Wei-
terentwicklung und Vereinheitlichung der Ausbil-
dung (Pfaffenberger 1996, S.36). Das Konzept sah
nunmehr eine dreijährige Ausbildung an den neu
eingeführten„Höheren Fachschulen“selbst sowie
ein viertes berufspraktisches Jahr, ebenfalls in Regie
der Ausbildungsstätten, vor. Aus den einstigen Wohl-
fahrtsschulen wurden dadurch die Höheren Fach-
schulen für Sozialarbeit, aus den Wohlfahrtspflege-

rinnen und -pflegern der Vor- und Nachkriegszeit
nunmehr graduierte Sozialarbeiterinnen und Sozial-
arbeiter (Rauschenbach; Züchner 2001, S.1656). Dazu
kam die Gleichstellung der staatlichen Anerkennung
mit der zweiten Verwaltungsprüfung der Verwal-
tungsbeamten (Pfaffenberger 1996, S.36 f.). Der ers-
te berufsqualifizierende universitäre Ausbildungsab-
schluss für das Berufsfeld Sozialarbeit/Sozialpäda-
gogik entstand 1968 mit der Diplomrahmenordnung
für Erziehungswissenschaften mit dem Schwerpunkt
Sozialarbeit/Sozialpädagogik (ebd., S.38).

Den nächsten Schritt in Richtung Verwissenschaftli-
chung und Professionalisierung im Kontext der Aus-
bildungsreformen beschreibt Pfaffenberger im Rück-
blick folgendermaßen:„1971erreicht die Sozialarbei-
ter-/Sozialpädagogenausbildung nach langen und
zum Teil erbitterten Kämpfen die Einbeziehung als
Fachbereich in Fachhochschulen beziehungsweise
die Errichtung eigener Fachhochschulen für Sozial-
wesen“(ebd.). Dies war nur möglich, weil sie sich
„Anschluß und Einbeziehung in die ursprünglich nur
für Ingenieurwesen und Wirtschaft vorgesehenen
Fachhochschulen erkämpfte“(ebd.). Die Einführung
von Fachhochschulen in der Bundesrepublik Deutsch-
land stand in Zusammenhang mit der Angleichung
von beruflichen Ausbildungsgängen innerhalb der
damaligen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
(EWG). Daran waren vor allem die Vertretenden der
Wirtschaft interessiert, die die Ingenieurschulen auf-
werten wollten (Wendt 1985, S.303).

Durch die Ausbildungsreform von1971sieht Pfaffen-
berger wesentliche formale Voraussetzungen er-
reicht. Sie soll:
▲zu einer eigenständigen wissenschaftlichen Dis-
ziplin Sozialpädagogik/Sozialarbeitswissenschaft
führen,
▲eine tragfähige wissenschaftliche Grundlage in
die Praxis (durch Aus-, Fort- und Weiterbildung)
einbringen und vermitteln,
▲dadurch die „strukturelle Koppelung“ von Wis-
senschaftsdisziplin und Profession über die grund-
sätzliche Differenz von Erkenntnis- und Handlungs-
system hinweg weiterführen und optimieren und
▲zugleich Status und Handlungskompetenz des
Berufes Sozialarbeit/Sozialpädagogik auf die Qua-
lifikations- und Kompetenzstufe Professionalität
heben (Pfaffenberger 1996, S.39).

Nach erfolgreich absolviertem Studium wurde bis
1977 die Berufsbezeichnung„Sozialarbeiter grad.“
und nach Absolvierung des Berufsanerkennungsjah-
res die Bezeichnung „Staatl. anerk.Sozialarbeiter
grad.“geführt. Ab 1978 erhielten die Fachhochschu-
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len das Recht zur Verleihung des Diplomgrades mit
der Berufsbezeichnung „Diplom-Sozialarbeiterin/
Diplom-Sozialarbeiter“mit dem Zusatz (FH) (Heit-
kamp 2000, S.21). Mit der Umwandlung der Höhe-
ren Fachschulen in Fachhochschulen änderte sich
der Status der künftigen Absolvierenden und der
Status der Lehrenden. Zentrale Probleme der Aus-
bildung bestanden aber weiter. Eine von der Deut-
schen Gesellschaft für Sozialarbeit 1993 an Fach-
hochschulen und Universitäten durchgeführte Be-
fragung kam zu dem Ergebnis, dass die Mehrheit
der Fachhochschulen mit Ausbildungsgängen in So-
zialwesen weiterhin nur ein Fächerstudium anbietet,
in dem Sozialarbeit und Sozialpädagogik fachlich
nicht dominieren, und dass die Professoren und Pro-
fessorinnen weiterhin ihre angestammten Fachge-
biete lehren (Wendt 1985). Dies führte nach Schil-
ling dazu, dass an Fachhochschulen eher Mini-Juris-
ten, Mini-Therapeuten und so weiter ausgebildet
würden als Sozialpädagogen und -pädagoginnen
(Schilling 1997).

Ein weiteres gewichtiges Problem der Ausbildung
ist für Hermann Heitkamp, dass die für das vielge-
staltige Studium der Sozialen Arbeit notwendige
Etablierung einer Leitdisziplin„Sozialarbeitswissen-
schaft“und die Zentrierung der Ausbildung um eine
solche herum lange Zeit überhaupt nicht und später
nur annäherungsweise an einigen Hochschulen ge-
lungen sei. Dies habe für die Studentinnen und Stu-
denten an vielen Fachhochschulen zur Folge, dass
sie sich in dem Bemühen allein gelassen sehen, das
fächerorientiert vermittelte Wissen in sozialarbeite-
risches Handlungswissen zu integrieren (Heitkamp
2000, S.17).Engelke kritisiert, dass die große Mehr-
zahl der Lehrenden an Fachhochschulen für Soziale
Arbeit weder Sozialarbeit oder Sozialpädagogik stu-
diert habe, noch das Arbeitsfeld aus eigenem beruf-
lichem Erleben kenne. Entsprechend kommt er zu
der Schlussfolgerung, dass Berufs- und Fachfremde
maßgeblich die Ausbildung dominierten, da diese
für Sozialarbeit und Sozialpädagogik ausbilden und
in den Hochschulgremien Ausbildungsziele und -re-
geln bestimmen (Engelke 1996b, S.11,14). Das von
dem Verfasser angesprochene Dilemma wird voraus-
sichtlich erst aufzulösen sein, wenn Soziale Arbeit in
der Lage ist, den eigenen wissenschaftlichen Nach-
wuchs auszubilden. Dies ist eine der Voraussetzun-
gen für die Professionalisierung eines Berufes. Bis-
lang berechtigt das Studium der Sozialen Arbeit in
der Regel nicht zur Promotion. Deshalb verfügen
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, die kein zu-
sätzliches universitäres Zweit- oder Aufbaustudium
absolvieren, nicht über die Einstellungsvorausset-
zung für eine Professur.

2.Auf dem Prüfstand: die gegenwärtige
Ausbildung 
Die berufliche Tätigkeit zeichnet sich durch ein kom-
plexes Anforderungsprofil aus, das je nach Arbeits-
feld erheblich variieren kann (Bundesagentur für
Arbeit 2005a). Um herauszufinden, welchen Stellen-
wert die Ausbildung in der Vorbereitung auf die be-
rufliche Praxis der Sozialen Arbeit einnimmt und
welche Kompetenzen in der Ausbildung entwickelt
werden müssen, untersuchten wir im Rahmen eines
Forschungsprojektes, wie gut sich die befragten So-
zialarbeiterinnen und Sozialarbeiter durch ihre Aus-
bildung auf ihre berufliche Praxis vorbereitet fühlen,
wie hoch der Anteil der zusätzlichen Aneignung von
Fachwissen und von methodischen Kenntnissen nach
Beendigung der Ausbildung für sie war, welches Wis-
sen und welche Kenntnisse ihnen gefehlt haben und
ob es Bereiche gibt, in denen sie sich eine bessere
oder eine andere Ausbildung gewünscht hätten.1

Die Ausbildung für Soziale Arbeit ist an Fachhoch-
schulen und in geringerem Umfang an Universitäten
angesiedelt. Am meisten verbreitet ist der Studien-
gang Sozialarbeit/Sozialpädagogik beziehungswei-
se Sozialwesen, der mit dem Diplom abschließt. Er
wird an 64 Fachhochschulen, vier Berufsakademien
oder Berufskollegs und 37 Universitäten als Vollzeit-
studium angeboten (Deutscher Bundesverband für
Soziale Arbeit 2002). Berufsbegleitend beziehungs-
weise in Teilzeit kann Soziale Arbeit an 20 Fachhoch-
schulen studiert werden (Deutscher Bundesverband
für Soziale Arbeit 2005a). Ergänzend zum Diplom
können Studierende seit einigen Jahren Bachelor-
oder Masterstudiengänge absolvieren. Auf diese
Entwicklung gehen wir in Kapitel 3 detaillierter ein.

2.1 Qualität der Ausbildung
Die Ergebnisse unserer Untersuchung ergaben, dass
die positive Meinung über die Qualität der Ausbil-
dung hinsichtlich der Vorbereitung auf den Beruf
leicht überwiegt. Insgesamt 42,7 Prozent der Be-
fragten bewerten ihre Berufsvorbereitung als sehr
gut oder gut. Aber ein erheblicher Anteil, nämlich
36,9 Prozent, beurteilt diesen Aspekt der Ausbildung
nur als durchschnittlich und 18,4 Prozent sogar als
schlecht beziehungsweise als sehr schlecht. Die
Querschnittsanalyse zeigt zwei auffällige Tendenzen:

▲Bemerkenswert ist, dass die männlichen Berufs-
angehörigen die Qualität ihrer Ausbildung sehr viel
positiver einschätzen als ihre Kolleginnen. Weit über
die Hälfte (57,6 Prozent) der befragten Sozialarbei-
ter gibt an, dass ihre Berufsvorbereitung sehr gut
oder gut gewesen sei. Diese Auffassung teilen nur
37,1 Prozent der Sozialarbeiterinnen. Frauen beur-
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teilen ihre Ausbildung auch häufiger als ausgespro-
chen schlecht oder sehr schlecht (19,8 Prozent). Diese
Ansicht vertreten Männer in etwas geringerem Um-
fang (15,1 Prozent).

▲Große Unterschiede in der Einschätzung ihrer Be-
rufsausbildung zeigen sich auch zwischen den Be-
fragten aus den alten und neuen Bundesländern.
Die Berufsangehörigen aus den neuen Ländern äu-
ßerten sich durchweg positiver als ihre Kolleginnen
und Kollegen aus den alten Bundesländern. Über
die Hälfte (52,3 Prozent) aus den neuen Bundeslän-
dern, aber nur 39,9 Prozent aus den alten, bewertet
die Qualität der Ausbildung als sehr gut oder gut.
Zu dem Urteil, dass die Ausbildung sie schlecht be-
ziehungsweise sehr schlecht auf ihren Beruf vorbe-
reitet hat, gelangen nur 6,3 Prozent der Befragten
aus den neuen Bundesländern, aber über ein Fünf-
tel (22,7 Prozent) aus den alten Ländern.

2.2 Gründe für eine positive Bewertung 
Aufschlussreich sind die maßgeblichen Gründe, wa-
rum eine Ausbildung im Hinblick auf ihre berufsvor-
bereitende Funktion als gut oder schlecht einge-
schätzt wird. Ausschlaggebend für eine positive Be-
wertung sind hauptsächlich drei Gesichtspunkte:
Eine„fundierte theoretische Ausbildung“, eine„gute
Verbindung zwischen Theorie und Praxis“ und der
eigene Beitrag der Befragten, nämlich die positive
Selbsteinschätzung, „die Lehrangebote genutzt zu
haben“(30,3 Prozent). Dabei halten sich die Aner-
kennung für eine fundierte theoretische Ausbildung
(33,9 Prozent) und für eine gute Verbindung zwi-
schen Theorie und Praxis (33,9 Prozent) die Waage.
Bemerkenswert wenige Befragte nennen als Quali-
tätsmerkmal für eine gute Ausbildung „kleine Semi-
nare“und „Zeit für Gespräche“(1,8 Prozent).

Eine fundierte theoretische Ausbildung ist für alle
Querschnittsgruppen fast gleichermaßen ein wich-
tiges Kriterium für die positive Beurteilung ihrer
Ausbildung. Drastische Unterschiede zeigen sich
hinsichtlich der Wertschätzung einer guten Verbin-
dung zwischen Theorie und Praxis. Dieser Gesichts-
punkt wird von 42,1 Prozent der Beschäftigten bei
freien Trägern genannt, aber nur von 15,1 Prozent
derjenigen, die bei öffentlichen Trägern arbeiten.
Offensichtlich ist die Theorie- und Praxisverbindung
in Bezug auf die Vorbereitung auf eine Berufstätig-
keit bei freien Trägern weitaus gelungener als in der
Vorbereitung auf die Anforderungen der behördli-
chen Praxis. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen
Arno Drinkmann, Joachim König und Alfons Limm-
brunner (2003), die im Jahr 2000 eine Befragung
von Absolvierenden der Evangelischen Fachhoch-

schule Nürnberg durchgeführt haben.„Berufliches
Handeln in (sozialer) Administration“(ebd., S.45)
zählte zu den Lehrinhalten, die auch den dort Be-
fragten beim Berufsstart gefehlt haben. Möglicher-
weise sind aber auch Studienangebote, die die ad-
ministrative und ordnungsrechtliche Seite der Sozia-
len Arbeit zum Inhalt haben, für Studierende weni-
ger attraktiv und werden dementsprechend seltener
wahrgenommen und nachgefragt als sozialpädago-
gisch orientierte Angebote.

Der persönliche Anteil am Erwerb einer guten Aus-
bildung wird häufiger von den befragten Männern
hervorgehoben (Frauen 28,4 Prozent, Männer 33,3
Prozent), aber auch von den Befragten aus den
neuen Bundesländern (ABL 28,7 Prozent, NBL 36,4
Prozent) und vor allem von den Beschäftigten bei
öffentlichen Trägern (fT 19,7 Prozent, öT 54,5 Pro-
zent).

2.3 Gründe für eine negative Bewertung 
Als Begründung dafür, warum die berufsvorbereiten-
de Qualität der Ausbildung negativ eingeschätzt
wird, wird vor allem eine praxisferne und zu theore-
tische Ausbildung kritisiert. Frauen scheinen ausge-
prägter an Praxisnähe interessiert zu sein, denn sie
kritisieren am häufigsten, dass ihre Ausbildung zu
praxisfern und theoretisch ausgerichtet war (Frauen
38,7 Prozent, Männer 29,1Prozent). Die geschlechts-
spezifische Differenz beträgt hier immerhin 9,6 Pro-
zent. Praxisorientierung ist ein herausragendes Merk-
mal der Ausbildung an Fachhochschulen. Engelke
erinnert daran, dass seit den 1920er-Jahren die„feh-
lende Praxisnähe“der Ausbildung bemängelt werde
beziehungsweise den Ausbildungsstätten zu große
„Theorielastigkeit“vorgeworfen worden sei. Er gibt
aber zu bedenken, dass damals wie heute regelmä-
ßig die Frage offen blieb und bleibt, um welche Pra-
xis es sich handelt, auf die hin ausgebildet werden
soll (Engelke 1996b, S. 9). Damit spricht er die Breite
und die Vielfalt an, die das Berufsbild der Sozialen
Arbeit charakterisiert. Dazu kommt, dass die Fach-
hochschulen für Soziale Arbeit einerseits die Aufgabe
haben, wissenschaftlich auszubilden und anderer-
seits berufsvorbereitend wirksam zu sein. Soll dieser
doppelte Auftrag gelingend umgesetzt werden, erfor-
dert dies, dass Ausbildungscurricula in Kenntnis der
beruflichen Praxis kontinuierlich (weiter)entwickelt
werden und die Vermittlung der theoretischen Grund-
lagen in Verbindung zu Fragestellungen und Not-
wendigkeiten der Praxis geschieht (siehe Kapitel 3).

Kritisiert wird ferner die„Verwendung veralteter
Fachliteratur“und die „Lehrgestaltung mit konser-
vativen Ansätzen“ (22,9 Prozent). Es fällt auf, dass
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dies von den Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen
in den neuen Bundesländern in etwas geringerem
Umfang geäußert wird (NBL 20,6 Prozent, ABL 23,2
Prozent). Grund dafür könnte sein, dass die nach
der Wende neu gegründeten Ausbildungsstätten zu
Beginn ihrer Tätigkeit mit aktueller Fachliteratur aus-
gestattet wurden, während die bereits seit länge-
rem bestehenden Hochschulen in den alten Bundes-
ländern mit stagnierenden finanziellen Mitteln zu
kämpfen haben. Hinzu kommt, dass die Berufungs-
verfahren der Lehrenden an neu gegründeten Hoch-
schulen in den neuen Bundesländern erst kürzere
Zeit zurückliegen. Dies lässt vermuten, dass sie in
der Regel jünger sind als die Kollegen und Kollegin-
nen in den alten Bundesländern, die Ausbildungen
noch nicht so lange zurückliegen und sie sich des-
halb wahrscheinlich an aktuellen theoretischen,
handlungsbezogenen und methodischen Ansätzen
der Sozialen Arbeit orientieren.

Eine weitere Begründung einer negativen Einschät-
zung der Ausbildung ist, dass diese als inhaltsleer
und als von zu vielen Diskussionen dominiert wahr-
genommen wurde. Vor allem die Befragten aus den
neuen Bundesländern beanstanden, dass es in ihrer
Ausbildung zu viele Debatten gegeben habe und
entsprechend zu wenige Inhalte vermittelt worden
seien. Die Befragten aus den alten Bundesländern
kritisieren dies zu einem deutlich geringeren Anteil
(NBL 29,2 Prozent, ABL 19,9 Prozent). Auffällig hoch
ist der Anteil der Angaben (20,5 Prozent), dass die
Lehrenden nicht über ausreichende Fachkenntnisse
verfügt hätten. Männer kritisieren am häufigsten,
dass Hochschullehrerinnen und -lehrer ohne „aus-
reichende Fachkenntnisse“in der Lehre vertreten
gewesen seien (Frauen 18,0 Prozent, Männer 25,5
Prozent). Dies wird in den neuen Bundesländern
seltener, aber dennoch im nennenswerten Umfang
geäußert (ABL 21,1 Prozent, NBL 16,6 Prozent). Dass
diese Kritik von Befragten aus den neuen Bundes-
ländern im Vergleich zu den übrigen Querschnitts-
gruppen in geringerem Umfang genannt wird, ist
ein weiteres Indiz für die Qualität der neu gegründe-
ten Fachhochschulen in den neuen Bundesländern.

Die Frage, über welche Qualifikationen Lehrkräfte
verfügen müssen, begleitet die Soziale Arbeit seit
ihrer Verberuflichung. Bereits Alice Salomon (1917,
S. 470) sah in der Gewinnung der geeigneten Lehr-
kräfte eine der Kernfragen für die Ausgestaltung
des sozialen Bildungswesens. Für sie bestand das
Dilemma einerseits darin, dass Lehrkräfte aus der
rein wissenschaftlichen Laufbahn sich im Unterricht
selten auf die Erfordernisse der Praxis der Sozialen
Arbeit einstellen konnten. Andererseits habe aber,

so Salomon, die Erfahrung gezeigt, dass die Fach-
kräfte aus der Praxis nicht unbedingt befähigt seien,
aus der Praxis die Theorie für die Praxis abzuleiten.
Für Salomon waren deshalb die geeignetsten Lehr-
kräfte diejenigen,„die ihre wissenschaftliche Bil-
dung in praktischer sozialer Berufsarbeit verwenden
und die deshalb imstande sind, soziales Wissen un-
ter dem Gesichtspunkt der praktischen Anwendung
mit Lebendigkeit und Klarheit zu vermitteln“(ebd.).

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter aus den neu-
en Bundesländern die Qualität und Aktualität ihrer
Ausbildung positiver einschätzen als die in den al-
ten Ländern. Dies liegt vermutlich daran, dass der
weitaus größte Teil der Befragten aus den neuen
Bundesländern die Ausbildung nach der Wende und
in neu gegründeten Ausbildungsstätten abgeschlos-
sen hat (ABL 33,8 Prozent, NBL 65,8 Prozent). Mög-
licherweise orientieren sich diese Ausbildungsgänge
enger an den Bedürfnissen der Praxis als Fachhoch-
schulen, die schon seit längerer Zeit bestehen. Für
diese Vermutung spricht ein Bericht von Hermann
Heitkamp und Wolfgang Preis über die Neugrün-
dung der Fachhochschule Zittau/Görlitz. Darin füh-
ren die Autoren aus, dass viele westdeutsche Lehr-
kräfte in den neu zu gründenden Fachhochschulen
Ostdeutschlands die Chance sahen, die längst über-
fällige Reform der Ausbildung mit einem neuen Kon-
zept umzusetzen.„So konnten erstens die mancher-
orts seit Jahren andauernde und zermürbende Stu-
dienreformdiskussion am heimischen Fachbereich
und die meist vergeblichen Mühen, das Beharrungs-
vermögen eines Kollegiums aufzubrechen, umgan-
gen werden und zweitens, durch den praktischen
Vollzug der auf breiter Basis diskutierten Ansätze
eines sozialarbeitswissenschaftlich ausgerichteten
Curriculums, der Beweis für die Richtigkeit der Re-
formdiskussion angetreten werden“(Heitkamp;
Preis 1996, S.125).

Im Gegensatz zu dem Neuanfang in den neuen Bun-
desländern fand der Boom der Fachhochschulgrün-
dungen für Soziale Arbeit in den alten Ländern be-
reits zu Beginn der 1970er-Jahre statt. Eine große
Anzahl der damals neu berufenen Professorinnen
und Professoren befindet sich derzeit an der Grenze
zum Pensionsalter. Angesichts des hohen Lehrde-
putats an Fachhochschulen2 liegt es auf der Hand,
dass es für Lehrende, deren Erfahrungen aus der
Praxis bereits längere Zeit zurückliegen, schwieriger
ist, ihre Kenntnisse immer wieder zu aktualisieren
und an die neuen Erfordernisse der beruflichen
Praxis anzupassen – selbst wenn sie von sich aus
daran interessiert sind.
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2.4 Nachholbedarf von Fachwissen 
Über ein Drittel der Befragten (36,5 Prozent) musste
sich nach dem Studium einen„sehr hohen“Anteil
an Fachwissen für die Ausübung ihrer beruflichen
Praxis aneignen. Auch die Zahl derer, die nachträg-
lich einen„mittleren Anteil“an Fachwissen erwer-
ben mussten, ist mit 46,7 Prozent beachtlich hoch.
Die Querschnittbetrachtung zeigt, dass vor allem
Frauen dies so äußerten (Frauen 40,6 Prozent, Män-
ner 27,4 Prozent). Ähnlich groß ist das Gefälle zwi-
schen Praktikern aus den alten und neuen Bundes-
ländern (ABL 39,4 Prozent, NBL 25,4 Prozent). Eine
zuverlässige Begründung für diese auffällige sowohl
geschlechtsspezifische als auch Ost-West-Diskre-
panz lässt sich aus unseren Untersuchungsergebnis-
sen nicht ableiten. Dies müsste Gegenstand weiter-
führender Erhebungen sein.

Die Befragungsergebnisse unterstützen die Vermu-
tung, dass das Studium auf die Vielfalt der fachlichen
Anforderungen in der Praxis der Sozialen Arbeit
(vom Quartiersmanagement über die Hospizarbeit
bis zum therapeutischen Reiten mit verhaltensauf-
fälligen Kindern) nicht hinreichend vorbereitet be-
ziehungsweise bei dieser Breite der Arbeitsfelder
nicht vorbereiten kann. Dementsprechend wäre es
konsequent, in der Ausbildung vor allem Wert auf
die Vermittlung eines soliden Grundwissens zu le-
gen, auf dem später das für den speziellen Aufga-
benbereich spezialisierte Fachwissen entsprechend
den Erfordernissen der Arbeitsfelder zum Beispiel in
Form von Eigenstudium sowie Fort- und Weiterbil-
dung aktualisiert werden kann. Dies setzt voraus,
dass im Studium der Erwerb selbstständiger Arbeits-
formen Vorrang vor verschulten Lehrveranstaltun-
gen hat und die Studierenden „lernen, das Lernen
zu lernen“.

In der beruflichen Praxis der Sozialen Arbeit sind
rechtliche Fragen von Belang. Zudem unterscheiden
sich die rechtlichen Grundlagen je nach Arbeitsfeld.
So sind zum Beispiel für die Arbeit mit Asylbewer-
benden in der Regel andere oder ergänzende gesetz-
liche Bestimmungen grundlegend als im Arbeitsfeld
Schuldnerberatung. Dementsprechend geben 27,7
Prozent der befragten Personen an, dass ihnen Fach-
wissen im juristischen Bereich gefehlt hat. Auch psy-
chologische Kenntnisse sind in der Praxis verstärkt
gefragt, etwa ein Fünftel (19,4 Prozent) stellt hier
Nachholbedarf fest. Dies deckt sich mit den Ergeb-
nissen der Nürnberger Absolvierendenbefragung.
Auch dort führen Kenntnisse in Recht und in Psycho-
logie die Liste der Lehrinhalte an, die in der berufli-
chen Praxis als besonders nützlich angesehen wer-
den (Drinkmann; König; Linnbrunner 2003, S.45).

Auffällig ist, dass der Nachholbedarf an Verwaltungs-
kenntnissen vor allem von den Berufsangehörigen
in den neuen Bundesländern artikuliert wird (ABL
9,1 Prozent, NBL 29,0 Prozent). Dies dürfte in engem
Zusammenhang mit den Veränderungen der Rechts-
grundlagen in den neuen Bundesländern zu sehen
sein, da die Verwaltungsinstitutionen und -abläufe
der DDR vollständig von den Institutionen und den
administrativen Regelungen der Bundesrepublik
Deutschland abgelöst wurden.

2.5 Nachholbedarf an methodischen
Kenntnissen
Insgesamt 60 Prozent der befragten Sozialarbeiter
und Sozialarbeiterinnen mussten sich nach Abschluss
ihres Studiums einen„sehr hohen“beziehungsweise
„mittleren“Anteil an arbeitsfeldspezifischen metho-
dischen Kenntnissen aneignen. Für mehr als ein
Drittel (36,8 Prozent) bestand im Gegensatz dazu
nur geringe oder gar keine Notwendigkeit. Die Aus-
bildung der Sozialen Arbeit scheint sich im metho-
dischen Teil enger an den Anforderungen der beruf-
lichen Praxis zu orientieren als in der Vermittlung
von Fachwissen, da der Anteil der zusätzlich erforder-
lichen Kenntnisse im methodischen Bereich wesent-
lich geringer ist als der Anteil des Fachwissens.3 Al-
lerdings lassen sich methodische Kompetenzen zum
Teil auch unabhängiger von den jeweiligen Arbeits-
feldern vermitteln als Fachwissen. Darüber hinaus
spiegelt sich in den Veränderungswünschen an die
Ausbildung auch die Fortentwicklung der methodi-
schen Kenntnisse in der Praxis der Sozialen Arbeit
wider.

Auffällig ist im geschlechtsspezifischen Vergleich,
dass Frauen zu einem signifikant höheren Anteil die
Notwendigkeit sehen, sich zusätzliche methodische
Kenntnisse anzueignen als ihre männlichen Berufs-
kollegen (Frauen 64,4 Prozent, Männer 49,3 Pro-
zent). Dies bestätigen auch Beobachtungen aus
Fortbildungsveranstaltungen, bei denen es um die
Weiterentwicklung von methodischen Kenntnissen
in der Sozialen Arbeit geht. Hier dominieren in der
Regel die Sozialarbeiterinnen. Über die Gründe da-
für können wir hier nur spekulieren. Eine Vermutung
ist, dass Sozialarbeiterinnen häufiger im direkten
Kontakt mit der Klientel arbeiten (Drake 1980) und
sich deshalb auch eher bemühen, ihre methodischen
Kenntnisse und Fähigkeiten auszubauen. Dies scheint
auch für die Beschäftigten bei freien Trägern zuzu-
treffen, denn sie formulieren einen hohen Bedarf an
methodischen Kenntnissen, der durch das Studium
nicht abgedeckt wurde (fT 62,6 Prozent, öT 54 Pro-
zent). Die Notwendigkeit der Erweiterung der metho-
dischen Kenntnisse wird vorwiegend im Bereich der
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Selbsterfahrung (27,1 Prozent), der Leitungstätig-
keiten (25,3 Prozent), der Beratungsarbeit (24,8 Pro-
zent) und der Arbeit mit Gruppen (21,1Prozent) for-
muliert.

2.6 Veränderungswünsche
Über die Hälfte der Befragten (55,3 Prozent) hätten
sich in bestimmten Bereichen eine bessere bezie-
hungsweise andere Ausbildung gewünscht. Dies gilt
in deutlich höherem Umfang für die Beschäftigten
in den alten Bundesländern als für ihre Berufskolle-
ginnen und -kollegen aus den neuen Ländern (ABL
58,9 Prozent, NBL 46,0 Prozent). Die Bereiche, in
denen sie sich eine bessere Ausbildung gewünscht
hätten, sind in dem Schaubild aufgeführt. Indiz für
die Veränderung des Anforderungsprofils der Sozia-
len Arbeit ist, dass in der beruflichen Praxis häufig
der Mangel an Kenntnissen im Projekt- und Sozial-
management sowohl im Sponsoring als auch Fund-
raising formuliert wird (16,1 Prozent). Als weiterer
Beleg dafür kann gesehen werden, dass erweiterte
Kompetenzen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit
(6,7 Prozent) und der Medienarbeit (6,4 Prozent) als
erforderlich erachtet werden. Dies zeigt, dass die in
der Praxis der Sozialen Arbeit Tätigen zunehmend
darauf angewiesen sind, sich die Mittel zur Finanzie-
rung ihrer Arbeit selbst zu beschaffen, und dass die
Notwendigkeit besteht, für ihre Anliegen und ihre
Arbeit zu werben. Die Kürzungen von personellen
und finanziellen Ressourcen führen nach Auskunft
vieler häufig zu schwierigen Teamsituationen und
zu dem Wunsch nach einer Begleitung durch Super-
vision, wenn es zum Beispiel um die Frage geht, in
welchem Bereich der Sozialen Arbeit Mittel und Stel-
len gekürzt oder gar gestrichen werden. Das Inter-
esse nach Vertiefung von sozialwissenschaftlichen
Kompetenzen deutet darauf hin, dass die wissen-

schaftlich fundierte Ermittlung von Bedarfen und die
Dokumentation und Evaluation von sozialarbeiteri-
schen und sozialpädagogischen Maßnahmen immer
erforderlicher werden.

Der Wunsch nach einer verbesserten Ausbildung im
Rechtsbereich dokumentiert unter anderem, dass
sich die für die Soziale Arbeit relevanten rechtlichen
Bestimmungen in einem rasanten Tempo verändern.
Besonders deutlich wird dies im Bereich der Arbeits-
förderung, hier ändern sich die gesetzlichen Grund-
lagen in einer kaum noch nachzuvollziehenden Ge-
schwindigkeit.Der geschlechtsspezifische Vergleich
zeigt, dass Sozialarbeiterinnen im Unterschied zu
ihren männlichen Kollegen häufiger eine verbesserte
Ausbildung im methodischen Bereich (Frauen 14,5
Prozent, Männer 9,6 Prozent) und in Psychologie
(Frauen 6,5 Prozent, Männer 2,6 Prozent) als erfor-
derlich erachten. Männer zeigen hingegen einen
etwas größeren Ausbildungsbedarf im Projekt- und
Sozialmanagement (Frauen 14,5 Prozent, Männer
19,3 Prozent). Hier sind leichte geschlechtsspezifi-
sche Präferenzen für klientenzentrierte beziehungs-
weise managementorientierte Tätigkeiten erkenn-
bar. Die Vermittlung methodischer Kenntnisse in der
Ausbildung ist bei den Fachleuten in den neuen Bun-
desländern gefragter als bei denen in den alten Län-
dern. Hier melden die Befragten aus den neuen Bun-
desländern zu 17,4 Prozent und die aus den alten
Bundesländern nur zu 11,6 Prozent Veränderungs-
wünsche an.

3. Perspektiven für die Ausbildung
Abhilfe für die wichtigsten Probleme der bisherigen
Ausbildung sollte die bundeseinheitliche Rahmen-
ordnung für die Diplomprüfung im Studiengang So-
ziale Arbeit an Fachhochschulen schaffen. Sie wurde
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im Oktober 2001 von der Konferenz der Rektoren
und Präsidenten der Hochschulen in der Bundesrepu-
blik Deutschland und von der Ständigen Konferenz
der Kultusminister der Länder beschlossen. Allerdings
ist derzeit noch völlig unklar, ob die qualitativen Fort-
schritte dieser Reform in den neuen Bachelor- oder
Masterstudiengängen umgesetzt werden können.

3.1 Die neue Rahmenprüfungsordnung 
Durch die Rahmenprüfungsordnung von 2001 erge-
ben sich nach Heitkamp (2000,S.19 ff.) unter ande-
rem folgende Neuerungen:

▲Auf das traditionell fächerorientierte Lehrangebot
wird weitgehend verzichtet. Leitwissenschaft ist die
Fachwissenschaft Soziale Arbeit. Die Bezugswissen-
schaften liefern in überwiegend integrativen, das
heißt disziplinübergreifenden Lehrangeboten ihren
Beitrag zur Befähigung der Studierenden, um kom-
plexe Problemstellungen unter sozialarbeiterischen
Maximen und unter Anwendung eigener Methoden
bearbeiten zu können.
▲Die Ausbildung soll auf diese Weise berufsbezo-
gener gestaltet werden und auch zur besseren Her-
ausbildung und Entwicklung der Berufsidentität die-
nen. Von den Hochschulen wird gefordert, ein Fach-
wissen integrierendes, disziplinübergreifendes Lehr-
angebot sicherzustellen, ohne dabei ihr individuelles
Ausbildungsprofil zu gefährden oder aufgeben zu
müssen.
▲Die Studiengänge Sozialpädagogik und Sozialar-
beit werden zu einem gemeinsamen Studiengang
„Soziale Arbeit“ verbunden.
▲Es gilt ein einheitlicher Studienabschluss, die Un-
terscheidung von Sozialarbeit und Sozialpädagogik
soll aufgegeben werden.
▲Der künstliche Begriff „Sozialwesen“bei Fachbe-
reichs- und Studiengangsbezeichnungen soll durch
„Soziale Arbeit“ersetzt werden.
▲Für die inhaltliche Strukturierung der gemeinsa-
men Rahmenordnung wurde am Grundkonsens ei-
ner generalistischen Ausbildung festgehalten. Sie
soll auch in Zukunft eine breite Basisqualifikation
für die vielfältigen Berufsfelder der Sozialen Arbeit
bieten. Das Studium soll ein Grundwissen für alle
Arbeitsfelder der Sozialen Arbeit vermitteln, auf
dem später das für den speziellen Aufgabenbereich
erforderliche Expertenwissen durch Fort- und Weiter-
bildung aufgebaut werden kann.
▲Das Studium soll künftig verbindlich in ein Grund-
studium und ein Hauptstudium gegliedert sein. Das
Grundstudium schließt nach drei theoretischen 
Studiensemestern mit der Diplomvorprüfung (Zwi-
schenprüfung) ab.
▲Die Studiendauer beträgt acht Semester, davon

sind zwei Praxissemester, die in gemeinsamer Ver-
antwortung von Hochschule und Berufspraxis durch-
geführt werden.

Dieses Studienreformkonzept kann tatsächlich als
Fortschritt bewertet werden. Der Deutsche Berufs-
verband für Soziale Arbeit e.V. (DBSH) begrüßte es
sogar als einen Meilenstein auf dem Weg der Sozia-
len Arbeit zur Profilierung als eigenständige Fach-
disziplin (2003). Die Umsetzung der neuen Rahmen-
prüfungsordnung lässt hoffen, dass eine Reihe von
Schwachstellen der bisherigen Ausbildung, die in
der Fachdiskussion bereits seit langem diskutiert
und durch unsere Untersuchungsergebnisse bestä-
tigt wurden, aufgelöst werden können. Mit der Fest-
legung der Fachwissenschaft Soziale Arbeit als Leit-
wissenschaft ist die Aussicht verbunden, dass der
bisherige„Fächersalat“(Schilling 1997, S.41) zu
Gunsten einer fächerübergreifenden Verknüpfung
von Lehrinhalten abgelöst wird. Dies setzt allerdings
zeitintensive Absprachen innerhalb der Hochschu-
len und die Bereitschaft aller Beteiligten voraus. Mit
der Profilierung der Fachwissenschaft Soziale Arbeit
zur Leitwissenschaft ist auch die Hoffnung verbun-
den, dass es für die Studierenden der Sozialen Arbeit
leichter wird, sozialarbeiterisches Handlungswissen
und eine eigenständige berufliche Identität zu ent-
wickeln.

Ungelöst bleibt durch die Studienreform die Frage,
wie geeignete Lehrende gewonnen werden können,
die in der Lage sind, Theorie und Praxis der Sozialen
Arbeit miteinander zu verbinden und zu vermitteln.
Einige Fachhochschulen für Soziale Arbeit haben
deshalb – analog zur Frauenförderung – bei Beru-
fungsverfahren Mindestquoten für Lehrende mit
einer grundständigen Ausbildung in Sozialer Arbeit
eingeführt. Erforderlich ist auch, geeigneten Lehr-
kräften aus der Praxis der Sozialen Arbeit, die als
Lehrbeauftragte eingesetzt werden, mit einer größe-
ren – auch finanziellen – Wertschätzung zu begeg-
nen. Entscheidend könnte jedoch das Promotions-
recht für Fachhochschulen sein, da dies erstmals die
Möglichkeit eröffnet, den eigenen wissenschaftli-
chen Nachwuchs ohne Umwege über ein Zusatzstu-
dium auszubilden.

3.2 Bachelor und Master
Die Einführung von Bachelor- und Masterstudien-
gängen steht nicht ohne weiteres mit der Studien-
reform von 2001 im Einklang. Diese Studiengänge
wurden mit dem Ziel„der Modernisierung des Hoch-
schulwesens in Deutschland und der Stärkung seiner
internationalen Attraktivität“(Kultusministerkonfe-
renz 2000) eingeführt. Sie basieren auf der am 19.
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Juli 1999 in Bologna verabschiedeten gemeinsamen
Erklärung von 29 europäischen Bildungsministern
zum europäischen Hochschulraum. Neben der Ein-
führung der Bachelor- und Masterstudiengänge hat
sich die Kultusministerkonferenz für die Einführung
eines Kredit-Punktsystems und für die Modularisie-
rung der Studieninhalte ausgesprochen. Damit ver-
folgt sie das Ziel, „das Maß an Einheitlichkeit in der
Entwicklung zu gewährleisten, das erforderlich ist,
um die länder- oder hochschulübergreifende Mobili-
tät der Studierenden zu gewährleisten“(ebd.).

Masterstudiengänge können an Universitäten und
an Fachhochschulen angeboten werden. Trotz des
Widerstandes der Universitäten dürfen sich die Ab-
schlussbezeichnungen – im Gegensatz etwa zu den
Zusätzen FH oder Univ. beim Diplom – nicht vonein-
ander unterscheiden. Nach einem Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz vom 5. März 1999 berechti-
gen auch an Fachhochschulen erworbene Masterab-
schlüsse grundsätzlich zur Promotion (Deutscher Be-
rufsverband für Soziale Arbeit 2005b). Hinsichtlich
der Gleichwertigkeit der Universitäts- und der Fach-
hochschulmaster besteht insofern eine Sonderrege-
lung, als ein FH-Master nur dann zu einem Anstel-
lungsverhältnis im höheren Dienst befähigt, wenn
der Studiengang durch ein Akkreditierungsverfah-
ren gesondert geprüft und genehmigt wurde (Deut-
scher Berufsverband für Soziale Arbeit 2005a).

Mit der Schaffung neuer Studienabschlüsse verfolgt
der Gesetzgeber auch das Ziel, Studienzeiten zu ver-
kürzen und Studienabbrecherquoten zu senken. Er-
klärtes Ziel des Bachelor ist es, schneller und leichter
zu einem ersten akademischen Abschluss zu kom-
men. Die Mindeststudiendauer beträgt drei Jahre,
die Höchststudiendauer ist auf vier Jahre begrenzt.

Ein Bachelorabschluss vermittelt einen akademischen
Erstabschluss und ist zugleich eine Berufsqualifika-
tion. Als Vertiefung kann auf den ersten berufsquali-
fizierenden Bachelorabschluss ein ein- bis höchstens
zweijähriges Masterstudium folgen. Diese konseku-
tiven Masterstudiengänge stehen allerdings voraus-
sichtlich nur für die leistungsstärksten Bachelorab-
solvierenden offen. Dafür wird eine je nach Bundes-
land noch zu definierende Quote festgelegt. Derzeit
ist in der Diskussion, dass lediglich 20 bis 30 Prozent
derjenigen,die über einen ersten berufsqualifizieren-
den Bachelorabschluss verfügen, ein konsekutives
Masterstudium anschließen können. Diese Beschrän-
kung könnte allerdings hinfällig werden, wenn die
Hochschulen das Urteil des Verfassungsgerichtes
vom Januar 2005 zum Anlass nehmen, Studienge-
bühren zu erheben.

Es ist abzusehen, dass die Einführung dieser neuen
Studiengänge die Ausbildung und die Arbeitsverhält-
nisse in der Sozialen Arbeit gravierend verändern
werden. Vorteile haben auf Grund der beabsichtig-
ten Vergleichbarkeit der neuen Studienabschlüsse
voraussichtlich diejenigen, die im europäischen Aus-
land studieren oder arbeiten wollen, vorausgesetzt,
dass die Studienmodule tatsächlich vergleichbar
sind und gegenseitig anerkannt werden. Die Befür-
wortenden der europäischen Angleichung sehen als
weitere entscheidende Verbesserung zur bisherigen
Situation, dass die Masterstudiengänge zur Promo-
tion berechtigen. Dementsprechend begrüßt der
DBSH diesen Aspekt als attraktive Perspektive der
Profilierung, da so das Problem der Rekrutierung des
wissenschaftlichen Nachwuchses für die Professuren
der aufkeimenden Fachwissenschaft Soziale Arbeit
gelöst werden könnte (2005b).

Ein Blick in das Verzeichnis (Deutscher Berufsver-
band für Soziale Arbeit 2005c) der neuen Studien-
abschlüsse zeigt, dass viele Fachhochschulen die
Masterstudiengänge nutzen, um Aufbaustudiengän-
ge anzubieten. Für Werner Müller ist der Eifer, mit
dem sich die Fachhochschulen der neuen Entwick-
lung anschließen, unter anderem darin begründet,
dass sie im innerhochschulischen Wettbewerb dem
Beispiel der Fachbereiche für Wirtschaft und Technik
folgen. Zudem könnten sie mit dem Mastertitel und
der Einrichtung einer Organisationseinheit Graduate
School mehr Wissenschaftlichkeit dokumentieren
und von dem international kaum verständlichen Be-
griff Fachhochschule wegkommen. Ein weiterer ge-
wichtiger Grund ist für Müller (2001, S. 214), dass
die Fachhochschulen auf dem Markt der Weiterbil-
dung den Teilnehmenden einen akademischen Ab-
schluss anstelle der von Weiterbildungsinstituten
angebotenen Zertifikate vergeben können.

Kritisch ist zu sehen, dass durch die unterschiedli-
chen Studiengänge auch sich unterscheidende Aus-
bildungsniveaus und unterschiedliche berufliche Zu-
gänge entstehen, dies einer Hierarchisierung und
einer Herunterstufung des Berufs gleichkommt und
damit eine fortgesetzte Benachteiligung der Ausbil-
dung gegenüber den Universitäten darstellt (ebd.,
Deutscher Berufsverband für Soziale Arbeit 2005b).
Schon jetzt ist abzusehen, dass im Zuge der Interna-
tionalisierung der Studienabschlüsse das Fachhoch-
schuldiplom ein Auslaufmodell darstellt. Dafür spricht
auch ein Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
10.Oktober 2003, in dem festgelegt wurde, dass Ba-
chelorabschlüsse den Diplomabschlüssen an Fach-
hochschulen gleichgestellt sind (Kulutusministerkon-
ferenz 2003). In Zukunft wird wohl das sechs- oder
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siebensemestrige Bachelorstudium zur Basisquali-
fikation in der Sozialen Arbeit werden. Die damit
verbundene kürzere Ausbildung könnte nach Auf-
fassung des DBSH (2005b) zu einer Sozialen Arbeit
„light“führen, die zwar den Einsparungswünschen
der Träger entgegenkomme, aber gleichzeitig die
Substanz der Sozialen Arbeit aushöhlen würde.

Werner Müller (2001, S.214) kritisiert darüber hin-
aus die fehlende Abstimmung innerhalb der Europä-
ischen Union:„Von einer internationalen Abstim-
mung mit den Berufs-, Hochschul- und Trägerverbän-
den unserer für den Status Sozialer Arbeit wichtigen
Nachbarländer – Niederlande, Dänemark, Österreich
– ist nichts bekannt. Ganz zu schweigen von einem
Meinungsaustausch mit Ländern, wo das Sozialar-
beitsstudium auf Universitätsebene erfolgt, wie Ita-
lien, Spanien und Großbritannien. Dabei läge das
doch bei einer ‚europäischen‘ Ausbildungsreform
nahe!“ 

Neben der europäischen Angleichung der Studien-
abschlüsse ist Ziel der Einführung der Bachelor- und
Masterstudiengänge, die Studienzeiten zu verkürzen
und schneller einen berufsqualifizierenden Abschluss
zu ermöglichen. Dies mag, unabhängig von der Fra-
ge, ob das Studium nur den Sinn haben soll, schnell
auf den Beruf vorzubereiten, für die Universitäten
diskussionswürdig sein, da dort Studierende häufi-
ger über eine fehlende Orientierung klagen. Für die
Fachhochschulen stellt sich diese Frage nicht, denn
im Vergleich zu den Universitäten ist das Studium
dort stark strukturiert. Zudem beträgt dort die Regel-
studienzeit ohnehin bereits acht Semester (vier Jah-
re) und der bisherige Diplomabschluss der Sozialen
Arbeit ist berufsqualifizierend. Als weiteren gravie-
renden Mangel erachten wir, dass die Diskussion
um die Einführung der neuen Studiengänge weitest-
gehend unter Ausschluss der Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeiter aus der beruflichen Praxis erfolg-
te. Unterblieben ist auch eine Bedarfserhebung bei
den Arbeitgebern. Weiterhin ist noch völlig offen, ob
es für die frisch gebackenen Masterabsolvierenden
überhaupt Stellen und eine angemessene Bezahlung
geben wird. Unklar ist auch, wie sich die berufliche
Stellung und die Eingruppierungssituation für die
künftigen Bachelorsozialarbeiter und -sozialarbeite-
rinnen darstellen wird.

Anmerkungen
1 Im Rahmen der Untersuchung wurden unter anderem Fak-
toren ermittelt, die die Soziale Arbeit beeinflussen. Es wurden
bundesweit 255 Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagogen
befragt, die ihren Beruf nach Beendigung ihrer Ausbildung
seit mindestens drei Jahren ausübten. Bei der Auswertung
legten wir Wert auf eine querschnittmäßige Betrachtung der

Aussagen von Frauen und Männern, von Sozialarbeitern und
Sozialpädagoginnen aus den alten und den neuen Bundes-
ländern sowie von Beschäftigten bei freien oder öffentlichen
Trägern.
2 Die Lehrverpflichtung beträgt an Fachhochschulen in der
Regel 18 Semesterstunden und an Universitäten acht Semes-
terwochenstunden.
3 Insgesamt 83,2 Prozent der Befragten gab den Anteil des
Fachwissens, den sie sich nach dem Studium zusätzlich aneig-
nen mussten, mit„sehr hoch“beziehungsweise„mittel“an.
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�Allgemeines
DZI Spenden-Almanach 2005/6. Der neue Spendenrat-
geber des Deutschen Zentralinstituts für soziale Fragen
(DZI) enthält eine ausführliche, vom Bundesministerium für
wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit finan-
zierte Studie zur Tsunami-Kampagne, viele Spendertipps
und Einzelportraits aller 200 Organisationen, die das DZI
Spenden-Siegel tragen (Preis einschließlich Porto und Ver-
packung:14 Euro). Zeitgleich ist das neue Spenden-Siegel-
Bulletin 2/05 erschienen, das Faltblatt mit Namen, Adres-
sen und Kontonummern der Organisationen, denen auf
freiwilligen Antrag und nach erfolgreicher Prüfung das
DZI Spenden-Siegel zuerkannt wurde. Die Positivliste kann
gegen Zusendung von drei Briefmarken zu 55 Cent bestellt
werden: DZI, Bernadottestr. 94,14195 Berlin,Tel.: 030/83
90 01-0, Fax: 030/831 47 50, E-Mail: sozialinfo@dzi.de

Projekt des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) in Paläs-
tina. Das DRK errichtete zusammen mit dem Palästinensi-
schen Roten Halbmond bis Ende 2005 zwei Gemeinschafts-
zentren in Tubas und Jericho. Knapp 100 000 Einwohner
und Einwohnerinnen erhalten so Zugang zu medizinischer
und sozialer Versorgung. Das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit förderte das
Projekt mit 300 000 Euro.130 Beschäftigte und ehrenamt-
lich Tätige des Palästinensischen Roten Halbmonds sind in
diesen Städten im Einsatz. In den Gemeinschaftszentren
werden Rettungsdienste, ein medizinischer Notrufdienst
und psychosoziale Betreuung angeboten.Weitere Hilfeleis-
tungen der Gemeinschaftszentren umfassen Sozialprojekte
für Jugendliche, soziale Fürsorge für ältere Menschen, Ba-
sisgesundheitsdienste und Physiotherapie. Quelle: helfen
und retten 1.2006

Beschäftigung älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. Mehrere arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, die
2005 auslaufen sollten, werden in diesem Jahr fortgeführt.
Dazu gehören solche, die Unternehmen Anreize bieten,
ältere Mitarbeitende zu beschäftigen. So brauchen Arbeit-
geber, die Personen über 55 Jahre einstellen, für diese auch
2006 keine Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zu ent-
richten. Außerdem gewährt die Bundesagentur für Arbeit
(BA) Unternehmen, die Beschäftigte über 50 Jahre extern
weiterbilden lassen, weiterhin Zuschüsse. Diese Firmen dür-
fen allerdings nicht mehr als 100 Mitarbeitende beschäf-
tigen. Um Arbeitslosen über 50 Jahre Anreize zu geben,
eine Stelle anzunehmen, sei sie auch geringer bezahlt als
die vorherige, kommt die BA für 50 % des Differenzbetra-
ges zum letzten Nettolohn auf. Diese Maßnahme soll den
Lebensunterhalt dieser Beschäftigten sichern helfen. Der
Zuschuss wird für den Zeitraum gewährt, in dem die älte-
ren Arbeitslosen Anspruch auf Arbeitslosengeld I gehabt
hätten. Zusätzlich stockt die BA bei diesen Berufsrückkeh-
renden die Beiträge zur Rentenversicherung auf. Quelle:
Barmer Briefe 4.2005

Rundschau
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Vielfalt fördern – Zusammenhalt stärken. Das Integra-
tionskonzept für Berlin. Hrsg. Der Beauftragte des Berliner
Senats für Integration und Migration. Selbstverlag. Berlin
2005, 87 S., keine Preisangabe *DZI-D-7438*
Diese Broschüre veröffentlicht das umfassende Integra-
tionskonzept des Senats von Berlin. Im Zentrum stehen
die aktuellen und künftigen Herausforderungen der Inte-
grationspolitik und die entsprechenden Anforderungen an
die Landespolitik. Der Senat von Berlin möchte mit diesem
Konzept deutlich machen, welche Chancen die Stadt mit
ihren insgesamt circa 600 000 Migrantinnen und Migran-
ten (darunter 450 900 Ausländerinnen und Ausländer, also
Personen ohne deutschen Pass) hat, aber auch welche
Probleme und Herausforderungen damit verbunden sind.
Berichtet wird, wie die Landesregierung reagiert hat und
tätig geworden ist, wo die Schwerpunkte der künftigen Inte-
grationtspolitik liegen sollen. Bestellanschrift: Der Beauf-
tragte des Berliner Senats für Integration und Migration,
Potsdamer Str. 65, 10785 Berlin, Tel.: 030/90 17-23 51,
Fax: 030/262 54 07 
E-Mail: Integrationsbeauftragter@auslb.verwalt-berlin.de

Deutscher Sozialpreis 2006. Die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) verleiht seit
1971 jährlich diesen Medienpreis für herausragende Arbei-
ten zu sozialen Themen. Dabei steht die Wirkung auf das
gesellschaftliche Bewusstsein im Mittelpunkt. Ausgezeich-
net werden Beiträge in den Sparten Print, Hörfunk und
Fernsehen, die sich mit den besonderen Situationen oder
Problemen Not leidender und sozial benachteiligter Grup-
pen in Deutschland auseinander setzten. Der Preis ist mit
insgesamt 15 000 Euro dotiert und gehört zu den vierzig
wichtigsten Journalistenpreisen in Deutschland. Zugelas-
sen sind Beiträge aus den drei Sparten, die im Jahr 2005
erstmals in allgemein zugänglichen Medien veröffentlicht
wurden und über den bloßen Nachrichtenwert hinausge-
hen. Ausgeschlossen sind wissenschaftliche oder fiktionale
Beiträge, die Fachpresse sowie Gesprächsrunden. Einsen-
deschluss ist der 1. März 2006. Information: BAGFW, Deut-
scher Sozialpreis, Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

�Soziales
Leben von der Hand in den Mund. Das erste Jahr mit
Hartz IV hat die Armut verschärft. Diese Bilanz zieht die
Caritas in der Diözese Münster aus Statistiken und vor
allem den Erfahrungen der Mitarbeitenden ihrer Dienste.
„Mehr als ein Drittel der Bevölkerung lebt unmittelbar von
der Hand in den Mund“, stellte der Referatsleiter Soziale
Arbeit Dr. Thien fest. Einen großen Zuspruch erlebt die Ca-
ritas in Suppenküchen, Kleiderkammern, Sozialkaufhäu-
sern, Sozialbüros und allen Beratungsstellen. Doch „hier
sind wir nur Reparaturmeister sozialer Notlagen“, bedau-
ert Dr.Thien. Um an den Ursachen etwas zu ändern, hat der
Wohlfahrtsverband mit den örtlichen Diensten eine Liste
mit 60 Kritikpunkten und sich daraus ergebenden Forde-
rungen nach Veränderungen an den Hartz-Reformen erar-
beitet. Ein Hauptpunkt darin: Die betroffenen Menschen
benötigen wieder einmalige Beihilfen, vor allem wegen
der gestiegenen Energiepreise. Immer mehr Haushalte, die
Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld II beziehen, können Strom
und Öl nicht mehr bezahlen. Insgesamt sei der Bedarf eher
willkürlich und in vielen Bereichen zu gering angesetzt,
wie Nachrechnungen der Wohlfahrtsverbände ergeben

haben. Ausgeglichen wird die Not teilweise durch die von
hunderten von Ehrenamtlichen betriebenen Kleiderkam-
mern, Suppenküchen und sozialen Einkaufsläden.Quelle:
Presse-Information des Caritasverbandes für die Diözese
Münster e.V. vom 5. Januar 2006

Aus der Praxis für die Praxis. Das Verwaltungs- und Wi-
derspruchsverfahren in der Sozialhilfe und Grundsicherung
für Arbeitsuchende. Von Susanne Schacht. KBW Fachbuch-
verlag. Martinroda 2005, 170 S., EUR 18,50 *DZI-D-7377*
Diese Veröffentlichung soll sowohl dem Personal der be-
troffenen Verwaltungen, die mit den Sozialgesetzbüchern
XII und II zu tun haben, als auch anderen Interessierten
aus Betreuungsvereinen oder Wohlfahrtsverbänden eine
verständliche Einarbeitung in die komplexe Rechtsmaterie
unter Berücksichtigung der gesetzlichen Neuregelungen
seit Januar 2005 geben. Die Praxis zeigt, dass häufig durch
Unkenntnis im Verfahrensrecht bestehende Ansprüche so-
wohl der Hilfe Suchenden, aber auch der Verwaltung nicht
geltend gemacht werden können. Hier wird der verfah-
rensrechtliche Weg von der Antragstellung bis zum Erlass
der Entscheidung beziehungsweise von der Erhebung des
Widerspruchs bis zur Entscheidung über den Widerspruch
beschrieben, durch Beispiele und Musterschreiben aus der
behördlichen Praxis ergänzt und damit eine Hilfestellung
zur Vermeidung von Verfahrensfehlern gegeben. Bestel-
lung über KBW Fachbuchverlag, Heydaer Str. 22, 98693
Martinroda, Tel.: 036 77/79 21 73, Fax: 036 77/79 77 71,
E-Mail: info@kbw-fachbuchverlag.de

Neue Werte in der gesetzlichen Rentenversicherung.
Seit Januar 2006 liegt in den alten Bundesländern die Bei-
tragsbemessungsgrenze bei 5 250 Euro Bruttoeinkommen
je Monat, in den neuen Bundesländern bei 4 400 Euro. Bis
zu diesem Betrag sind in der Rentenversicherung 19,5 %
als Beiträge zu entrichten, die sich Arbeitgeber und Beschäf-
tigte je zu Hälfte teilen. Der niedrigste freiwillige Beitrag
beträgt für das Jahr 2006 im gesamten Bundesgebiet 78
Euro pro Monat. Er kann zum Beispiel wichtig sein, um den
Anspruch auf eine Erwerbsminderungsrente zu sichern.
Wer eine vorgezogene Altersrente vor dem 65. Lebensjahr
bezieht, darf monatlich höchstens 350 Euro hinzuverdie-
nen, bei Teilrenten ist dieser Betrag höher. Ab dem 65. Le-
bensjahr kann man ohne Auswirkungen auf die Rente so
viel hinzuverdienen, wie man möchte.Quelle: Pressemit-
teilung der Deutschen Rentenversicherung Hessen 1.2006

Kontoauszüge von Hartz IV-Beziehenden. Empfänge-
rinnen und Empfänger von Sozialleistungen dürfen nach
Auffassung von Datenschützern kleinere Geldabbuchungen
auf ihren den Behörden vorzulegenden Kontoauszügen
schwärzen. Sie müssten sogar auf diese Möglichkeit hin-
gewiesen werden, wenn Jobcenter und Sozialämter zur
Überprüfung der Bedürftigkeit Kontoauszüge anfordern,
heißt es in einem gemeinsamen Papier der Datenschutz-
beauftragten Berlins, Brandenburgs, Hamburgs, Mecklen-
burg-Vorpommerns, Sachsen-Anhalts und Schleswig-Hol-
steins. Einsicht in ihre Kontoauszüge dürfen sie den Behör-
den aber nicht verweigern. Bei kleineren Geldausgaben
bis 50 Euro können sie nach Auffassung der Datenschutz-
beauftragten aber die bis zu den Einzelbuchungen aufge-
führten Texte in der Regel schwärzen. Lesbar bleiben muss
der Geldbetrag, damit Kontostände überprüft werden kön-
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nen. Ob das Schwärzen von größeren Geldabbuchungen
zulässig ist, hänge vom Einzelfall ab. Geldeingänge dürften
nicht unlesbar gemacht werden. Von den Sozialbehörden
verlangen die Datenschützer, mit Augenmaß nur die im Ein-
zelfall erforderlichen Informationen zu den Einkommens-
verhältnissen zu erheben. Die Daten von Kontobewegun-
gen dürften nach ihrer Ansicht nicht gespeichert werden.
Quelle: SoVD-Zeitung 1.2006

�Gesundheit
Rheinland: 30 000 Kinder lernen gesund. An dem Pro-
gramm „Gesund macht Schule“der Ärztekammer Nord-
rhein und der AOK Nordrhein nehmen rund 240 Grund-
schulen im Schuljahr 2005/2006 teil. Das gemeinsame An-
gebot von Ärzten und Gesundheitskasse macht es Grund-
schulen leicht, Themen wie „Menschlicher Körper“,„Bewe-
gung und Entspannung“,„Essen und Ernährung“sowie
Sexualerziehung und Suchtprävention in den Unterricht
zu integrieren. Es werden Ärztinnen und Ärzte als Refe-
renten für die Schulstunden und für Elternabende sowie
Unterrichtsmaterialien für die Elternarbeit zur Verfügung
gestellt. Wie erfolgreich das mittlerweile seit 2001 beste-
hende Programm ist, von dem jährlich 30 000 Kinder pro-
fitieren, zeigen Untersuchungen der Universität Bielefeld:
49 % der Projektschulen haben regelmäßige Bewegungs-
pausen eingerichtet, 31 % haben ein gesundes Schulfrüh-
stück eingeführt und 30 % machen den Eltern gesundheits-
bezogene Beratungsangebote. Vorbeugung dieser Art ist
nötig, denn bei Kindern und Jugendlichen nehmen vor
allem Allergien, Haltungsschwächen, Konzentrations- und
Essstörungen sowie psychosomatische Erkrankungen wie
Kopfschmerzen und Depressionen zu. Quelle: Gesundheit
und Gesellschaft 12.2005

Bundesverband NeuroRehabilitation gegründet. Auf
der Grundlage des Sozialgesetzbuches IX und unter Mit-
wirkung des Bundesgesundheitsministeriums wurde 2005
der Bundesverband NeuroRehabilitation e.V. als Dachver-
band aller an der NeuroRehabilitation Beteiligten und/
oder Partizipierenden gegründet. Inzwischen sind bereits
mehr als 100 Fachgesellschaften, Berufsverbände, Träger
von Einrichtungen, Behindertenverbände und überregiona-
le Selbsthilfegruppen beigetreten. Alle Phasen und Formen
der neurologischen Rehabilitation, von der Akutbehandlung
bis zur Langzeitpflege, von der stationären bis zur ambu-
lanten Rehabilitation, werden durch die Mitglieder des
Bundesverbandes repräsentiert. Dieser soll die verschie-
denen Interessen der Mitglieder koordinieren und Lobby-
arbeit betreiben. Anschrift: Bundesverband NeuroRehabili-
tation e.V., Waldstr. 2-10, 53177 Bonn-Bad Godesberg,Tel.:
02 28/381-226, Fax: 02 28/381-640
E-Mail: r.radzuweit@bv-neuroreha.de

„... ich lebe gern!“Stellungnahmen von Betroffenen.
Hrsg. LIS e.V. Selbstverlag. Berlin 2005, 73 S., EUR 5,–
*DZI-D-7350*
In dieser Broschüre, die sich an Betroffene, im therapeuti-
schen Bereich Tätige und an generell Interessierte wendet,
dokumentiert der Verein LIS e.V. eine Umfrage zu Themen
der Medizinethik unter vom Locked-in-Syndrom betroffe-
nen Personen. Das Locked-in-Syndrom ist eine besonders
schwere Verlaufsform des Schlaganfalls, bei dem die Be-
troffenen schlimmstenfalls von den Augen abwärts gelähmt

sind und weder selbsttätig atmen und schlucken, noch spre-
chen können. Naturgemäß fühlen sich diese kranken Men-
schen von der Debatte, ab wann ein Menschenleben noch
als solches angesehen werden darf, besonders bedroht,
denn im Falle ihrer Erkrankung werden die Fortschritte der
Patienten und Patientinnen erst langsam und über einen
langen Zeitraum sichtbar, während die Betroffenen vom
ersten Moment ihres Schicksals an im Vollbesitz ihrer
geistigen und seelischen Fähigkeiten und Eigenschaften
bleiben. In dieser Veröffentlichung sind die Stellungnah-
men von Betroffenen sowie eine Resolution enthalten, die
zum Abschluss des Europäischen Jahres der Menschen mit
Behinderung beschlossen wurde. Bestellanschrift: Förder-
verein zur Gründung einer Stiftung zur Verbesserung der
Lebensumstände von Menschen mit dem Locked-in-Syn-
drom – LIS e.V., Geschäftsstelle im Ev. Krankenhaus Köni-
gin Elisabeth Herzberge, Herzbergstr. 79, Haus 30,10365
Berlin, Tel./Fax: 030/54 72 52 70
E-Mail: pantkelis@aoo.com

Mit den Händen lesen. Im Jahre 1825 erfand der Fran-
zose Luise Braille im Alter von 15 Jahren die Blindenschrift,
die bis heute ohne große Veränderungen gilt. Die Punkt-
schrift hat blinden Menschen weltweit die Tür zum Lesen
geöffnet. Leider lernen in Ländern der Dritten Welt die
wenigsten blinden Kinder diese Schrift kennen, da es viel
zu wenig Schulplätze gibt.„Nur 10 % aller blinden Kinder
weltweit können zur Schule gehen und die Brailleschrift
erlernen. Um den Milleniumszielen der Vereinten Nationen
nach einer allgemeinen Schulbildung gerecht zu werden,
muss hier noch viel getan werden“, erklärte Martin Georgi,
Direktor der Christoffel-Blindenmission aus Anlass des
Welt-Braille-Tags, dem 4. Januar. Während im Zeitalter des
Computers viele blinde Menschen in Europa den PC nutzen,
stehen in Entwicklungsländern nicht einmal genügend
Blinden-Schreibmaschinen zur Verfügung. Dort wird zu-
meist die Punktekombination, aus der sich jeder einzelne
Buchstabe zusammensetzt, noch mit einem Griffel in das
Papier gedrückt. Dabei müssen Blinde in Spiegelschrift von
rechts nach links schreiben, denn nur so können sie nach
Umwenden des Papiers die Buchstaben in der richtigen Rei-
henfolge tastend lesen.Quelle: Pressemeldung der Chris-
toffel-Blindenmission vom 3. Januar 2006

�Jugend und Familie
Handlungspflicht in Gefahrensituationen. Die neue
Handlungspflicht erleichtert die Arbeit in Jugendämtern
und Kindertagesstätten. Die pädagogischen Fachkräfte
haben nun juristische Klarheit, wenn sie ein Kind auf Ver-
dacht aus seiner Familie nehmen. Sollte sich später zeigen,
dass doch keine Notlage besteht, behalten sie trotzdem
Recht.„Vorher hätten die Pädagoginnen und Pädagogen
fürchten müssen, dass ein Gericht in diesem Fall ihr Ein-
greifen missbilligt“, erklärte Cornelie Bauer, Geschäftsfüh-
rerin des Bundesverbandes für Erziehungshilfe in Hanno-
ver. Das Eingreifen bleibt dennoch ein Balanceakt: Einer-
seits müsse man in akuten Problemsituationen sofort ein-
haken und Kinder in Obhut nehmen. Andererseits müsse
man Eltern vermitteln, dass sie sich gefahrlos in Erzie-
hungsfragen vom Jugendamt beraten lassen können und
nicht befürchten müssen, man nehme ihnen ihr Kind weg.
Erziehungshilfe funktioniert optimal, wenn Problemsitua-
tionen frühzeitig erkannt werden, zum Beispiel an alters-
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untypischem Verhalten des Kindes. Nach Erfahrung Bauers
nehmen die meisten Eltern dann gern Hilfe an, denn in die-
sem Stadium spricht ihnen die Öffentlichkeit noch keine
Schuld zu. Bei schwerwiegender Vernachlässigung, starker
Abmagerung oder anscheinendem Missbrauch kommt am-
bulante Hilfe jedoch zu spät.Wichtig sind zudem Nachbarn
und Bekannte, die die Not einer Familie erkennen und sie
rechtzeitig bei gezielten Maßnahmen unterstützen. Quelle:
Pressemitteilung von TM sozial vom 22. Dezember 2005

JugendRinge. Praxisbuch R. Praxisbuch Ringe & Raum-
ausstattung. Hrsg. Landesjugendring Niedersachsen e.V.
Selbstverlag. Hannover 2005, 96 S., EUR 1,50 *DZI-D-7220*
In diesem Heft geben zehn Grundlagentexte einen Über-
blick über die aktuellen Aufgaben und Themen der kom-
munalen Jugendringarbeit. Ergänzt werden die Texte mit
mehr als 30 Bausteinen für eine innovative Arbeit. Diese
Bausteine wurden von verschiedenen Jugendringen er-
probt und sind so beschrieben, dass sie mit geringem Auf-
wand von den ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern auf kommunaler Ebene umgesetzt werden kön-
nen. Bestellanschrift: Landesjugendring Niedersachsen e.V.,
Maschstr. 24, 30169 Hannover, Tel: 05 11/80 50 55, Fax: 05
11/80 50 57, E-Mail: info@ljr.de

Neues Rechtsportal im Internet. Seit Oktober 2005 gibt
es ein neues Internetportal mit Ratgebern zu verschiedenen
Rechtsgebieten. Unter www.familienrecht-ratgeber.de kön-
nen umfangreiche und kostenlose Informationen zu Fragen
rund ums Familienrecht abgerufen werden. Der Ratgeber
wurde von spezialisierten Fachleuten verfasst und ist in ei-
ner Sprache gehalten, die auch für Nichtjuristen verständ-
lich ist. Das Rechtsportal wird ständig aktualisiert und um
weitere Themen ergänzt.Quelle: Stimme der Familie 11-12/
2005

Weltentwicklungsbericht 2007. Junge Menschen zwi-
schen 12 und 24 Jahren sind das Thema des Weltentwick-
lungsberichts (WDR) 2007. Erhalten junge Menschen durch
die Erziehungssysteme das notwendige Rüstzeug für die
Anforderungen der sich wandelnden Ökonomien? Welche
Unterstützung bekommen sie beim Eintritt in den Arbeits-
markt? Können sie sich frei dorthin bewegen, wo es Arbeit
gibt? Wie lassen sich die gravierenden Folgen von Risiko-
verhaltensweisen – etwa Tod durch HIV/AIDS und Drogen-
abhängigkeit – vermeiden? Der Bericht sucht nach Antwor-
ten darauf, wie die Wirtschaftspolitik junge Menschen bei
den entscheidenden Punkten auf dem Weg ins Erwach-
senenleben unterstützen kann: Übergang von der Schule
in die Ausbildung, Gesundheitsprävention, Eintritt ins Ar-
beitsleben, Familiengründung und Förderung der aktiven
Bürgerschaft. Der WDR 2007 wird von der Weltbank er-
stellt und soll im September 2006 veröffentlicht werden.
Weitere Informationen unter www.web.worldbank.org
Quelle: IJAB-Informationen 5-6.2005

Auf dem Weg zum anderen Ufer. Lesbische und schwule
Jugendliche im Coming-out. Dokumentation. Hrsg. Hessi-
scher Jugendring und andere. Selbstverlag. Wiesbaden
2004, 64 S., kostenfrei* DZI-D-7248*
Auf ein ganz neues Gebiet begab sich der Hessische Ju-
gendring, als er im Jahr 2001 einen Schwerpunkt in seiner
Arbeit auf das Themenfeld Homosexualität in der Jugend-

hilfe setzte. In den vergangenen Jahren konnte nicht zuletzt
auf Grund sinnvoller Kooperationen mit dem Hessischen So-
zialministerium einiges bewegt werden: Veröffentlichungen
und Fortbildungsveranstaltungen zeugen von den Ideen
und Anregungen, die in die Tat umgesetzt wurden. Dieser
Reader gibt die Referate und Workshops einer Tagung wie-
der, unter anderem von Udo Rauchfleisch zum Thema „Ho-
mophobie in der Sozialen Arbeit“ und von Gisela Wolf zur
psychosozialen Situation lesbischer, schwuler, bisexueller
und transidenter Jugendlicher und den Anforderungen an
die Jugendhilfe. Bestellanschrift: Hessischer Jugendring
e.V., Schiersteiner Str. 31-33, 65187 Wiesbaden, Tel.: 06 11/
99 08 3-0, Fax: 06 11/990 83 60
E-Mail: info@hessischer-jugendring.de

Kostenfreier Bezug von KomDat Jugendhilfe. Der In-
formationsdienst zur amtlichen Kinder- und Jugendhilfe-
statistik für Praxis, Politik und Wissenschaft (KomDat Ju-
gendhilfe) präsentiert und kommentiert in knapper Form
die wichtigsten Tendenzen der Statistik seit 1998. Sie er-
scheint dreimal jährlich, wird von der Dortmunder Arbeits-
stelle für Kinder- und Jugendhilfestatistik im Forschungs-
verband DJI/Universität Dortmund veröffentlicht und richtet
sich an alle in der Jugendhilfe Tätigen und an den Daten
Interessierte. KomDat Jugendhilfe kann kostenfrei als Druck-
version oder pdf-Datei per E-Mail bestellt werden. Bezugs-
adresse: komdat@fb12.uni-dortmand.de

�Ausbildung und Beruf
Mehr Männer in die Altenpflege. Die Altenhilfe ist
„weiblich“. Zentrale Anforderungen des Arbeitsmarktes,
berufspolitische Herausforderungen, Fragen der Genderge-
rechtigkeit und Identitätsprobleme junger und alter Männer
in der Pflege können dann bewältigt werden, wenn es ge-
lingt, den seit Jahrzehnten geringen Männeranteil von 10%
bis 15 % signifikant zu erhöhen. In einer Expertise analy-
sierten die Professoren Heinz Bartjes und Eckart Hammer,
warum Männer im Beruf der Altenpflege kaum vertreten
sind. Darauf aufbauend, mit einigen empirischen Zugängen
und den Ergebnissen eines Expertenhearings entwickelten
die beiden Autoren eine Fülle konkreter Ansatzpunkte, um
mehr Männer für die Altenpflege zu gewinnen. Die Ideen,
Modelle und Empfehlungen reichen von originellen Ansät-
zen in jugendlichen Peergroups über Projekte in Schulen,
intergenerative Begegnungen, neue Wege der Berufsfin-
dung bis zu konkreten Arbeitsbedingungen und Methoden
der Öffentlichkeitsarbeit. Die Expertise ist zugänglich un-
ter: www.equal-altenhilfe.de/files/Personalentwicklung/
PE_08/PE_08.pdf Quelle: Mitteilung der Ev.Fachhochschu-
le, Prof. Hammer, vom Januar 2006

In der Schweiz: Kein Abschluss ohne Anschluss. Be-
schäftigt man sich mit der Einführung und Ausgestaltung
zweijähriger Ausbildungsberufe in Deutschland, lohnt sich
ein Blick über die Landesgrenzen. Anders als in Deutsch-
land geht es in der Schweiz nicht primär um die Erschlie-
ßung eines zusätzlichen Ausbildungsplatzpotenzials, son-
dern um eine neue Strategie zur Qualifizierung lernschwa-
cher Jugendlicher und Erwachsener ohne Berufsausbildung.
Das neue Berufsbildungsgesetz der Schweiz sieht deshalb
unter anderem die Einführung einer „berufspraktischen
Bildung“vor, die mit erheblichem pädagogischem und
finanziellem Aufwand betrieben wird. Ziel dieser berufs-
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2.-4.3.2006 Bonn. SIETAR Deutschland Symposium 2006:
Interkulturelle Arbeitsfelder in Deutschland – Herausforde-
rungen und Lösungsansätze. Information: SIETAR Deutsch-
land e.V., Frau Hofmann, Postfach 31 04 16, 68264 Mann-
heim, www.sietar-deutschland.de

9.-11.3.2006 Heidelberg. Wichern-Kongress: Wichern –
Erbe und Aufgabe. Information: Diakoniewissenschaftli-
ches Institut der Universität Heidelberg, Chr. Oelschlägel,
Karlstr. 16, 69117 Heidelberg, Tel.: 062 21/54 33 37, Fax:
062 21/54 33 80
E-Mail: christian.oelschlaegel@dwi.uni-heidelberg.de

16.-17.3.2006 Berlin. AGJ-Fachtagung: Interkulturelle Kom-
petenz sozialpädagogischer Dienste und erzieherischer Hil-
fen – Wirklichkeit und Anspruch. Information: Arbeitsge-
meinschaft für Jugendhilfe, Mühlendamm 3, 10178 Berlin,
Tel.: 030/400 40-214, Fax: 030/400 40-232
E-Mail: Martina.Strauss@agj.de

24.-25.3.2006 Bregenz/Lochau am Bodensee. Fachtagung:
Die Kunst gelingender Kooperation. Supervision und Coa-
ching. Information: Schloss Hofen, Zentrum für Wissen-
schaft und Weiterbildung, Kirchstr. 38, A-6900 Bregenz

3.-5.5.2006 Heidelberg. Kongress: Wirksame Therapie!
Wissenschaftlich fundierte Suchtbehandlung. Information:
Fachverband Sucht e.V., Ursula Reingen, Walramstr. 3,
53175 Bonn, Tel.: 02 28/26 15 55, Fax: 02 28/21 58 85
E-Mail: u.reingen@sucht.de

8.-9.5.2006 Nürnberg. Kongress: Deutscher Präventions-
tag. Information: DPT – Deutscher Präventionstag, Am
Waterlooplatz 5 A, 30169 Hannover, Tel.: 05 11/235 49 49,
Fax: 05 11/235 49 50, E-Mail: dpt@praeventionstag.de

19.-20.5.2006 Dresden. Tagung: Was gibt’s denn da zu
lachen? Humor in der Sozialen Arbeit! Information: Deut-
sche Gesellschaft für Sozialarbeit, Postfach 11 29, 74370
Sersheim, Tel.: 070 42/39 58, Fax: 070 42/81 55 40
E-Mail: info@dgsinfo.de

19.-20.5.2006 Stuttgart. Fachtagung: Bildung, Schule
und Bürgerengagement. Information: Bundesnetzwerk
Bürgerschaftliches Engagement, Birger Hartnuß, Michael-
kirchstr. 17-18, 10179 Berlin, Tel.: 030/629 80-0
E-Mail: birger.hartnuss@b-b-e.de

24.-27.5.2006 Bielefeld-Sennestadt. Jahrestagung der
Gilde Soziale Arbeit e.V.: Kinder haften für die Gesellschaft
– Soziale Arbeit zwischen Innovation und Restriktion. In-
formation: Gildesoziale@aol.com

praktischen Bildung mit zertifiziertem Abschluss ist der sich
anschließende Übergang in den „normalen“Lehrberuf, der
schließlich mit dem „eidgenössischen Fähigkeitszeugnis“
abschließt. Möglich werden Übergänge zwischen zweijäh-
rigen, dreijährigen, betrieblichen und schulischen Ausbil-
dungsgängen durch systematisch aufeinander abgestimm-
te curriculare Module. Quelle: BIBB-Forschung 1.2006

Medizinische Fachangestellte. Zum 1. August 2006 löst
die Medizinische Fachangestellte den Ausbildungsberuf
Arzthelferin ab. Rund 16 000 Auszubildende, die jährlich
ein Ausbildungsverhältnis beginnen, sind von den Neue-
rungen direkt betroffen. Die beziehen sich vor allem auf
das Berufsbild und den Ausbildungsrahmenplan, der die
verbindlichen Lern- und Ausbildungsinhalte festschreibt.
Beispielsweise erhalten Kommunikation sowie Patienten-
orientierung, Gesundheitsförderung und Prävention einen
deutlich höheren Stellenwert. Das Thema Qualitätsmana-
gement wurde wie auch Information, Dokumentation und
Datenschutz zu expliziten Lerninhalten.Quelle: Berliner
Ärzteblatt 12.2005

Masterstudiengang Systemische Sozialarbeit. An der
Hochschule Merseburg beginnt im Herbst 2006 der berufs-
begleitende Masterstudiengang Systemische Sozialarbeit.
Erstmals gibt es damit ein Weiterbildungsangebot, das sich
ausdrücklich auf den komplexen Bereich der gesamten So-
zialarbeit und nicht„nur”auf Therapie und Beratung be-
zieht. Systemische Konzepte eignen sich in besonderer Wei-
se, indem sie auf Perspektiven, Kontext und Kooperation,
auf Ressourcen und Aufträge, auf Respekt und Lösungen
der Klientel theoretisch und praktisch-methodisch fokus-
sieren. Der Studiengang richtet sich an Sozialarbeiter und
Sozialarbeiterinnen in der Praxis, er soll umfassende theo-
retische Kenntnisse ebenso wie den Erwerb praxisbezoge-
ner Kompetenzen und Qualifikationen für Leitungskräfte
bieten. Der Studiengang ist akkreditiert, sein Abschluss
eröffnet den Zugang zum Höheren Dienst und berechtigt
zur Promotion. Am 28. April 2006 findet dazu eine Veran-
staltung statt. Information: Hochschule Merseburg, Fach-
bereich Soziale Arbeit, Medien, Kultur, Prof. Herwig-Lempp,
Geusaer Straße, 06217 Merseburg
E-Mail: masterstudiengang@systemische-sozialarbeit.de

Gemeindebezogene Gesundheitsförderung. Die Hoch-
schule Magdeburg-Stendal (FH) bietet in Zusammenarbeit
mit dem Kooperationsverbund Hochschulen für Gesund-
heit e.V. ein berufsbegleitendes Studium an. Es ist ein auf
Medien gestütztes Fernstudium mit regelmäßigen, zwei-
tägigen Präsenzphasen in Magdeburg und endet mit einem
Zertifikat für den Bereich kommunales Gesundheitsmana-
gement. Studienbeginn ist der 15. Februar 2006. Informa-
tion: Hochschule Magdeburg-Stendal (FH), Fachbereich So-
zial- und Gesundheitswesen, Brandenburger Str. 9, 39104
Magdeburg, E-Mail: ggf@hs-magdeburg.de
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1.00 Sozialphilosophie /
Sozialgeschichte 
Ahlheim, Klaus: Politische Bildung statt
Schlussstrich: 60 Jahre danach – sind
Nazivergangenheit und -verbrechen im-
mer noch ein Thema für die politische
Bildung? - In: Erwachsenenbildung ; Jg.
51, 2005, Nr. 3, S.117-120.*DZI-1986*
Brandt, Rainer: Perspektiven gewinnen:
Lebensperspektiven durch Bibliolog. -
In: Das Baugerüst ; Jg. 57, 2005, Nr. 4,
S. 62-68.*DZI-1748*
Tölle, Rainer: Die „Kriegsneurose”: ein
frühes Modell der pluridimensional ver-
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gie. - In: Psychiatrische Praxis ; Jg. 32,
2005, Nr. 7, S. 336-341.
*DZI-2574*
Wyrobnik, Irit: Familiengedächtnis und
Holocaust: in Literatur und Familienge-
spräch. - In: Familiendynamik ; Jg. 30,
2005, Nr. 4, S. 335-352.*DZI-2585*

2.01 Staat /Gesellschaft
Bielefeld, Ulrike: Angeborene Fremden-
furcht? Eine Kritik soziobiologischer
Rassismustheorien. - In: Migration und
Soziale Arbeit ; Jg. 27, 2005, Nr. 3/4,
S. 289-296.*DZI-2675z*
Fünfsinn, Helmut: Argumente für ein
strafrechtliches Stalking-Bekämpfungs-
gesetz: Der Gesetzentwurf des Bundes-
rates. - In: Neue Kriminalpolitik ; Jg.17,
2005, Nr. 3, S. 82-84.*DZI-2990*
Haupt, Klaus: Chancen für die Zukunft
eröffnen: Kinder- und Jugendpolitik der
FDP. - In: Unsere Jugend ; Jg. 57, 2005,
Nr. 10, S. 412-417.*DZI-0135*
Hecht, Martin:Wir Heimat-Vertriebenen.
- In: Psychologie heute ; Jg. 32, 2005,
Nr. 12, S. 22, 24-27.*DZI-2573*
Holschuh, Uwe: www.kummernetz.de:
Mailberatung im Jugendbereich von
Kummernetz. - In: Das Baugerüst ; Jg.
57, 2005, Nr. 4, S. 86-91.*DZI-1748*
Hömberg, Walter: Hitler sells: Massen-
medien und Geschichte. - In: Erwachse-
nenbildung ; Jg. 51, 2005, Nr. 3, S. 121-
123.*DZI-1986*
Jacobsen, Gönke: Gefangen zwischen
Besserung und Sicherung: ein Plädoyer
für die regelmäßige Prüfung der Ge-
fährlichkeit in der Hauptverhandlung. -
In: Neue Kriminalpolitik ; Jg. 17, 2005,
Nr. 3, S. 92-95.*DZI-2990*
Klöckner, Gabriele: Seelsorge im Inter-
net: Halt finden im Netz. - In: KDFB En-
gagiert ; 2005, Nr. 11, S.16-19.
*DZI-0503z*

Lange, Andreas: Riskante und chancen-
reiche Jugend: Entgrenzungen des So-
zialen und die Notwendigkeit einer
„DiskursBildungsPolitik”.- In: Das Bau-
gerüst ; Jg. 57, 2005, Nr. 4, S. 28-38.
*DZI-1748*
Meise, Sylvia: Wieviel Globalisierung
verträgt der Mensch? - In: Psychologie
heute ; Jg. 32, 2005, Nr.12, S. 28, 30-31.
*DZI-2573*
Meiter, Claus: „Wenn du mich gefragt
hättest, hätte ich es dir erzählt.” Über
die (fehlende) Thematisierung von Ras-
sismuserfahrungen und Zugehörigkeits-
fragen in der ambulanten Jugendhilfe.
- In: Migration und Soziale Arbeit ; Jg.
27, 2005, Nr. 3/4, S. 278-283.
*DZI-2675z*
Opielka, Michael: Das Konzept des
modernen Sozialstaats: nach Rot-Grün:
Kirchhof reversus? Die politische Lage
nach der Bundestagswahl 2005. - In:
Sozial extra ; Jg. 29, 2005, Nr. 11, S. 39-
43.*DZI-2599z*
Pries-Kümmel, Elisabeth: Beziehungen
zwischen Alt und Jung: Auswirkungen
neuer Entwicklungen auf das Verhältnis
zwischen den Generationen. - In: Sozia-
le Arbeit ; Jg. 54, 2005, Nr. 10, S. 362-
371.*DZI-0470*
Schmid,Wilhelm: Begrenzt weihnachts-
fähig? Über ein Ritual der Verlangsa-
mung. - In: Psychologie heute ; Jg. 32,
2005, Nr. 12, S. 32-34.*DZI-2573*

2.02 Sozialpolitik
Eichhorn, Maria: Kinder- und Jugend-
politik.- In: Unsere Jugend ; Jg.57, 2005,
Nr. 10, S. 407-411.*DZI-0135*
Hackenberg, Frank: Die Einführung der
elektronischen Gesundheitskarte: Vor-
teile für Versicherte und Leistungser-
bringer. - In: Die Ersatzkasse ; Jg. 85,
2005, Nr. 10, S. 412-415.*DZI-0199*
Kostka, Manfred: Sicher ist anders –
die Rente: Großbaustelle Rentensystem.
- In: Idee & Tat ; Jg. 92, 2005, Nr. 4, S.
6-8.*DZI-0427*
Peifer, Ulrike: Der 12. Kinder- und Ju-
gendbericht: Bildung, Betreuung und
Erziehung vor und neben der Schule:
ein Überblick. - In: Nachrichtendienst
des Deutschen Vereins für öffentliche
und private Fürsorge ; Jg. 85, 2005, Nr.
10, S. 349-352.*DZI-0044*
Schulze,Heidrun: Biografietheoretische
Kompetenz in der klinischen Praxis. - In:
Sozial extra ; Jg. 29, 2005, Nr. 11, S. 21-
25.*DZI-2599z*
Sembritzki, Jürgen: Wofür brauchen
wir IT im Gesundheitswesen? Das Bei-
spiel Telemedizin. - In: Die Ersatzkasse ;
Jg. 85, 2005, Nr. 10, S. 418-419.
*DZI-0199*
Spieß, Gesine: Gendertraining im Stu-
dium der Sozialen Arbeit. - In: Soziale
Arbeit ; Jg. 54, 2005, Nr. 10, S. 371-378.
*DZI-0470*

2.03 Leben /Arbeit /Beruf
Böhle, Fritz: Erfahrungswissen hilft bei
der Bewältigung des Unplanbaren. - In:
Berufsbildung in Wissenschaft und Pra-
xis ; Jg. 34, 2005, Nr. 5, S. 9-13.
*DZI-2660z*
Kastelik, Karl: Arbeitgeber-Profiling:
Ein adäquates Instrument zur Ressour-
censteuerung? - In: Arbeit und Beruf ;
Jg. 56, 2005, Nr. 11, S. 321- 324.
*DZI-0620*
Krauss, Alexander: Das Erfahrungswis-
sen der Mitarbeiter in betrieblichen Ver-
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Wissenschaft und Praxis ; Jg. 34, 2005,
Nr. 5, S. 31-33.*DZI-2660z*
Lindl, Stefanie: Leistung soll belohnt
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Novak, Hermann: Bis ins Detail geplant
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S. 325-326.*DZI-0620*
Zimmermann, Hildegard: Kompetenz-
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Wissenschaft und Praxis ; Jg. 34, 2005,
Nr. 5, S. 26-30.*DZI-2660z*

3.00 Institutionen und 
Träger sozialer Maßnahmen
Beck, Thomas: Strukturierte Qualitäts-
berichte der Krankenhäuser: mehr Trans-
parenz durch „Klinik-Lotsen”der Ersatz-
kassen. - In: Die Ersatzkasse ; Jg. 85,
2005, Nr. 10, S. 425-428.*DZI-0199*
Doose, Carl-Heinz: Berufsfachschulen
weiterentwickeln!: Anregungen für ei-
ne Reform der Berufsfachschulen durch
die Bundesländer. - In: Berufsbildung in
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Nr. 5, S. 34-36.*DZI-2660z*
Draeger, Arne: Sehnsucht nach gelin-
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Modell der Tage ethischer Orientierung
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In: Das Baugerüst ; Jg. 57, 2005, Nr. 4,
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Gutknecht, Hardy: Die Bewertung ta-
gesklinischer Behandlung durch die Pa-
tienten: Aspekte der Behandlungserfah-
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Dölker, Frank: Streetwork und Polizei
im kritischen Dialog.- In: Jugend, Beruf,
Gesellschaft ; Jg. 56, 2005, Nr. 3, S.158-
162.*DZI-0231*
Frenzke-Kulbach, Annette: Mediation
unter besonderer Berücksichtigung in-
terkultureller Aspekte im Gemeinwesen.
- In: Migration und Soziale Arbeit ; Jg.
27, 2005, Nr. 3/4, S. 249-256.
*DZI-2675z*
Görgen, Wilfried: Schrankenlose Zu-
sammenarbeit. - In: neue caritas ; Jg.
106, 2005, Nr. 19, S. 19-22.*DZI-0015z*
Schmidt, Christiane K.: Prävention: ein
Thema für die sozialpsychiatrische For-

schung? - In: Psychiatrische Praxis ; Jg.
32, 2005, Nr. 7, S. 358-362.*DZI-2574*
Vossler, Andreas: Erziehungsberatung
im Spiegel gesellschaftlicher Umbrüche.
- In: AJS-Informationen ; Jg. 41, 2005,
Nr. 3, S. 4-10.*DZI-2528*

6.02 Arbeitsfelder 
der Sozialen Arbeit
Jankowski, Gabriele: „Könnte jeder
Tag so schön sein wie dieser!” Mäd-
chenreisen mit Straßenjugendlichen. -
In: Betrifft Mädchen ; Jg. 18, 2005, Nr.
4, S. 173-176.*DZI-3017*
Thiele, Albert: Deutscher Altenpflege-
Monitor 2005.- In: Heim und Pflege ; Jg.
36, 2005, Nr.11, S.314-316.*DZI-2496z*

6.04 Jugendhilfe
Breithaupt, Marianne: Qualität der Ju-
gendhilfeleistungen Unterhaltsberatung
und -unterstützung sowie Unterhalts-
beistand. - In: Das Jugendamt ; Jg. 78,
2005, Nr. 10, S. 442-445.*DZI-0110z*
Büttner, Armin: EDV in Jugendeinrich-
tungen: Unterstützung in allen Berei-
chen durch umfassende Dokumenta-
tion. - In: Unsere Jugend ; Jg. 57, 2005,
Nr. 10, S. 442-444.*DZI-0135*
Christe, Gerhard: Jugendsozialarbeit im
Wandel: ein Überblick über die Ergeb-
nisse der ersten Trägerbefragung vom
Frühjahr 2005.- In: Jugend, Beruf, Gesell-
schaft ; Jg. 56, 2005, Nr. 3, S. 182-188.
*DZI-0231*
Hinte, Wolfgang: Sozialraumorientie-
rung: Bemerkungen zu einer missglück-
ten Rezeption. - In: Nachrichtendienst
des Deutschen Vereins für öffentliche
und private Fürsorge ; Jg. 85, 2005, Nr.
10, S. 359-362.*DZI-0044*
Humme, Christel: KICK und TAG: zwei
Meilensteine zur zeitgemäßen Weiter-
entwicklung der Kinder- und Jugend-
hilfe. - In: Unsere Jugend ; Jg. 57, 2005,
Nr. 10, S. 402-406.*DZI-0135*
Köttig, Michaela: „Potenziale unter-
stützen, Selbstverstehen fördern”: Dia-
logische Biografiearbeit in der Kinder-
und Jugendhilfe. - In: Sozial extra ; Jg.
29, 2005, Nr. 11, S. 16-20.*DZI-2599z*
Meerkamp, Rainer:„Hilfst du mir, dann
helf ich dir”: Den Alltag der Jugendhilfe
als wechselseitiges Aufeinanderange-
wiesensein gestalten. - In: Soziale Ar-
beit ; Jg. 54, 2005, Nr. 11, S. 410-418.
*DZI-0470*
Sonnen, Bernd-R.: Jugendsozialarbeit/
Jugendhilfe und Polizei in der Jugend-
kriminalrechtspflege: Zwei Seiten einer
Medaille? - In: Jugend, Beruf, Gesell-
schaft ; Jg. 56, 2005, Nr. 3, S. 142-147.
*DZI-0231*

7.01 Kinder
Hülsmann, Brigitte:Viele Ängste lassen
sich nehmen: periphere Blutstammzell-
sammlung in der pädiatrischen Onkolo-

gie. - In: Pflegezeitschrift ; Jg. 58, 2005,
Nr. 11, S. 688-691.*DZI-0528z*
Schmidt, Christian: „Weil wir Mädchen
uns nach Platten, Büchern und Fanzines
sehnen, die uns ansprechen...”: (Riot)
Grrrl (Fan)Zines und die Politik der
Selbstermächtigung. - In: Journal der
Jugendkulturen ; 2004, Nr.10, S. 30-38.
*DZI-3027*
Winter, Karen: A small-scale study of
the relationship between measures of
deprivation and child-care referrals. -
In: The British Journal of Social Work ;
Jg. 35, 2005, Nr. 6, S. 937-952.
*DZI-2406*

7.02 Jugendliche
Gängler, Hans: Manipulierte Perspekti-
ven? Zur Orientierung Jugendlicher in
einer unübersichtlichen Welt. - In: Das
Baugerüst ; Jg. 57, 2005, Nr. 4, S. 54-57.
*DZI-1748*
Heinzlmaier, Bernhard: Szenen im
Trend: Lifestyleorientierung junger Mei-
nungsführerInnen in Österreich. - In:
Journal der Jugendkulturen ; 2004, Nr.
10, S. VIII-X.*DZI-3027*
Weber, Sandra: Jugendliche und Okkul-
tismus: Die Geister, die ich rief ... - In:
Soziale Arbeit ; Jg. 54, 2005, Nr. 10,
S. 388-392.*DZI-0470*
Zobel, Elke: „Hauptsache, es tut sich
was!”: Interview mit der Grrrl Zine-Ak-
tivistin Elke Zobel. - In: Journal der Ju-
gendkulturen ; 2004, Nr. 10, S. 39- 40.
*DZI-3027*
Zweigle, Birgit: Mach Deine Träume
wahr! Von den medial vermittelten Träu-
men kultischer Jugendzeitschriften. -
In: Das Baugerüst ; Jg. 57, 2005, Nr. 4,
S. 16-21.*DZI-1748*

7.03 Frauen
Althoff, Martina: Abweichendes Ver-
halten von Frauen und Mädchen und
die soziale Konstruktion von Geschlecht.
- In: Jugend, Beruf, Gesellschaft ; Jg.
56, 2005, Nr. 3, S. 175-181.*DZI-0231*
Häfner, Ulrike: Flucht nach vorn? Ein
Kommentar zur Auswanderung junger
Frauen aus Brandenburg. - In: Betrifft
Mädchen ; Jg. 18, 2005, Nr. 4, S. 181-
182.*DZI-3017*
Thönnes, Nicole: Die Weltgemeinschaft
erleben! Frauen in internationalen Work-
camps (ijgd). - In: Betrifft Mädchen ; Jg.
18, 2005, Nr. 4, S. 170-172.*DZI-3017*

7.04 Ehe/Familie/
Partnerbeziehung
Drescher, Gerborg: Wenn Jugendliche
scheitern. - In: Das Baugerüst ; Jg. 57,
2005, Nr. 4, S. 50-53.*DZI-1748*
Helmhold-Schlösser, Gabriele: „Ich
hab’ so viel Schuld!” Muster generati-
ver Erbschaft in Multiproblemfamilien.
- In: Sozial extra ; Jg. 29, 2005, Nr. 11,
S. 28-32.*DZI-2599z*
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Horsch, Evelyn: Paare im Stress. - In:
Psychologie heute ; Jg. 32, 2005, Nr. 11,
S. 20-23.*DZI-2573*
Welzer, Harald: Das kommunikative
Gedächtnis der Familie. - In: Familien-
dynamik ; Jg. 30, 2005, Nr. 4, S. 353-
369.*DZI-2585*

7.05 Ausländer /Aussiedler
Bärsch, Jürgen: Berufsorientierung
durch Interkulturelle Elternarbeit: Gen-
deraspekte und neue Aufgaben für Mi-
grantenzentren. - In: Migration und So-
ziale Arbeit ; Jg. 27, 2005, Nr. 3/4, S. 303-
310.*DZI-2675z*
Boos-Nünning, Ursula: Heiratsverhal-
ten und Partnerwahl von Mädchen und
jungen Frauen mit Migrationshinter-
grund. - In: ZAR - Zeitschrift für Auslän-
derrecht und Ausländerpolitik ; Jg. 25,
2005, Nr. 10, S. 327-332.*DZI-2682*
Boos-Nünning, Ursula: Welche Res-
sourcen haben junge Migrantinnen?:
Plädoyer für einen Perspektivenwech-
sel. - In: Migration und Soziale Arbeit ;
Jg. 27, 2005, Nr. 3/4, S. 219-232.
*DZI-2675z*
Chand, Ashok: Do you speak english?
Language barriers in child protection
social work with minority ethnic fami-
lies. - In: The British Journal of Social
Work ; Jg. 35, 2005, Nr. 6, S. 807-821.
*DZI-2406*
Luff, Johannes: MigrantInnen in der
Kriminalstatistik. - In: Jugend, Beruf,
Gesellschaft ; Jg. 56, 2005, Nr. 3, S.
168-175.*DZI-0231*
Maor, Oliver: Einreise und Aufenthalt
von Geschäftsreisenden, konzernintern
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erwerbstätigen Ausländern: Ein (fast)
vergessener Teil der Wirtschaftsmigra-
tion. - In: ZAR - Zeitschrift für Auslän-
derrecht und Ausländerpolitik ; Jg. 25,
2005, Nr. 10, S. 333-339.*DZI-2682*

7.06 Arbeitslose
Weber,Roland: Unangemessene Unter-
kunftskosten gem. § 22 SGB II: Recht-
liche Begutachtung und Erörterung ei-
nes Teilaspekts der sozialen Grundsi-
cherung nach dem SGB II. - In: Arbeit
und Beruf ; Jg. 56, 2005, Nr. 10, S. 292-
296.*DZI-0620*

7.07 Straffällige/
Strafentlassene
Hirtenlehner, Helmut: Rückfallpräven-
tion durch Restaussetzung oder Aus-
tauschbarkeit der Entlassungsformen?
Eine empirische Untersuchung am Bei-
spiel von Sexual- und Raubstraftätern
in Österreich.- In: Neue Kriminalpolitik ;
Jg. 17, 2005, Nr. 3, S. 111-116.
*DZI-2990*
Strasser, Hermann: Warum es ohne
Kriminalität nicht geht: Wir brauchen
Kriminalität und müssen sie doch zu-

gleich verhindern: ein modernes Para-
doxon? - In: Neue Kriminalpolitik ; Jg.
17, 2005, Nr. 3, S. 117-119.*DZI-2990*

7.10 Behinderte / 
kranke Menschen
Baranauskiene, Ingrida: Modelle der
Berufsbildung von behinderten Jugend-
lichen: die Suche nach dem optimalen
Weg. - In: Berufliche Rehabilitation ; Jg.
19, 2005, Nr. 5, S. 189-199.*DZI-2967*
Benecke,Cord: Initiales mimisch-affek-
tives Verhalten und Behandlungszufrie-
denheit in der Psychotherapie von Pa-
tientinnen mit Panikstörungen.- In: Zeit-
schrift für Psychosomatische Medizin
und Psychotherapie ; Jg. 51, 2005, Nr.
4, S. 346-359.*DZI-0905z*
Fink, Armin: Betriebsnahe Rehabilita-
tion als „neue”Leistung zur Förderung
der Teilhabe behinderter Jugendlicher
am Arbeitsleben. - In: Berufliche Reha-
bilitation ; Jg. 19, 2005, Nr. 5, S. 164-
173.*DZI-2967*
Gießler, Anne: Compliance in der Schi-
zophreniebehandlung: Ergebnisse einer
Expertenbefragung im Raum Sachsen
und Sachsen-Anhalt.- In: Psychiatrische
Praxis ; Jg. 32, 2005, Nr. 7, S. 349-357.
*DZI-2574*
Hartweg, Hans-R.: Die nächste Gene-
ration von Integrationsverträgen: erste
bundesweite Integrationsversorgung
für Patienten mit Hodgkin-Lymphom. -
In: Die Ersatzkasse ; Jg. 85, 2005, Nr.10,
S. 429-432.*DZI-0199*
Höflich, Anke: Inanspruchnahme von
Selbshilfegruppen durch Patienten einer
psychosomatischen Klinik. - In: Zeit-
schrift für Psychosomatische Medizin
und Psychotherapie ; Jg. 51, 2005, Nr.
4, S. 373-387.*DZI-0905z*
Horn, Jürgen: Depressive Störungen:
Ursachen und Behandlung (Teil I). - In:
Familiendynamik ; Jg. 30, 2005, Nr. 4,
S. 390-412.*DZI-2585*
Krumm, Silvia: Familien mit einem psy-
chisch kranken Elternteil: Probleme und
Perspektiven. - In: Kind, Jugend, Gesell-
schaft ; Jg. 50, 2005, Nr. 3, S. 77-81.
*DZI-0989z*
Rösler, Alexander: Was die Sprache
Alzheimer-Kranker mit der Celans ver-
bindet: Über Kommunikation mit schwer
betroffenen Demenzpatienten.- In: Zeit-
schrift für Gerontologie und Geriatrie ;
Jg. 38, 2005, Nr. 5, S. 354-359.
*DZI-2309z*

7.11 Abhängige/Süchtige
Körkel, Joachim: Pro und Kontra: kon-
trolliertes Trinken als sinnvolle und not-
wendige Behandlungsoption. - In: Psy-
chiatrische Praxis ; Jg. 32, 2005, Nr. 7,
S. 324-326.*DZI-2574*
Scheiblich,Wolfgang: Hilfe im Verbund
ist am wirksamsten.- In: neue caritas ; Jg.
106, 2005, Nr.19,S.16-18.*DZI-0015z*

7.13 Alte Menschen
Debling, Desiree: Assessment of cog-
nitive status in the elderly using tele-
phone interviews. - In: Zeitschrift für
Gerontologie und Geriatrie ; Jg. 38,
2005, Nr. 5, S. 360-367.*DZI-2309z*
Hassel, Alexander J.: Mundgesund-
heitsbezogene Lebensqualität älterer
Menschen. - In: Zeitschrift für Geronto-
logie und Geriatrie ; Jg. 38, 2005, Nr. 5,
S. 342-346.*DZI-2309z*
Jörg, Frederike: Professionals assessing
clients‘ needs and eligibility for electric
scooters in the netherlands: both gate-
keepers and clients‘ advocates. - In: The
British Journal of Social Work ; Jg. 35,
2005, Nr. 6, S. 823-842.*DZI-2406*
Richter, Eva: Optimieren heißt koope-
rieren: Entlassungsmanagement - Ziele,
Modelle, Erfahrungen. - In: Forum So-
zialstation ; Jg. 29, 2005, Nr. 136, S. 12-
17.*DZI-2674*

8.02 Länder /
Gebietsbezeichnungen
Liebel, Manfred: Cholos und Gruperos:
Jugendkulturen an den Grenzen Mittel-
und Nordamerikas. - In: Journal der Ju-
gendkulturen ; 2004, Nr. 10, S. 19-29.
*DZI-3027*
Nor, Idriss: Niederländische Vorschul-
programme in Einrichtungen der Kin-
derbetreuung und Grundschulen: Ein
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Paßlick,Cornelia: Die Chance des
Fremden: als Au-pair neue Horizonte
entdecken. - In: Betrifft Mädchen ; Jg.
18, 2005, Nr. 4, S. 162-166.*DZI-3017*
Peek, Markus: „Turkey‘s Future as a
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tion”. - In: ZAR - Zeitschrift für Auslän-
derrecht und Ausländerpolitik ; Jg. 25,
2005, Nr. 10, S. 323-327.*DZI-2682*
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pektiven der Erinnerung für Europa. -
In: Erwachsenenbildung ; Jg. 51, 2005,
Nr. 3, S.111-116.*DZI-1986*
Schmidt, Claudia: Der Europäische
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Wörterbuch Soziale Arbeit. Aufgaben, Praxisfelder, Be-
griffe und Methoden der Sozialarbeit und Sozialpädagogik.
Fünfte, vollständig überarbeitete und ergänzte Auflage.
Hrsg. Dieter Kreft und Ingrid Mielenz. Juventa Verlag.Wein-
heim und München 2005, 1 128 S., EUR 59,– 
*DZI-D-7392*
Dieses ausbildungs- und praxisbezogene Standardwerk
gibt von A bis Z Auskunft über Ziele, Aufgaben, Arbeitsfel-
der und Methoden der Sozialen Arbeit. Dargestellt werden
die fachlichen, rechtlichen, historischen und strukturellen
Grundlagen, aktuelle Entwicklungen und Probleme in der
Alten-, Familien-, Gesundheits-, Kinder- und Jugend- sowie
Sozialhilfe, also den Kernbereichen der Sozialen Arbeit,
aber auch der wichtigen Nachbarbereiche: Arbeit, Ausbil-
dung/Bildung, Stadtentwicklung/Stadtplanung, Wohnen
und anderes mehr. Für die vorliegende Auflage ist das Wör-
terbuch vollständig überarbeitet, erweitert und aktualisiert
worden. Es enthält 332 Stichwörter sowie ausführliche Ver-
zeichnisse von Organisationen, Institutionen und Fachzeit-
schriften der Sozialen Arbeit. Das Wörterbuch ist ein Nach-
schlagewerk und zugleich eine Einführung in die Soziale
Arbeit; es empfiehlt sich für Ausbildung und Praxis, will
aber auch diejenigen ansprechen, die nicht unmittelbar in
dem Arbeitsgebiet tätig sind, aber immer wieder mit So-
zialarbeit zu tun haben wie Lehrerinnen, Lehrer, Polizisten
und Polizistinnen, Ausbildende in der beruflichen Bildung,
Arbeitsvermittelnde, Beschäftigte in der Stadtplanung, Me-
dizin, Psychologie,Therapierende, Anwältinnen und Anwäl-
te sowie Richterinnen und Richter.

Sexuelle Gewalt gegen behinderte Menschen. Der
Schutz Behinderter durch das Sexualstrafrecht. Von Petra
Bungart. Mabuse-Verlag. Frankfurt am Main 2005, 299 S.,
EUR 31,– *DZI-D-7339*
Behinderte Menschen sind in erhöhtem Maß der Gefahr
ausgesetzt, Opfer sexueller Gewalt zu werden. Der Grund
hierfür sind die personalen und strukturellen Gegebenhei-
ten, in denen sie oftmals leben. Diese von Machtstruktu-
ren und Abhängigkeiten geprägten Bedingungen haben
auch zur Folge, dass das Dunkelfeld von Sexualstraftaten
gegen behinderte Menschen vergleichsweise hoch ist. So
ergibt sich ein besonderes Schutzbedürfnis ihnen gegen-
über, dem der Staat auch Rechnung zu tragen hat. Damit
eröffnet sich jedoch ein Spannungsfeld zwischen weit rei-
chendem staatlichen Schutz vor sexuellen Übergriffen ei-
nerseits und der Gewährleistung selbstbestimmter Sexua-
lität behinderter Frauen und Männer auf der anderen Sei-
te. Die rechtliche Gleichstellung behinderter Menschen ist
seit Jahren Gegenstand der öffentlichen Diskussion und
der Gesetzgebung. Allein im Sexualstrafrecht waren darauf
seit 1997 drei Novellen gerichtet. Die Autorin zeichnet diese
Entwicklung und die Vorgeschichte nach, stellt die tatsäch-
lichen Lebensverhältnisse von behinderten Menschen dar
und entwickelt daraus eine kritische Einschätzung der Neu-
fassung des Gesetzes.

Kinder im Abseits. Kindheit und Jugend in fremden Kul-
turen. Von Manfred Liebel. Juventa Verlag. Weinheim und
München 2005, 279 S., EUR 23,50 *DZI-D-7335*
Dieses Buch richtet den Blick über die deutschen und euro-
päischen Grenzen hinweg auf Kinder und Jugendliche in
anderen Ländern und Kulturen, deren Situation sich in vie-
lerlei Hinsicht vom hiesigen Leben unterscheidet. Mit dieser
internationalen Perspektive trägt es dazu bei, das Nach-
denken und die Urteile über Kinder und Jugendliche für
neue Gedanken und Sichtweisen zu öffnen. Der erste Teil
des Buches handelt von Kindern, deren Gemeinsamkeit
darin besteht, dass sie entgegen dem in Europa dominie-
renden Kindheitsmuster arbeiten und teilweise ihr Leben
auf der Straße verbringen. Mit Blick auf Lateinamerika, die
USA und Europa wird gefragt, was diese Kinder bei allen
Unterschieden in den Lebensverhältnissen miteinander ver-
bindet und welche Bedeutung Arbeit und teilweise auch
„Straße“für sie haben. Der zweite Teil handelt von Jugend-
lichen,deren Gemeinsamkeiten darin bestehen, dass sie sich
auf Grund einschneidender negativer Erfahrungen herr-
schenden Zuordnungen widersetzen. Im dritten Teil ver-
sucht der Autor politische und pädagogische Antworten
auf die aktuelle Lage dieser jungen Menschen zu finden.
Er regt dazu an, über Alternativen in der Jugend(sozial)-
arbeit und der solidarisch verstandenen entwicklungspoli-
tischen (Bildungs)Arbeit nachzudenken.

Krise und Zukunft des Sozialstaates. Von Christoph
Butterwegge. VS Verlag für Sozialwissenschaften. Wiesba-
den 2005, 318 S., EUR 24,90 *DZI-D-7351*
Der Autor verdeutlicht in seinem Buch, um welche Sach-
fragen und Kontroversen es bei der aktuellen Diskussion
um den Sozialstaat geht. Er stellt Zusammenhänge zwi-
schen der Entwicklung des Weltmarktes, dem demographi-
schen Wandel sowie den Strategien einflussreicher Gruppen
der Gesellschaft her, beleuchtet dabei die Hintergründe
der verschiedenen Konzepte und analysiert die Ursachen
des Wandels in den letzten Jahren. Kernstück des Bandes
ist eine kritische Bilanz der rot-grünen Sozialpolitik, die er
mit jener der vorherigen Regierungen vergleicht. Der Autor
kommt zu dem Schluss, dass die rot-grüne Sozialpolitik
ungeeignet war, den Wohlfahrtsstaat als Jahrhundertpro-
jekt zu retten. Insbesondere die letzten drei Kapitel des
Buches sind gespickt mit aktuellen Fakten: Sie beleuchten
die Fragen und Entwicklungen der letzten Jahre, die Dis-
kussionen über den Wohlfahrtsstaat der Zukunft und die
bisher wenig beachteten Alternativen zum neoliberalen
Um- und Abbau des Sozialstaates.

Systemische Prävention. Grundlagen für eine Theorie
präventiver Maßnahmen. Von Martin Hafen. Verlag für
Systemische Forschung im Carl-Auer-Verlag. Heidelberg
2005, 688 S., EUR 49,95 *DZI-D-7391*
Ob Drogensucht, sexueller Missbrauch, Aids, Jugendkrimi-
nalität oder häusliche Gewalt – in allen Medien ertönt die
Forderung nach mehr Prävention. Dabei ist die Wirkung
präventiver Maßnahmen bei komplexen Phänomenen wie
Sucht oder Gewalt schwer nachweisbar. Dieses Buch bie-
tet eine umfassende Analyse der Prävention und der Viel-
falt ihrer Maßnahmen. Der Herausforderung, diese Man-
nigfaltigkeit angemessen zu beschreiben, begegnet der
Autor mit der soziologischen Systemtheorie nach Niklas
Luhmann. Die dabei entwickelte Theorie ermöglicht Fach-
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leuten einen neuen Blick auf ihr Handeln und offenbart
wissenschaftlich Interessierten die Nutzbarkeit der System-
theorie für die Beschreibung der Praxis.

Vertrauen – oder das Wunder der Loyalität. Für eine
neue Wirtschaftsethik.Von Joachim Dettmann und Michael
Holewa. Hrsg. transfer-project an der Evangelischen Fach-
hochschule Berlin e.V. Eigenverlag. Berlin 2006, 247 S.,
EUR 20,– *DZI-D-7393*
Diese Veröffentlichung gibt eine aktuelle Darstellung der
Aspekte von Unternehmenskultur in einer modernen, vom
Markt dominierten Gesellschaft und behandelt die Frage,
was ein Unternehmen im Innersten zusammenhält. Sie ist
die Essenz praktischer Erfahrung mit Unternehmenskultur
in verschiedenen Bereichen. Die Beiträge verstehen sich
als Denk-, Argumentations- und Handlungsmuster, ange-
reichert mit Praxismaterialien. Das Buch richtet sich an alle,
die Unternehmen gründen, führen, für sie arbeiten oder als
Beratende mit ihnen in Beziehung stehen. Bestellanschrift:
transfer-project an der Evangelischen Fachhochschule Ber-
lin e.V., Postfach 37 02 55, 14132 Berlin
E-Mail: info@epto.de

In Ruhe alt werden können? Widerborstige Anmerkun-
gen. Von Erich Schützendorf. Mabuse-Verlag. Frankfurt am
Main 2005, 122 S., EUR 14,90 *DZI-D-7395*
Mit 50 die ersten Inliner gekauft, mit 80 nicht mehr den
Weg nach Hause finden? Selbstbestimmt, dynamisch, ak-
tiv und fit sollen die Alten sein. In den letzten 30 Jahren
ist ein neues Leitbild für das Älterwerden entstanden, das
mit „Anti-aging-Programmen“einen goldenen Herbst ver-
spricht.„Jung bleiben beim Älterwerden“– so oder ähn-
lich lauten die Titel von Ratgebern zum richtigen Altern.
Der Autor, der sich seit 30 Jahren beruflich mit dem Älter-
werden beschäftigt und die Entwicklung vom negativen
zum positiven Altersbild begleitet hat, bedenkt bei seinem
Blick auf das Alter das Ende, die Schattenseiten des Alters
mit. Er, der selbst in die Jahre gekommen ist (Jahrgang 1949)
und einer Generation angehört, die sich auf ein langes Le-
ben einstellen muss, fragt nach neuen, ungewöhnlichen
Entwürfen für das dritte und das vierte Lebensalter. Es sind
kleine, subjektive Geschichten, die zum Nachdenken über
das eigene Älterwerden nach dem 50. Geburtstag anregen.

Ethisch denken und handeln. Grundzüge einer Ethik der
Sozialen Arbeit. Von Hans-Günter Gruber. Lucius & Lucius
Verlagsgesellschaft. Stuttgart 2005, 247 S., EUR 24,90
*DZI-D-7398*
In der Praxis der Sozialen Arbeit greifen Menschen han-
delnd in das Leben anderer Menschen ein. Dabei kommt
es immer wieder auch zu Situationen, die keine vorgefer-
tigten Lösungen zulassen, sondern eine ganz persönliche
Stellungnahme und Abwägung der unterschiedlichen An-
sprüche und Interessen erfordern.Wie in solchen ethischen
Konfliktsituationen zu entscheiden ist, hat letztlich die zum
Handeln aufgerufene Person zu bestimmen und zu verant-
worten. Was aber hat sie dabei alles zu berücksichtigen?
Nach welchen Gesichtspunkten hat sie ihre Entscheidun-
gen zu treffen? Gibt es Kriterien, die den Prozess der ethi-
schen Entscheidungsfindung der subjektiven Willkür ent-
ziehen und ihn zu einem verantwortlichen, nachvollziehba-
ren Geschehen machen? Das vorliegende Buch gibt Ant-
worten auf diese Fragen. Es entwirft eine handlungsorien-

tierte Ethik der Sozialen Arbeit, auf Grund derer jede So-
zialarbeiterin und jeder Sozialarbeiter das eigene profes-
sionelle Handeln auf seine ethische Stimmigkeit und Legi-
timität hin überprüfen kann.

Alter und Soziale Arbeit.Theoretische Zusammenhänge,
Aufgaben- und Arbeitsfelder. Hrsg. Cornelia Schweppe.
Schneider Verlag Hohengehren. Baltmannsweiler 2005,
143 S., EUR 16,– *DZI-D-7417*
Die Soziale Arbeit greift Fragen des Alters bislang nur zö-
gerlich auf. Dieser Band fragt nach dem Zusammenhang
von Alter und Sozialer Arbeit und diskutiert ihn in zweier-
lei Hinsicht. Zum einen untersucht er die Anschlussfähig-
keit des Alters an die bisherigen Theoriediskurse der Sozia-
len Arbeit. Zum zweiten geht er der Frage der spezifischen
Expertise der Sozialen Arbeit im Umgang mit Alter nach
und beleuchtet diese im Rahmen unterschiedlicher Aufga-
ben und Arbeitsfelder. In dem Sammelband sind Beiträge
von Lothar Böhnisch, Hans Günther Homfeldt, Bettina Hün-
nersdorf, Fred Karl, Hugo Mennemann, Wolfgang Schröer,
Cornelia Schweppe und Michael Winkler zusammenge-
fasst.

Datenschutz in der öffentlichen Jugendgerichtshilfe.
Von Constanze Webers. Verlag Duncker & Humblot. Berlin
2005, 197 S., EUR 66,– *DZI-D-7421*
In der öffentlichen Jugendgerichtshilfe (JGH) ist der Daten-
schutz bislang praktisch ungeregelt. Der Gesetzgeber ver-
weist zwar in § 61 Abs. 3 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB VIII) auf die Vorschriften des Jugendgerichtsge-
setzes (JGG). Es ist allerdings in Literatur und Rechtspre-
chung umstritten, ob das JGG überhaupt datenschutz-
rechtliche Befugnisnormen enthält und, falls dies nicht
der Fall sein sollte, wie die dann bestehende Regelungs-
lücke zu füllen ist. Die Autorin führt diese für die tägliche
Praxis der Jugendgerichtshelfer und -helferinnen äußerst
wichtigen Streitfragen auf der Basis des lex lata einer dog-
matischen Lösung zu und beleuchtet gleichzeitig die Aus-
wirkungen dieser Lösung auf den so genannten Intra-Rol-
lenkonflikt. Zudem zeigt sie legislatorische Alternativen
zur gegenwärtigen Rechtslage auf. Nach einem kurzen
Überblick über Wesen, Aufgaben und Rechtsstellung der
JGH setzt sich die Autorin mit den normativen Grundlagen
des allgemeinen Datenschutzrechts auseinander. Darauf
aufbauend erörtert sie das spezifische Problem des Daten-
schutzes in der öffentlichen JGH.

Zur Identitätsrelevanz von freiwilligem Engagement
im dritten Lebensalter. Anzeichen einer Tätigkeitsgesell-
schaft. Von Gerlinde Wouters. Centaurus Verlag. Herbolz-
heim 2005, 333 S., EUR 26,50 *DZI-D-7423*
Dieses Buch stellt die Frage, welche Relevanz ein freiwilli-
ges Engagement für ein neu zu formierendes Selbstver-
ständnis nach der Erwerbs- oder Familienphase haben kann
und wie es den Betroffenen gelingt, den tief verinnerlich-
ten Habitus der Erwerbsarbeit abzulegen. Erzählungen von
elf Personen, die frühzeitig aus dem Berufsleben ausge-
schieden sind und danach ein Ehrenamt übernommen ha-
ben, stehen im Mittelpunkt. Ihre subjektiven Wahrnehmun-
gen, Motivlagen und Erlebnisse in den unterschiedlichsten
Einsatzfeldern kommen zu Wort, aber auch, wie sie den
Abbruch der Erwerbsarbeit erlebten und über welche Um-
wege sie eine neue Übereinstimmung mit sich und ihren

79 Soziale Arbeit 2.2006
https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 17.01.2026, 17:08:30. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte

Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-2


neuen Tätigkeiten finden konnten. Das Buch widmet sich
weiter der Zukunft einer überalternden Erwerbsarbeitsge-
sellschaft und forscht nach den Anzeichen einer breiter
angelegten Tätigkeitsgesellschaft. In jeder Hinsicht sind
Menschen im dritten Alter „Lebensstilpioniere“, die sich
mit dem Ziel einer neuen Identitätsgewinnung unter an-
derem mit Hilfe von freiwilligem Engagement in der Ge-
sellschaft verorten und so einen eigensinnigen Weg der
Selbstfindung gehen.

Matters differ. Comparative studies in social work and
social policy. Hrsg. Wolfgang Berg. Shaker Verlag. Aachen
2005, 206 S., EUR 26,80 *DZI-D-7425*
Der Band vereinigt neun komparative Beiträge, in denen
Absolventinnen und Absolventen des internationalen Mer-
seburger Masterstudiengangs European Social Work des
Jahres 2004 ihre Master-Thesen zusammenfassen.Themen
sind zum Beispiel: Funktion und Status von Sozialarbeite-
rinnen und Sozialarbeitern in onkologischen Krankenhäu-
sern (Vergleich Norwegen/Deutschland); die unterschied-
liche Entwicklung der Diakonie in Tschechien und Estland
nach 1990; das Management der Kinder- und Jugendhilfe
in Griechenland und Estland; soziale Dienste für psychisch
kranke Kinder – England und Deutschland im Vergleich. Es
werden damit die Potenziale, aber auch die Grenzen ver-
gleichender Sozialarbeitswissenschaft getestet. Der Band
schließt mit einem Beitrag des Herausgebers, der – nach
einer Befragung von ausländischen Kollegen und Kolle-
ginnen – die methodischen Möglichkeiten des Vergleichs
an Beispielen (Schuldnerberatung, Mieterschutz und so
weiter) bilanziert. Alle Beiträge sind in englischer Sprache
abgefasst.

Es ist nicht egal, wie wir geboren werden. Risiko Kai-
serschnitt.Von Michel Odent. Patmos Verlag,Walter Verlag.
Düsseldorf 2005, 177 S., EUR 18,– *DZI-D-7394*
In Deutschland erfolgen bereits 25 Prozent aller Geburten
per Kaiserschnitt, in anderen Ländern sind es bis zu 80 Pro-
zent. Der Kaiserschnitt, einst eine Notoperation, ist längst
zur gängigen Geburtspraxis geworden. Der Autor, Begrün-
der der sanften Geburt, zeigt die Gefahren dieser Entwick-
lung auf. Mit kritischem Blick beleuchtet er das „industria-
lisierte Geburtenmanagement“in den Kliniken und plädiert
für die natürliche Geburt. Ausgehend von neuesten wissen-
schaftlichen Untersuchungen beschreibt er die Langzeit-
folgen, von der Häufigkeit von Allergien, Asthma und Au-
tismus bis hin zum Einfluss auf die spätere Mutter-Kind-
Bindung.
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